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1. Übersicht über die Verhandlungen · Resume des deliberations 

04.054 s Für Lebensmittel aus gentechnlkfreler 
Landwirtschaft. Volkslnltiatlve 
Botschaft vom 18. August 2004 über die Volksinitiative 
"für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft" 
(BBI 2004 4937) 

NR/SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative "für 
Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft" 

15.03.2005 Ständerat Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 

14.06.2005 Nationalrat. Zustimmung. 

17.06.2005 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 

17.06.2005 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 

04.054 e Pour des aliments prodults sans 
manlpulatlons genetiques. Initiative populalre 
Message du 18 ao0t 2004 concemant !'Initiative 
populaire 0 Pour des aliments produits sans 
manipulations genetiques0 (FF 2004 4629) 

CN/CE Commission de Ja science, de l'education et de 
la cufture Arrete federal concemant !'initiative populaire 
"pour des aliments produits sans manipulations 
genetiques" 

15.03.2005 Conseil des Etats. Decision conforme au 
projet du Conseil federal. 

14.06.2005 Conseil national. Adhesion. 

17.06.2005 Conseil des Etats. L'arräte est adopte en 
votation finale. 

17.06.2005 Conseil national. L'arräte est adopte en 
votation finale. 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 

04.054 Für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft. 
Volksinitiative 

Botschaft vom 18. August 2004 über die Volksinitiative "für Lebensmittel aus gentechnikfreier 
Landwirtschaft" (BBI 2004 4937) 

Ausgangslage 

Die Initiative verlangt eine Übergangsbestimmung zu Artikel 120 der Bundesverfassung, die für die 
Dauer von fünf Jahren eine «gentechnikfreie» Landwirtschaft vorschreibt. Sie verbietet insbesondere 
das Einführen und das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten vermehrungsfähigen Pflanzen, 
Pflanzenteilen und Saatgut, welche für die landwirtschaftliche, gartenbauliche oder forstwirtschaftliche 
Anwendung in der Umwelt bestimmt Sind. Das Verbot gilt ebenfalls für gentechnisch veränderte Tiere, 
welche für die Produktion von Lebensmitteln und anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen bestimmt 
sind. Dagegen gilt es nicht für die Verwendung importierter gentechnisch veränderter Lebensmittel wie 
Mais und Soja. Der lnitiativtext lässt offen, ob bei einer «gentechnikfreien» Landwirtschaft auch 
Futtermittel, Dünger, Pflanzenschutzmittel und Tierarzneimittel unter das Verbot fallen. Der Bundesrat 
geht davon aus, dass dies nicht der Fall ist. Die Bestimmungen des Gentechnikgesetzes, welches den 
Schutz von Mensch und Umwelt vor Missbräuchen der Gentechnologie zum Zweck hat, gehen den 
lnitiantinnen und Initianten zu wenig weit. Der Bundesrat stellt dem Begehren entgegen, dass das 
Gesetz für das Einführen und Inverkehrbringen gentechnisch veränderter Organismen ein 
Bewilligungsverfahren vorschreibt, das vom Vorsorgeprinzip geleitet ist und auch für den Schutz der 
landwirtschaftlichen Produktion sorgt, die keine solchen Organismen verwendet. Gentechnisch 
veränderte Wirbeltiere dürfen nach diesem Gesetz in der Landwirtschaft nicht verwendet werden. 
Auch wenn die Forschung und die Produktion auf dem Gebiet der Gentechnologie vom Moratorium 
nicht unmittelbar betroffen sind, würde doch der Forschungs- und Produktionsstandort Schweiz durch 
ein temporäres Verbot international an Ansehen und Interesse verlieren. Die Unsicherheit der 
Perspektiven für die Forschenden könnte zu Abwanderungen und damit zu einem Wissensverlust 
führen. 
Mit einem wissenschaftlich nicht fundierten Einfuhrverbot müssten in den Aussenhandelsbeziehungen 
Schwierigkeiten, allenfalls Klagen wegen Verletzung von Staatsverträgen, in Kauf genommen werden. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, dass Artikel 120 der Bundesverfassung und das Gentechnikgesetz dem 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger, der Umwelt sowie der Wirtschaftsfreiheit auf nationaler und 
internationaler Ebene gerecht werden. Der Bundesrat schlägt deshalb den eidgenössischen Räten 
vor, die Volksinitiative «für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft» ohne Gegenentwurf 
abzulehnen. 

Verhandlungen 

15.03.2005 SR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
14.06.2005 NR Zustimmung. 
17.06.2005 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (35:10) 
17.06.2005 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (93:92) 

Im Ständerat beantragte die vorberatende Kommission, die Initiative gemäss Vorschlag des 
Bundesrates abzulehnen. Die Kommissionssprecherin Christiane Langenberger (RL, VD) sagte, dass 
die Ziele der Initiative aufgrund des geltenden strengen Gentechnikgesetzes bereits erfüllt seien. 
Zudem bestehe wegen der Auflagen für Freilandversuche bereits ein faktisches Moratorium für die 
Forschung. Bundesrat Joseph Deiss befürchtete, dass durch das geforderte Moratorium von fünf 
Jahren der Forschungsstandort Schweiz an Attraktivität verlieren würde. 
Dem widersprach Simonetta Sommaruga (S, BE). Die Initiative behindere die Forschung nicht und sei 
vor allem eine Chance für die Landwirtschaft. Sie könne sich dank "gentechfrei" im internationalen 
Wettbewerb günstig positionieren und deshalb sei das Moratorium aus marktwirtschaftlicher Sicht ein 
Gewinn. Die Mehrheit des Rates war jedoch der Meinung, dass die Initiative überflüssig und schädlich 
sei und folgte dem Bundesrat und der Kommission mit 32 zu 7 Stimmen. 
Im Natlonalrat wollte eine Mehrheit der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur die Initiative 
zur Annahme empfehlen. Es gehe darum, zu verhindern, dass gentechfreie Kulturen durch Kulturen 
mit gentechnisch veränderten Organismen (GVO) kontaminiert werden, führte der deutschsprachige 
Kommissionssprecher Hans Widmer (S, LU) aus. Darum müsse das Nebeneinander von gentechfreier 
und GVO-Produktion gewährleistet sein, wie es auch im Gentechnik-Gesetz festgeschrieben sei. Um 
diese Koexistenz nun auf Verordnungsebene aber überhaupt sauber umsetzen zu können, brauche es 
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Zeit. Diese Zeit werde mit dem Moratorium eingeräumt. Unterstützt wurde die Kommission von den 
Fraktionen der SP, der Grünen, einzelnen Mitgliedern der CVP- und der SVP-Fraktion sowie einer 
Mehrheit der EVP-EDU-Fraktion. Die Bauern unter den Befürwortern, etwa Hansjörg Hassler N, GR), 
argumentierten, die Schweizer Landwirtschaft müsse mit „Gentech-Freiheit" ihre Chance im 
Agrarmarkt nutzen und das Moratorium sei nötig, damit noch offene Fragen in Zusammenhang mit der 
Anwendung von Gentechnologie in der Landwirtschaft geklärt werden können. Die unbekannten 
Risiken der Gentechnologie wurden von den Befürwortern verschiedentlich als zusätzlichen Grund 
angeführt, der für die Initiative spreche. Nichts wissen von einem Moratorium wollte die FDP-Fraktion 
und eine Mehrheit der CVP- und SVP-Vertreter. Sie sahen darin ein negatives Signal für den 
Forschungsplatz Schweiz. Zudem sei die Initiative unnötig. Auch solle man, so die Moratoriumsgegner, 
den Bauern und den Konsumenten die Wahlfreiheit lassen und keine Optionen verbauen. 
Ein Rückweisungsantrag von Johannes Randegger (RL, BS), der den Bundesrat verpflichten wollte, 
einen indirekten Gegenvorschlag zur Initiative auszuarbeiten, wurde mit 96 zu 83 Stimmen abgelehnt. 
Es brauche keine neuen Gesetzesartikel, meinte dazu Maya Graf (G, BL), sondern lediglich ein 
Moratorium, um die Frage der Koexistenz zu klären. Nach mehrstündiger Debatte folgte der 
Nationalrat schliesslich dem Ständerat und lehnte die Initiative mit 91 zu 88 Stimmen ab. In der 
Schlussabstimmung am Ende der Session wurde die Initiative noch knapper, mit 93 zu 92 Stimmen 
mit Stichentscheid der Ratspräsidentin Therese Meyer (C, FR), abgelehnt. 
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3. Condense des deliberations 

04.054 Pour des aliments produits sans manipulations genetiques. 
Initiative populaire 

Message du 18 ao0t 2004 concemant !'initiative populaire nPour des aliments produits sans 
manipulations genetiquesn (FF 2004 4629) 

Situation initiale 

L'initiative demande une disposition transitoire a l'art. 120 de la Constitution (Cst.) qui prescrive, pour 
une duree de cinq ans, une agriculture «qui n'utilise pas d'organismes genetiquement modifies». Elle 
interdit en particulier l'importation et la mise en circulation de plantes, de parties de plantes et de 
semences genetiquement modifiees qui peuvent se reproduire et qui sont destinees a etre utilisees 
dans l'environnement a des fins agricoles, horticoles ou forestieres. L'interdiction est egalement 
valable pour les animaux genetiquement modifies destines a la production d'aliments et d'autres 
produits agricoles. En revanche, elle ne s'etend pas a l'utilisation de denrees alimentaires 
genetiquement modifiees importees telles le ma'is et le soja. 
Le texte de !'initiative ne dit pas si, dans une agriculture qui n'utilise pas d'organismes genetiquement 
modifies, les aliments pour animaux, les engrais, les produits phytosanitaires et les medicaments 
veterinaires tombent aussi sous le coup de cette interdiction. Le Conseil federal part du principe que ce 
n'est pas le cas. Les dispositions de la loi sur le genie genetique, qui a pour but de proteger l'homme 
et l'environnement des abus en matiere de genie genetique, ne vont pas assez loin pour les auteurs de 
!'initiative. Le Conseil federal leur repond que la loi prescrit une procedure d'autorisation pour 
l'importation et Ja mise en circulation d'organismes genetiquement modifies, procedure qui decoule du 
principe de precaution et qui a aussi pour but de proteger la production agricole qui n'utilise pas de tels 
organismes. Selon cette loi, il est notamment interdit d'utiliser dans l'agriculture des animaux vertebres 
genetiquement modifies. 
Meme si la recherche et la production dans le domaine du genie genetique ne sont pas directement 
concemees par le moratoire, la Suisse perdrait de son interet et de son attrait comme site de 
production et de recherche du fait de cette interdiction temporaire. De plus, des perspectives 
incertaines pourraient inciter les chercheurs a emigrer, privant ainsi la Suisse de leur savoir. 
Si la Suisse devait accepter cette interdiction d'importation qui n'est pas fondee scientifiquement, elle 
pourrait rencontrer des difficultes dans ses relations commerciales et faire l'objet de plaintes pour 
violation de traites internationaux. Le Conseil federal est d'avis que l'art. 120 de la Constitution et la loi 
sur le genie genetique suffisent pour proteger les citoyens et preserver l'environnement, tout en tenant 
compte de la liberte economique aux niveaux suisse et international. Le Conseil federal propose par 
consequent aux Chambres federales de rejeter !'initiative populaire «pour des aliments produits sans 
manipulations genetiques» sans contre-projet 

Deliberations 

15.03.2005 CE 
14.06.2005 CN 
17.06.2005 CE 
17.06.2005 CN 

Decision conforme au projet du Conseil federal. 
Adhesion. 
L'arrete est adopte en votation finale. (35:10) 
L'arrete est adopte en votation finale. (93:92) 

A l'instar du Conseil federal, la commission chargee de l'examen prealable du Conseil des Etats a 
propose de rejeter !'initiative. Rapporteur de la commission, Christiane Langenberger (RL, VD) a 
indique que la loi actuelle loi sur le genie genetique etait suffisamment severe pour qu'il soit possible 
d'affirmer que les objectifs vises par !'initiative etaient deja atteints. De plus, comme les essais sur le 
terrain sont soumis a de nombreuses conditions, la recherche est deja soumise de facto a un 
moratoire. Le conseiller federal Joseph Deiss a, quant ä lui, exprime la crainte que la mise en place du 
moratoire demande ne se traduise pour la Suisse en tant que site de recherche par une perte 
d'attractivite. 
Simonetta Sommaruga (S, BE) a balaye ces arguments en faisant valoir que non seulement !'initiative 
n'entraverait en rien la recherche, mais qu'elle offrirait surtout une chance a l'agriculture suisse, qui 
pourrait ainsi se demarquer face a la concurrence en s'affirmant comme « sans OGM » - le moratoire 
constituerait donc un veritable atout sur le plan economique. Estimant neanmoins que !'initiative etait a 
la fois inutile et economiquement prejudiciable, et se ralliant ainsi a l'avis et de sa commission et du 
Conseil federal, le conseil a rejete le texte par 32 voix contre 7. 
Au Conseil national, une majorite de la Commission de la science, de l'education et de la culture a 
propose de recommander l'acceptation de !'initiative. II s'agit, selon elle, d'empecher que des cultures 
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non genetiquement modifiees soient contaminees par des organismes genetiquement modifie (OGM), 
comme devait l'expliquer le rapporteur de langue allemande Hans Widmer (S, LU). II faut donc mettre 
en place les conditions permettant une veritable « co-existence » des cultures genetiquement 
modifiees et des cultures non modifiees, conformement ä la loi sur le genie genetique. Or, cette mise 
en place par voie d'ordonnance ne peut se faire immediatement, d'ou l'interet du moratoire. La 
commission a r8QU le soutien des groupes socialiste et vert, ainsi que de certains membres des 
groupes PDC et UDC, enfin d'une majorite du groupe PEV-UDF. Parmi les partisans de !'initiative, les 
exploitants agricoles - comme Hansjörg Hassler (V, GR) - ont fait valoir qu'un label « sans OGM » 
pouvait constituer une chance pour l'agriculture suisse, et que le moratoire propose etait l'occasion de 
repondre aux questions encore en suspens concernant le recours au genie genetique dans 
l'agriculture. Plusieurs partisans de !'initiative ont egalement invoque les risques susceptibles de 
s'attacher aux OGM. lnversement, le groupe radical et la plupart des membres des groupes PDC et 
UDC se sont nettement opposes ä ]'initiative, qui ä leurs yeux serait pervue comme un signal negatif 
adresse aux chercheurs ; ils ont estime en outre que !'initiative etait inutile, et, dernier argument, qu'il 
fallait laisser leur liberte de choix aux agriculteurs comme aux consommateurs et donc eviter de se 
fermer d'avance une porte possible. 
Le conseil a rejete par 96 voix contre 83 une proposition de renvoi par laquelle Johannes Randegger 
(RL, BS) demandait au Conseil federal de mettre au point un contre-projet indirect ä !'initiative. Pour sa 
part, Maya Graf (G, BL) a estime qu'un nouvel article de loi etait en l'occurrence inutile, et qu'il suffisait 
de prevoir un moratoire afin d'elucider la question de la co-existence entre cultures OGM et cultures 
classiques. Au terme d'un debat de plusieurs heures, le Conseil national a finalement suivi le Conseil 
des Etats, rejetant !'initiative par 91 voix contre 88. II est ä noter que la votation finale, ä l'issue de la 
session, a ete encore plus serre puisque !'initiative n'a ete rejetee que par 93 voix contre 92, gräce ä la 
voix preponderante de la presidente Therese Meyer (C, FR). 



15. März 2005 

04.054 

Für Lebensmittel 
aus gentechnikfreier Landwirtschaft. 
Volksinitiative 
Pour des aliments produits 
sans manipulations genetiques. 
Initiative populaire 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 18.08.04 (BBI 2004 4937} 
Message du Conseil fedliral 18.08.04 (FF 2004 4629) 

Ständerat/Conseß des Etats 15.03.05 (Erstral - Premier Conseil) 

Langenberger Christiane (RL, VD), pour la commission: Ose­
rai-je avouer que nous n'avons pas mene un debat tres ap­
profondi sur !'initiative? Nous avons eu, certes, une 
presentation interessante des representants du comite d'ini­
tiative, mais les opinions etalent faites. Nous avons en effet 
tous en memoire le travail fouille que nous avons effectue 
pour aboutir a une Ioi sur Ie genie genetique (LGG) tres res­
trictive. Les objectifs du moratoire sont ainsi, aux yeux de la 
commission, deja remplis. 
La sentiment de porter une responsabilite non negligeable 
dans le debat sur le genie genetique, meme si nos declsions 
ne changent en rien le cours des choses au niveau interna­
tional, nous a en effet incites a prendre un maximum de pre­
cautions dans l'elaboration de la loi, afin de proteger de 
maniere exhaustive l'homme, les animaux, l'environnement 
contre d'eventuels abus, mais aussi de veiller a ce que des 
organismes genetiquement modifies ou leurs dechets ne 
portent atteinte ni a la diversite biologique ni a l'utilisation 
durable de ces elements. 
Je me permets de rappeler a cet egard, parce que le debat 
sur la LGG est quand meme un peu lointain, quelques pro­
blemes que nous avions souleves a l'epoque et auxquels 
nous avons donne des reponses, sans formuler toutefois 
des interdits, notamment en reglant la dissemination experi­
mentale d'organismes genetiquement modlfies (OGM) ou 
Ieur utilisation en milieu confine, de maniere a prevenir diffe­
rents dangers, tels que le transfert de genas vers des plan­
tes apparentees, de nouvelles maladles virales, les re­
tombees inattendues lors d'une utilisation intense et a large 
echelle, la modification du sol et le fait de provoquer des In­
vasions biologiques par de nouveaux organismes. Le pro­
bleme de la pollution genique ne peut eitre ignore, car notre 
pays est finalement particulierement exigu et les terres agri­
coles morcelees. La cohabitation entre cultures de plantes 
genetiquement modifiees et les champs de cultures bio pa­
rait des lors difficile. Nous ne sommes pas aux Etats-Unis. 
Plusieurs dlspositions specifiques definissent les precau­
tions a prendre afin d'eviter tout melange indesirable avec 
des organismes n'ayant subi aucune modification genetique. 
Nous avons ainsi forrnule un article 7 LGG particulierement 
severe qui stipule: «Quiconque utilise des organismes gene­
tiquement modifies doit veiller a ce que ces organismes, 
leurs metabolites et leurs dechets ne portent pas atteinte ä. 
une production exempte d'organlsmes genetiquement modi­
fies ni au llbre choix des consommateurs." 
En matiere de responsabilite civile, l'article 30 alinea 2 LGG 
stipule que «si la mise en circulation autorisee d'organismes 
genetiquement modifies cause aux exploitants agricoles ou 
sylvicoles ou aux consommateurs des produits de ces ex­
ploitants un dommage dQ ä. la modification du material gene­
tique de ces organismes, le titulaire de l'autorisation est seul 
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ä. repondre du dommage»: je m'abstiens de vous citer tout 
l'article, ainsi que les articles du Code penal qui sont appli­
cables. 
Cependant, la crise de la vache folle a engendre des crain­
tes qul laissent des traces, meme si cela n'a rien a voir avec 
le genie genetique. Cette crise a tout de meme demontre 
que, pour des ralsons essentiellement financieres, on etait 
pret ä. faire un peu n'importe quoi. Nous ne pouvons des lors 
ignorer la portee de !'initiative populaire qui nous est presen­
tee, d'une part, en raison du soutien dont elle beneficie -
une alllance des paysans, des consommateurs et consom­
matrices et des ecologistes -, d'autre part en raison de 1a 
mefiance actuelle de la population. N'oublions pas que la 
population ne saisit pas pour !'Instant les avantages de l'utili­
sation du genie genetique dans le domaine non humain, 
c'est-a-dire dans l'alimentaire. En effet, nous vivons dans 
l'abondance, nos produits sont de bonne qualite, mime si 
certains ont perdu leur saveur d'antan. Notre paysannerie 
s'est astreinte a une utilisation raisonnable de produits chl­
miques, quand eile n'a pas carrement vire au bio. 
Lors de leur audition, les representants du comite d'initiative 
ont fait valoir que les dispositions de la loi sur le genie gene­
tique ne suffisaient pas ä. proteger l'agriculture traditionnelle 
contre une contamlnation involontaire par des organismes 
genetiquement modifies. Salon eux, une telle contamlnation 
peut par exemple etre provoquee par la dlssemination du 
polten, les residus de plantes dans le sol, mais aussl par 
l'utilisation commune des machines agrlcoles et des moyens 
de transport. La coexistence separee de l'agriculture tradl­
tionnelle et de l'agriculture dite genetlquement modifiee, telle 
qu'elle est prevue par la lol sur le genie genetique, ne serait 
pas reallsable sans mesures speciflques. Tant que ces me­
sures ne sont pas prises, il faut renoncer a cultiver des plan­
tes genetiquement modifiees pour ameliorer les perspecti­
ves commerciales de l'agriculture bio. Enfin, toujours selon 
les auteurs de !'initiative, la plupart des consommateurs se­
raient opposes aux aliments genetiquement modifies. 
Die Initianten unterstützen das Moratorium aus verschiede­
nen Gründen. Für die Landwirte stellt die Initiative eine Mar­
ketingmassnahme dar. So drückte sich wenigsten Josef 
Wüst vom Schweizerischen Bauernverband am letzten Frei­
tag an einer Tagung der ETH aus. Die Bauern wollten Zeit 
gewinnen, um das in ihren Augen verkaufsfördernde Label 
«Gentechfrei» auch International zu positionieren. Für die 
gentechkritischen Umweltschützer steht das Ziel im Vorder­
grund, den Einzug gentechnisch veränderter Organismen in 
die angewandte Landwirtschaft überhaupt zu verhindern. 
Gemäss der Kommission und auch gemäss der Debatte be­
treffend Gen-Lex innerhalb des Ständerates besteht eigent­
lich ein faktisches Moratorium fOr die Forschung. Denn die 
Auflagen, die wir mit unserem Gesetz den Wissenschaftern 
gemacht haben, sind derart streng, dass Freilandversuche 
nicht oder nur mit hohem finanziellem und zeitlichem Auf­
wand möglich sind. In der Tat rechnet die Saatgutbranche 
mit 10 bis 15 Jahren, bis ein Produkt nach dem ersten Frei­
landversuch Mark.treife erlangt Oberhaupt besteht in der 
Schweiz bis heute kaum eine Nachfrage nach gentechnisch 
veränderten Lebensmitteln. Der Markt regelt also das Ange­
bot zurzeit ganz im Sinne der Initianten. 
Une lnterdiction, mAme temporaire, pourrait cependant avolr 
des effets negatifs aussi bien sur la securite du drolt que sur 
la recherche biotechnologique. Nous voulons tout mettre en 
oeuvre, aujourd'hui comme hier, afin de ne pas compromet­
tre les chances de recherche dans un domaine qui pourrait 
repondre a certains defis de l'avenir, notamment dans les 
domaines de la protection de l'environnement et des besoins 
nutritionnels pour faire face a l'evolution demographique. II 
est des lors important que nous menions une politique qui 
permette a notre pays de rester a la pointe de la recherche 
dans ces domaines porteurs, d'eviter de donner des signes 
susceptibles de decourager des scientifiques et d'inciter les 
chercheurs a fuir a l'etranger. 
La mention qui est falte des «animaux genetiquement modi­
fies», a l'article 197 chiffre 2 lettre b de la Constltution selon 
l'initiative, peut en outre donner l'impression que de tels ani-
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maux sont autorlses en Suisse, ce qui n'est absolument pas 
le cas, sel011 l'article 9 LGG. 
Le titre de !'initiative, qui evoque des «aliments produits sans 
manlpulations genetiques», est egalement mal choisi: 
d'abord, parce que tous les aliments ne proviennent pas de 
l'agriculture suisse; ensulte, parce qu'une teile initiative 
n'empAcherait pas en principe l'utilisation - et cela me paratt 
quand mAme important - de fourrages genetiquement modi­
fies et importes pour la production de lait et de viande. Pour 
!'Instant, ce n'est pas encore tres frequent, mais enfin cela 
est possible egalement. 
SI la Suisse devait accepter cette interdiction d'importation -
qui n'est pas fondee scientifiquement -, elle pourrait rencon• 
trer en outre des difflcultes dans ses relations commerciales 
et faire l'objet de plaintes pour violations des traites Interna• 
tionaux. L.:interdiction de plantes genetiquement modifiees 
etant essentiellement motivee par des arguments de politi­
que agricole, l'OMC pourrait considerer ceci comme une en• 
trave technique deloyale au commerce, de mAme d'ailleurs 
que l'Union europeenne dans le cadre du protocole de Car­
tagena. A nos yeux, il est egalement important que les con­
sommateurs aient 1a liberte de choix. Cette liberte leur est 
garantie notamment gräce a l'article 17 LGG qui regle lade­
signation des produits. 
Je rappelle egalement que Monsieur le conseiller federal 
Leuenberger est conscient des problemes que pourralt cau­
ser 1a propagati011 de pollens au-delä de nos fr011tieres. II en 
a discute ä la fin de l'amee derniere avec Ies minlstres 
d' Autriche, d' Allemagne, du Liechtenstein, en ces terrnes: 
« •.•• um insbeSOlldere das Problem des grenzQberschreiten­
den Pollenfluges zu erörtern. Dabei sollen die Rechtslage in 
der Schweiz und bei den Nachbarländern dargestellt und 
Vorschläge entwickelt werden, wie allfällige Lücken in Bezug 
auf grenzüberschreitende Vermischungen durch Pollenflug 
geschlossen werden können.» 
Der Vorschlag, einen Gegenentwurf zu verfassen, um even­
tuelle Lücken zu schliessen sowie zu erwirken, dass die In­
itiative zurückgezogen werde, wurde mehrheitlich abgelehnt. 
Der Antrag des Bundesrates auf Ablehnung der Initiative 
wurde in unserer Kommission mit 5 zu 1 Stimmen bei 2 Ent­
haltungen angenommen. 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Die Meinungen Ober die 
Chancen und Risiken der Gentechnologie werden wohl bis 
auf weiteres geteilt bleiben. Daran ändert auch die Initiative, 
die wir heute beraten, nichts. Heute geht es auch gar nicht 
um die Gentechnologie an sich, sondern um die Möglichkeit, 
In einer kontrovers diskutierten Thematik tar mehr Klarheit 
zu sorgen. So sieht es übrigens auch Dr. Gessler von der 
ETH Zürich, der selber in der Gentechnologie forscht und 
der diese Initiative explizit begrOsst. Die Initiative behindere 
die Forschung in keiner Art und Weise, sagt der Forscher, 
und sofern man die Zeit nutze, die das Moratorium schaffe, 
könne die Situation am Ende dieses Prozesses tar die For­
schung attraktiver sein, als sie es heute ist. 
Eine Chance ist diese Initiative aber in erster Linie fQr die 
Schweizer Landwirtschaft. Die Initiative wird deshalb auch 
von sämtlichen nationalen Landwirtschaftsorganisationen 
mitgetragen. So viel Einheit unter den landwirtschaftlichen 
Organisationen hat es in diesem Land vermutlich noch gar 
nie gegeben. Dass die Initiative auch von Koosumentenor­
ganisationen und von den Umweltorganisationen unterstützt 
wird, hat zu einer einmaligen Allianz geführt, die auch er­
klärt, weshalb die Unterschriften fQr diese Initiative In Re­
kordzeit zusammengekommen sind. Die Initiative wird mitt­
lerweile auch von den Kant011en unterstatzt: In den Kanto­
nen Bern, Thurgau und Genf zum Beispiel steht eine Mehr­
heit der Kantonsparlamentarierlnnen und -parlamentarier 
hinter dieser Initiative. 
Als Mitinltiantin der Volksinitiative «für Lebensmittel aus gen• 
technikfreier Landwirtschaft» - und nicht, Frau Kommissi­
onspräsidentin, «tar gentechnikfrele Lebensmittel», ich 
möchte das doch präzisiert haben - möchte ich Ihnen darle­
gen, weshalb ich diese Initiative mittrage: 
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Der erste Grund ist marktwirtschaftlicher Art. Sie wissen, 
dass die Schweizer Landwirtschaft einem immer härteren 
K011kurrenzkampf ausgesetzt ist: Der Käsemarkt ist geöff­
net, und mit den BIiateraien II geht die Öffnung noch weiter. 
Auch die nächste WTO-Runde wird unsere Landwirtschaft 
einem raueren Wettbewerb aussetzen. In dieser Zeit braucht 
unsere Landwirtschaft nicht nur unsere politische und finan­
zielle Unterstützung, sondern wir müssen alles dafür tun, 
dass sie sich auch positionieren kann. 
Die Schweizer Bevölkerung hat sich in verschiedenen Ab­
stimmungen zum Mehrwert. den unsere Landwirtschaft zu 
erbringen hat, ausgesprochen: Man will in der Schweiz eine 
naturnahe Landwirtschaft, und die Natürlichkeit ist gleichzei­
tig die entscheidende Wettbewerbschance der Schweizer 
Landwirtschaft. Die jüngsten Diskussionen haben es deut­
lich gezeigt: Allein Ober den Preis wird unsere Landwirt­
schaft im Markt nie bestehen können. Das haben die 
Schweizer Bauern verstanden, und daran orientieren sie 
sich. 
Zurzeit ist eine Koexistenz von GVO-Landwirtschaft und 
GVO-freier Landwirtschaft in der Schweiz aufgrund unserer 
Kleinräumigkeit praktisch nicht durchführbar. Wir müssen 
uns also heute tar das eine oder andere entscheiden, und 
das tun wir mit der Gentechfrei-lnitiative. 
Ihre Unterstützung verdient diese Initiative aber auch, weil 
sie einen ökologischen Hintergrund hat. Die heute am Markt 
angebotenen GVO-Produkte sind ja in erster Linie harbizid­
tolerante Produkte bzw. Produkte mit einer toxischen Schäd­
lingsabwehr. Sie passen nicht zum Nachhaltigkeitskonzept 
der Schweizer Landwirtschaft. Die bisher erzielten ökologi­
schen Fortschritte der Inländischen Landwirtschaft warden 
dadurch vielmehr infrage gestellt. Auch die beratende Kom­
mission Landwirtschaft des Bundesrates, Herr Bundesrat, 
kommt in ihrem wegweisenden Leitbild zum Schluss, dass 
die Schweizer Landwirtschaft auf Qualität und ökologische 
Profillerung setzen soll, und sie empfiehlt dem Bundesrat, 
für die Weiterentwicklung dieses Profils auf Agrogentechnik 
zu verzichten. 
Gerne hätten wir in diese Initiative auch die importierten Le­
bensmittel und Futtermittel einbezogen. Wir waren uns aber 
bewusst, dass wir damit gegen WTO-Recht verstossen war­
den. Es macht ja wohl keinen Sinn, eine Volksinitiative zu 
lancieren, die gegen bestehende Internationale Verpflichtun­
gen verstösst. Es ist deshalb reichlich absurd, wenn man 
dieser lnitlative den Vorwurf macht, sie sei nicht so formu­
liert, dass sie gegen WTO-Recht verstosse. 
In aller Form muss ich auch den Vorwurf zurOckweisen, die 
Initiative sei eine Täuschung des Konsumenten, weil sie VOil 
Lebensmitteln aus gentechnikfreier Landwirtschaft spreche, 
gleichzeitig aber nicht ausschliessen könne, dass zum Bei­
spiel importierte GVO-Futtermlttel zum Einsatz kommen 
worden. Die Formulierung dieser lnitlative ist einfach ehrlich, 
indem sie nämlich den Stimmbargerinnen und Stimmbor­
gern nichts verspricht, was sie nicht halten kann. 
Das zentrale Anliegen der Initiative ist aber nicht nur sinnvoll, 
sondern auch WTO-kompatibel. Wir können nämlich selber 
entscheiden, was wir in unsere Böden ausbringen, welche 
landwirtschaftliche Produktion wir in unserem Land betrei­
ben und was für Lebensmittel wir konsumieren wollen. Im­
merhin beträgt unser Selbstversorgungsgrad bei wichtigen 
pflanzlichen Lebensmitteln Ober 70 Prozent, bei den Kartof­
feln sind es sogar 95 Prozent, beim Brotgetreide Ober 
80 Prozent, bei Gemüse und Obst überwiegt der lnlandanteil 
ebenfalls deutlich, und bei den tierischen Produkten - also 
bei Milch und Fleisch - ist der Selbstversorgungsgrad sogar 
noch höher. 
Denken Sie daran: Wenn in der Schweiz ein einziger Bauer 
GVO-Saatgut anpflanzt, dann ist es mit der gentechnikfreien 
Schweizer Landwirtschaft vorbei - und nicht nur das. Die Im 
Gentechnikgesetz vorgesehene Koexistenz würde zu einer 
massiven Verteuerung der Nahrungsmittel aus Schweizer 
Landwirtschaft führen, indem Warenflüsse getrennt werden 
mussten und der Schutz der gentechnikfreien Produkti011 
gewährleistet werden müsste. Damit warden aber nicht die 
GVO-Nahrungsmittel teurer, sondern vor allem die GVO-
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freien Nahrungsmittel. Das ist aber angesichts der bereits 
bestehenden Preisdifferenzen zum Ausland und der ins 
Haus stehenden Konkurrenz das, was wir am wenigsten 
brauchen können. 
Ich bitte Sie deshalb, diese Initiative zu unterstützen. Wir 
können doch nicht Jahr tor Jahr fOr unsere Landwirtschaft 
Milliarden von Franken ausgeben und ihr dann, wenn es 
darum geht, dass sie auf dem Markt auch gute Absatzchan• 
cen hat, genau diese Grundlage entziehen. Das möchte die 
Gentechfrei-lnitiative verhindern. 
Deshalb bitte ich Sie, die Initiative zu unterstOtzen. 

Bleri Peter (C, ZG): Wir haben lange gebraucht - es 
brauchte fast die ganze letzte Legislatur -, um das neue 
Gentechnikrecht zu schaffen. Verschiedenste Elemente wa­
ren anfangs unklar und warfen Fragen auf, und deren Ant­
worten hinterliessen neue Unsicherheiten. Ich erinnere an 
die ganze Thematik der verschiedenen Stufen von der For­
schung in geschlossenen Systemen Ober die Freisetzungs­
versuche bis hin zur lnverkehrsetzung in die Umwelt Nicht 
vergessen habe ich das lange Ringen um die Haftpflicht­
frage und darOber, wer letztlich für alttällige Schäden - auch 
Umweltschäden - aufzukommen hat Wir haben uns lange 
Ober den Warenfluss und die Kennzeichnung sowie die 
Wahttreiheit unterhalten. 
Als wir hier im Ständerat als Erstrat im ersten Umgang unge­
nügende Ergebnisse erzielten, habe ich aufgrund der offe­
nen Fragen und der bestehenden Unsicherheiten damals 
selbst einen Antrag gestellt, den kommerziellen Anbau von 
gentechnisch veränderten Pflanzen in der Landwirtschaft 
und im Gartenbau während fOnf Jahren auszusetzen, damit 
bis dann die entsprechenden wissenschaftlichen Feldversu­
che gemacht werden konnten. Das ist übrigens auch bereits 
vier Jahre her - dies, damit man sich Ober die Zeitdauer et­
was Rechenschaft gibt, welche mit dieser Initiative gesetzt 
wird. 
Die Mehrheit hat dieses Moratorium damals abgelehnt. In 
der Folge haben die beiden WBK ihre Bemühungen intensi­
viert, um bei den strittigen Fragen nach Lösungen und Ant­
worten zu suchen. Am Schluss dieses langen Prozesses 
herrschte hier im Rat, in den davon betroffenen Wirtschafts­
kreisen und auch in der Wissenschaft der Eindruck, dass wir 
ein gutes, aber auch ein sehr strenges, wenn nicht sogar 
vielleicht zu restriktives Gesetz geschaffen hatten. Das Ge­
setz ist bei der Gentechnikindustrie In vielen Belangen als zu 
streng beurteilt worden. Ich musste als Exponent dieser Li­
nie und auch als damaliger Kommissionspräsident von die­
ser Seite einige Kritik einstecken. Die gentechnikkritischen 
Kreise haben uns damals zugebilligt, dass die von uns ge­
troffene Lösung wissenschaftlich fundierte und sehr strenge 
Anforderungen an die Herstellung und Verwendung von 
GVO stellen würde. Nicht umsonst ist gegen dieses Gesetz 
damals kein Referendum ergriffen worden. 
Matchentscheldend war damals aus meiner Sicht das Fak­
tum - das auch hier wieder sehr wichtig Ist -, dass wir ganz 
zuletzt in Artikel 7 des Gentechnikgesetzes festgehalten ha­
ben, dass mit GVO nur so umgegangen werden darf, dass 
sie, ihre Stoffwechselprodukte oder ihre Abfälle die Produk­
tion von Erzeugnissen ohne GVO sowie die Wahlfreiheit der 
Konsumentinnen und Konsumenten nicht beeinträchtigen 
dürfen. Dies ist, zusammen mit anderen Artikeln des Gen­
technikgesetzes, die umfassende gesetzliche Garantie, dass 
GVO-freie Produktion neben GVO-Produktion jederzeit Platz 
haben muss. Damit haben wir damals in einem letzten hefti­
gen Streit in diesem Saal diese Koexistenz gesichert. Wir er­
innern uns noch an die Auseinandersetzung von Kollega 
Bürgi mit mir. Als ich im Plenum damals diesen Minderheits­
antrag zu Artikel 7 vertrat, argumentierte ich damit - ich zi­
tiere mich nun einmal selber -: ocWenn Sie dereinst gegen 
diese Moratoriums-Initiative durch das Land ziehen, erin­
nern Sie sich vielleicht daran: Das, was hier in Artikel 6bis 
geschrieben ist, dOrfte dann wahrscheinlich Ihr stärkstes Ar­
gument sein.» 
Ich hielt damals auch klar fest, dass mit der Aufnahme die­
ses Artikels zum Schutz der gentechfreien Produktion ein 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

3 Ständerat 04.054 

Moratorium OberflOsslg sei und dass ich gegen eine entspre­
chende Initiative antreten wOrde. Gottlob konnte ich damals 
In diesem Rat eine Mehrheit tor meinen Minderheitsantrag 
finden, sodass Ich heute mit Überzeugung und mit gutem 
Gewissen sagen kann, dass unser Gesetz gegenüber den 
Argumenten der Initianten der Moratoriums-Initiative Ober­
zeugende Lösungen anbieten kann. Für mich ist es auch 
nicht nachvollziehbar, wie man nach der Schaffung dieses 
sehr strengen Gesetzes hingehen kann und Ober all das, 
was wir mit grosser Vorsicht geregelt haben, nun ein Morato­
rium stülpen will, das dazu fOhren würde, dass ein grosser 
Tell der geleisteten, intensiven und auch sehr seriösen Ar­
beit im Bereich der lnverkehrsetzung wiederum tor tonf 
Jahre nicht anwendbar wäre. Ein Ja zu dieser Initiative wäre 
de facto eine Misstrauenskundgebung gegenüber der Arbeit, 
die wir hier, wie gesagt, mit grösster Intensität geleistet ha­
ben. 
Wenn man nun den Text dieser Initiative betrachtet, so wird 
auch offenkundig, dass hier Dinge gefordert werden, die 
zum Teil unklar und zum Teil Im Gesetz bereits abschlies­
send im Sinne der Initianten geregelt sind. Auch anlässlich 
der Anhörung der Initianten in der Kommission konnte die 
Frage nicht beantwortet werden, welche zusätzlichen Anfor­
derungen mit dem Moratorium geprott werden massten, wel­
che heute nicht im Gesetz aufgelistet sind. All die Fragen der 
Auskreuzung, des Durchwuchses, der Vermischung der Ern­
teprodukte sind mit dem neuen Gentechnikgesetz aufgegrif­
fen und verlangen wissenschaftlich erhärtete Antworten, 
bevor eine Bewilligung erteilt werden kann. Der Begriff «ins­
besondere» in der Initiative lässt auch offen, ob nebst den 
fortpflanzungsfähigen Pflanzen oder Pflanzenbestandteilen 
auch andere Produktionsmittel wie Hilfsstoffe Im Boden, 
z. B. Dünger, Pflanzenschutzmittel oder Futtermittel, die aus 
vermehrungsfähigen GVO zusammengesetzt sind, gemeint 
sind. Der Bundesrat geht in seiner Botschaft davon aus, 
dass diese Produkte nicht von der Initiative betroffen sind. 
Bezüglich der zweiten Forderung, des Verbotes von GVO­
Tieren, welche tor die Lebensmittelproduktion oder tor land­
wirtschaftliche Erzeugnisse bestimmt sind, haben wir bereits 
in Artikel 9 des Gesetzes eine praktisch identische, zeitlich 
unbeschränkte Forderung eines Verbotes beschlossen. 
Diese zweite Forderung bringt - ausser dass sie voruberge­
hend auf Verfassungsstufe gehoben wird - schlicht nichts. 
Ich halte die Initiative von der inhalUich-wissenschaftlichen 
Seite her weder für innovativ oder einen zusätzlichen Nutzen 
bringend noch dem Prinzip der Vorsicht folgend. All diese 
Fragestellungen sind im Gentechnikgesetz dank sehr hohen 
Hürden bereits eingehend geregelt. 
Wenn nun die Initianten behaupten, diese Initiative treffe die 
Forschung nicht, dann ist dies eine schiere Falschbehaup­
tung. Als Präsident der beratenden Kommission des Institu­
tes fOr Pflanzenwissenschaften der ETH ZOrich habe ich 
auch einen Kontakt zur Forschung. Glauben Sie, dass For­
scher weiterhin in einem Land forschen und arbeiten wollen, 
welches fOr fünf Jahre - unbesehen einer objektiven PrO­
fung - einfach den Deckel fQr jede Art der Anwendung zu­
schllesst? Glauben Sie, dass Studenten an der ETH noch 
Pflanzenwissenschaften studieren, wenn sie ihre Kennt­
nisse durch ein zeitlich und nicht inhaltlich begründetes 
Verbot in der Praxis gar nicht anwenden können? Weil For­
schung gerade auch In diesem Bereich letztlich nach An­
wendung sucht, wäre ein solches Moratorium als Signal an 
die Forschung fatal. Die gleichen Personen, die damals den 
Freisetzungsversuchen an der ETH kritisch bis ablehnend 
gegenüberstanden, gehören nämlich heute zu den Unter­
zeichnern dieser Initiative und behaupten dann gleichzeitig, 
dass die Moratoriumsdauer benutzt werden sollte, um bei 
Versuchen - auch bei Freisetzungsversuchen - die offenen 
Fragen zu klären. 
Ich halte dies fOr eine völlig widerspr0chliche Haltung, die in 
sich nicht konsistent ist. 
Ich will es bei diesen Argumenten belassen. Sicher wird 
diese Initiative auf viel Sympathie stossen. Ich muss Ihnen 
sagen: Sie wird viel Sympathie haben, weil die Leute keine 
Kenntnis von den effektiven gesetzlichen Regelungen und 
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den naturwissenschaftlichen Erkenntnissen haben. Es ist 
unsere Verantwortung, und es ist auch die Verantwortung 
der Forscherinnen und Forscher, dass wir die Bevölkerung 
diesbezüglich aufklären und sie auf die Konsequenzen, die 
mit einer solchen Initiative verbunden sind, aufmerksam ma­
chen. 
Trotzdem gilt es meiner Ansicht nach, eine saubere politi­
sche Linie zu fahren. Wir selber haben gerade vor einem 
Jahr ein sehr strenges Gesetz fertig erstellt. Der Bundesrat 
hat es zu Beginn des letzten Jahres In Kraft gesetzt. Von der 
Sache her, von der Risikobeurteilung her, vom heutigen 
Stand des Wissens her macht es keinen Sinn und gibt es 
auch keine Notwendigkeit, Ober unsere damals geleistete 
Arbeit ein Moratorium zu stülpen, das nichts Neues bringt, 
jedoch klar negative Signale in Bezug auf unseren For­
schungs- und Wirtschaftsstandort aussendet 
Ich bitte Sie, diese Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Leumann-Würsch Helen (RL, LU): Ich kann jedes Wort un­
terschreiben, das Herr Bierl soeben gesagt hat; sein Referat 
verdient höchstes Lob. 
Im Bundesgesetz Ober die Gentechnik war ja im Ausserhu­
manbereich das zentrale Ziel der Schutz von Mensch, Tier 
und Umwelt vor Missbräuchen der Gentechnologie. Gleich­
zeitig soll aber dieses Gesetz die Gentechnik ermöglichen 
und nicht behindem oder gar verbieten. Trotz den äusserst 
strengen Auflagen im Gesetz wurde die Moratoriums-Initia­
tive lanciert, Ober die wir heute befinden müssen. 
Aus folgenden Überlegungen werde ich die Volksinitiative 
selbstverständlich ablehnen, und ich bitte Sie. sich dem An· 
trag der Kommission anzuschllessen: 
1. Die Initiative ist OberflOssig. Wir haben im Gentechnikge­
setz durch sehr strenge Bewilligungsauflagen auf gewisse 
Befürchtungen der Bevölkerung Rücksicht genommen. In 
Artikel 7 wird festgehalten, dass Biobauern gentechfrel pro­
duzieren können. Weiter muss ein äusserst strenges Bewilli-­
gungsverfahren durchlaufen werden, bevor GVO-Pflanzen 
für Forschungsversuche im Freiland oder als neue Sorten 
von Bauem genutzt oder als Nahrungs- und Futtermittel ver­
kauft werden können. Weiter garantieren wir unseren Kon­
sumentinnen und Konsumenten die Wahlfreiheit. Strenge 
Produktedeklarationen sind Vorschrift. Ein Verbot würde Je• 
doch nur für einheimische Produkte gelten, da der Import 
aus dem Ausland weiterhin möglich bliebe, und das benach­
teiligte die Schweizer Produzenten. Die gleiche Wahlfreiheit 
wie die Konsumenten müssen doch aber auch unsere Bau­
ern haben. Wenn kein Markt für GVO-Produkte vorhanden 
ist, wird auch kein Produzent solche produzieren. Dann Ist 
ein Verbot überflüssig. Ein Verbot ist aber eine Bevormun­
dung jener Bauern, die nicht grundsätzlich auf die Verwen­
dung gentechnischer Produkte verzichten wollen, weil sie in 
dieser Technologie möglicherweise eine Sicherung Ihrer Zu­
kunft sehen. Was Verbote und Einschränkungen gerade In 
der Landwirtschaft In der Vergangenheit gebracht haben, 
muss heute schmerzlich korrigiert werden. Gentechfreie 
Produkte können durchaus ein Export- oder Verkaufsschla­
ger sein, aber dafür braucht es kein Verbot, sondem die 
Möglichkeit der Wahl sowohl für den Bauern als auch für den 
Konsumenten. 
2. Die Initiative liegt quer in der Landschaft. Im FAQ-Bericht 
Nr. 31 vom Mai 2004 zur Biotechnologie steht, dass die FAO 
zahlreiche Argumente für und wider den Einsatz gentech­
nisch veränderter Nutzpflanzen gegeneinander abgewogen 
hat und eine positive Bilanz für die Möglichkeiten der moder­
nen Biotechnologie zieht. In zahlreichen Beispielen werden 
ihre Vorteile - gerade für Kleinbauern in Entwicklungslän­
dern - angeführt, wonach aufgrund erhöhter Emteerträge 
und verringerter Ausgaben für Agrochemikalien höhere Ge­
winne erwirtschaftet werden und sie damit zur Existenzsi­
cherung beiträgt Die neuesten Zahlen einer internationalen 
Studie weisen aus, dass 2004 etwas mehr als 8 Millionen 
Landwirte In 17 Ländern auf etwa 80 Millionen Hektaren 
Land gentechnisch verbesserte Pflanzen angebaut haben 
und dass 90 Prozent dieser Landwirte aus den Entwick-
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lungsländem stammen. Umso erstaunlicher ist es, mit wel­
cher Vehemenz Teile unserer Bevölkerung alle positiven 
Meldungen als Falschmeldungen anprangern. 
Ein Moratorium ist eine Insellösung in Europa und wird zu 
einer Benachteiligung der einheimischen Landwirtschaft 
führen. Gerade für die Landwirtschaft schränkt das Morato­
rium die technischen Alternativen für Problemlösungen un­
verhältnismässig ein. Denn es kann nicht davon ausgegan­
gen werden, dass eine Landwirtschaft, welche ausschlless­
lich auf herkömmlichen Züchtungs- und Pflanzenschutz­
techniken beruht automatisch frei von negativen Umwelt­
einf!Ossen ist - im Gegenteil. Ohne Pflanzenschutz ist die 
heutige landwirtschaftliche Produktion nicht denkbar, denn 
moderner Pflanzenschutz beinhaltet zunehmend Pflanzen, 
welche gegen Schädlinge und Krankheiten resistent sind. 
3. Die Initiative schadet dem Innovationsplatz Schweiz. Ein 
Moratorium ist und bleibt ein Verbot, und ein Verbot hat im­
mer auch Signalwirkung. Gerade unsere Universitäten sind 
auf dem Gebiet der Bio- und Genforschung heute noch welt­
weit fahrend. Es wird zwar argumentiert, die Forschung sei 
vom Moratorium ausgenommen; das ist absurd. Denn wenn 
die praktische Anwendung und Produktion verboten sind, 
machen weitere Forschungsarbeiten im Bereich gentech­
nisch verbesserter Nutzpflanzen in unserem Land keinen 
Sinn mehr. Aus die:;em Grund werden auch keine oder 
kaum mehr Forschangsprojekte eingereicht. Der Freiset­
zungsversuch der ETH, der damals vehement bekämpft 
wurde, lässt grOssen! 
1998 hat der Souverän, mit allen Ständen und zwei Dritteln 
aller Stimmen, die Gen-Schutz-Initiative abgelehnt und da­
mit deutlich gemacht, dass er die Gentechnologie nicht 
grundsätzlich verbieten will. Gleichzeitig hat das Parlament 
mit der Gen-Lex-Motion eine Überprüfung der Gentechnolo­
gie im ausserhumanen Bereich verlangt und den Bund be­
auftragt, allfällige LOcken zu schliessen. Das haben wir mit 
dem Gentechnikgesetz getan. Umso mehr erstaunt es, wie 
nun von den damaligen BefOrwortem der Gen-Schutz-Initia­
tive, welche die Abstimmung verloren haben, versucht wird, 
die Angst vor der Gentechnologie wieder zu schoren. Für ein 
Land, dessen Wertschöpfung wesendich von der Anwen­
dung neuer Ideen und neuer Technologien abhängt, ist eine 
Absage als solche verantwortungslos. Nicht vergessen dür­
fen wir aber in diesem Zusammenhang auch unsere Che­
mie- und Pharmaindustrie. Eine wissenschafts-, aber auch 
industriefeindllche Haltung schadet sowohl dem For­
schungsplatz Schweiz als auch unserem Wirtschaftsstand­
ort. 
Es kommt dazu, dass die Initiative ein nicht zu unterschät­
zendes internationales Konfliktpotenzial schafft. Im schlimm­
sten Fall müsste die Schweiz bei der Umsetzung der 
Initiative mit handelspolitischen Sanktionen oder gar mit ei­
ner Klage auf unlautere technische Handelshemmnisse ent­
weder bei der EU oder beim Schiedsgericht der WTO 
rechnen. 
Technologiefeindliche Einstellungen werden uns nicht hel­
fen, die Zukunft zu meistem, sondern nur ein Klima, in dem 
sich Gewerbe, Handel und Industrie entfalten können, ga­
rantiert auch unseren Nachkommen eine lebenswerte 
Schweiz, wie wir sie jetzt erleben dürfen. 
Lassen Sie mich mit einem Beispiel aus der Schweizer For• 
schung zum Ende kommen. Dank Gentechnologie kann die 
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegenüber Krankheiten 
und Schädlingen verbessert werden. So wird in einem For­
schungsprojekt der Schweiz an schorfresistenten Apfeln 
gearbeitet Heute muss der Schorfbefall mit bis zu 15 Fungi-­
zidspritzungen bekämpft werden. Dank gentechnisch erfolg• 
ter Ubertragung eines einzelnen, ~efinierten Gens von einer 
Apfelsorte in eine andere können Apfel in Zukunft umweltge­
rechter, d. h. mit deutlich weniger chemischen Schädlings­
bekämpfungsmitteln, angebaut werden. Ein Moratorium 
kann sowohl diese Forschung negativ beeinflussen als auch 
später deren Anwendung in der Schweiz verunmöglichen. 
Gentechnologie zwischen Chance und Risiko? FOr unser 
Land bedeutet die Gentechnologie eine Chance, die es bei 
allem Abwägen sinnvoll zu nutzen gilt. 
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BOrgl Hermann 0/, TG): Es ist aufseiten derjenigen, die 
diese Initiative ablehnen, schon sehr viel gesagt worden, 
und die wichtigsten Gesichtspunkte sind festgehalten wor­
den. Gestatten Sie mir, einleitend festzuhalten, dass es 
heute nicht um die Frage «Gentechnik, ja oder nein?» geht. 
Unsere Verfassung erlaubt grundsätzlich die Gentechnolo­
gie, sie besagt indessen, dass der Mensch und die Umwelt 
zu schützen seien. Genau das haben wir getan. 
Jetzt haben wir eine Initiative vor uns mit dem Ziel - die Initi­
anten erklären das so -, die Schweizer Landwirtschaft solle 
befristet gentechnikfrei bleiben. Diese Zielsetzung kann ich 
im Grundsatz durchaus teilen, aber um dieses Ziel zu errei­
chen, Frau Sommaruga, brauchen wir diese Initiative nicht! 
Es ist insbesondere von Kollege Bleri darauf hingewiesen 
worden, dass wir In der Gen-Lex ganz klare, scharfe, rigide 
Rahmenbedingungen festgelegt haben. Ich erinnere insbe­
sondere an die Frage, wann Freisetzungsversuche erlaubt 
sind und wann das Inverkehrbringen erlaubt ist. Sie können 
das dort selbst nachlesen. 
Ganz wichtig scheint es mir, erneut daran zu erinnern: Die 
Frage eines Moratoriums wurde in der Gen-Lex-Debatte bis 
zum Gehtnlchtmehr diskutiert, und am Schluss hat die Ein­
sicht obsiegt - ich sage das ganz deutlich -, dass ein sol­
ches nicht nötig Ist, weit in diesem Gesetz die wichtigen 
Leitplanken gesetzt worden sind. Ich habe jetzt wirklich kein 
Verständnis dafür, dass man dieses Moratorium in dieser Art 
und Weise wiederaufnimmt. Wir brauchen also diese Initia­
tive nicht. 
Es wird auch erklärt, die Bevölkerung wolle keine Gentech­
nik auf dem Teller. Durchaus einverstanden! Aber von dieser 
Sicherheit, dass man gleichsam zwangsweise gentechnisch 
veränderte Nahrungsmittel auf den Teller erhalte, kann keine 
Rede sein. Ich erinnere erneut an das, was Kollege Bierl ge­
sagt hat - er ist leider nicht hier-: Es geht um die Artikel 16, 
17 und insbesondere um Artikel 7. Ich bestätige: Gottseid­
ank hat er damals mit seinem Antrag meinen Gegenantrag 
übertroffen. Das war gut! Ich habe damals nie daran ge­
dacht, dass wir noch eine derartige Initiative vor uns hätten. 
Aber jetzt bin ich gescheiter geworden; nachdem diese In­
itiative auf dem Tisch des Parlamentes liegt, muss ich ihm 
Recht geben: Es war gut, dass wir Artikel 7 so gefasst ha­
ben. 
Deshalb komme ich noch einmal zum Schluss: Unter dem 
Gesichtspunkt der vollumfänglich gewährleisteten Wahlfrei­
heit kann keine Rede davon sein, dass wir gleichsam 
zwangsweise Gen-Food auf dem Teller haben müssen. 
Es ist auch darauf hingewiesen worden - ich wiederhole 
das-, dass diese Initiative auch in ihrer Formulierung pro­
blematisch ist. Natürlich kommen die Initianten - das erle­
ben wir immer wieder - und sagen: Ach, reitet jetzt doch 
nicht auf formaljuristischen Gesichtspunkten herum. Aber 
bitteschön! Wenn man hingeht und einen Vorschlag für die 
Verfassung - das ist nicht irgendeine Verordnung - macht, 
muss man sich auch genau überlegen, wie man das ausfor­
muliert. Dieser Verfassungsvorschlag hat nun eindeutig Un­
klarheiten. Der Bundesrat gibt zwar eine Meinungsäus­
serung ab in Bezug auf die Frage, ob darin auch Saatgut, 
Dünger usw. enthalten seien, aber das ist die Meinung des 
Bundesrates; das ist völlig klar. Ob diese hieb- und stichfest 
ist, lassen wir offen. Sie ist auch problematisch, weil wir im 
Zusammenhang mit internationalem Recht Unklarheiten 
schaffen. Gerade wenn wir die Situation der Landwirtschaft 
betrachten, sollten wir im Interesse der Landwirtschaft für 
WTO-Verhandlungen und Verhandlungen mit Europa nicht 
noch neue Hürden schaffen. Der Bundesrat weist darauf hin, 
dass hier Schwierigkeiten bestehen. Problematisch ist diese 
Initiative eben auch, weil sie ein falsches Signal fOr den For­
schungsplatz Schweiz aussendet. 
Noch ein letztes Wort: Frau Sommaruga, ich teile Ihre Auf. 
fassung in Bezug auf die Beurteilung der Situation der 
schweizerischen Landwirtschaft. Da bin ich mit Ihnen völlig 
einverstanden. Aber mit diesem fünfjährigen Moratorium än­
dern Sie nichts an der schwierigen Situation der schweizeri• 
sehen Landwirtschaft, diese ändern Sie nicht nachhaltig! 
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Wenn das jetzt den Bauern erzählt wird, dann - das sage ich 
Ihnen - besteht die Gefahr, dass den Bauern Sand in die 
Augen gestreut wird. Wenn die thurgauischen Parlamenta• 
rierlnnen und Parlamentarier sich dafür ausgesprochen ha­
ben, dann nur deswegen, weil sie mich nicht angehört 
haben. Wenn ich ihnen nämlich erklärt hätte, was die Gen­
Lex ist, dann hätten sie zweifellos zweimal überlegt, ob sie 
die Moratoriums-Initiative unterstützen. 
Für die Bauern, so befürchte ich im Gegenteil, ist das eine 
gefährliche Initiative. Denn sie versprechen sich hiervon 
Marktchancen, sie betrachten das als ein Marketinginstru­
ment, und das greift meines Erachtens im Hinblick auf eine 
nachhaltige Lösung der Probleme der Landwirtschaft zu 
kurz. Ich bin kein Gentech-Turbo - nur damit das klargestellt 
ist, überhaupt nicht Aber ich habe Vertrauen in die Gen-Lex, 
die wir verabschiedet haben. Ich komme deshalb zum 
Schluss, dass die Befürchtungen, die jetzt geäussert wer­
den, nicht zutreffen. Wir haben mit der Gen-Lex ein fakti· 
sches Moratorium bezüglich der Bereiche, wo das mit der 
Initiative angestrebt wird. Das faktische Moratorium wird 
diese fünf Jahre mehr als überdauern. 
Deshalb bin Ich der Meinung, diese Initiative sei unnötig, und 
wir können sie zur Ablehnung empfehlen. 

Fetz Anita (S, BS): Warum kann ich dieser Initiative zustim­
men im Gegensatz zur Gen-Schutz-Initiative, über die wir 
vor ein paar Jahren abgestimmt haben und die Ich nicht un­
terstützt habe? 
Es sind zwei pragmatische Gründe: Ich kann dieser Initiative 
zustimmen, weil ich wie die erdrükkende Mehrheit der Kon­
sumenten und Konsumentinnen GVO-freie Lebensmittel es­
sen möchte. Sämtliche Umfragen ergeben überwältigende 
Mehrheiten dafür, dass die Konsumentinnen und Konsumen­
ten das wollen. Jetzt sagen die Gegner der Initiative, eben 
gerade die Wahlfreiheit müsse man verteidigen. Aber in der 
kleinräumigen Schweiz mit Ihrer auch kleinräumigen Land­
wirtschaft gibt es keine Koexistenz. Die Gefahr der Pollen­
Obertragung ist einfach zu gross. Ich kann mir das in einem 
Riesenland wie den USA oder in Ländereien in Afrika vor· 
stellen, wo man kilometerweite Abstände zwischen GVQ... 
freien Produkten und GVQ...Produkten halten kann. Aber das 
können Sie in der Schweiz nicht, ausser Sie definieren ein­
zelne Täler zu GVQ... Tälern und andere Täler zu GVO-freien 
Tälern. Sonst gibt es diese Koexistenz nicht Das heisst, die 
Wahlfreiheit ist eben nicht gewährleistet. 
Ich kann dieser Initiative auch darum zustimmen, weil sie die 
Forschung weiterhin zulässt, weil sie die Lehre weiterhin zu­
lässt und weil sie die Freisetzungsversuche weiterhin zu­
lässt. Da, meine ich, könnte man die Initianten durchaus 
auch politisch behaften - anstatt zu beklagen, dass sie sich 
beim Gentechgesetz oder bei jedem Freisetzungsversuch 
wehren - und sagen: Ihr habt selber gesagt, die Forschung 
ist frei, und dazu gehören auch Freisetzungsversuche. 
Kurz zusammengefasst: Mit dieser Initiative wird die For­
schung in keiner Art und Weise behindert, sie wird nicht ein­
mal davon tangiert. Auch das fünfjährige Moratorium oder 
Verbot eines kommerziellen Anbaus in der Schweiz ändert 
daran nichts. Mir ist kein Forschungsprojekt bekannt, das in­
nert fOnf Jahren in der Schweiz Marktreife erreichen würde. 
Das hat unsere Kommissionspräsidentin bereits aufgezeigt. 
Auch der «golden rice», der Reis der ETH ZOrich, der in der 
Kommissionsberatung immer wieder erwähnt worden ist, 
hätte mit dieser Initiative problemlos entwickelt werden kön• 
nen - problemlos! 
Ich rufe Ihnen Folgendes in Erinnerung: Wenn Sie behaup• 
ten, die Forschung würde behindert, ist das schlicht und ein­
fach nicht wahr. Das hat auch der Bundesrat In der Botschaft 
gesagt, und ich möchte Sie einfach warnen: Ich wäre viel 
glücklicher gewesen, wenn wir einen Gegenvorschlag zu 
dieser Initiative gehabt hätten, der dieses Moratorium im 
Landwirtschaftsgesetz verankert hätte. Denn letztendlich 
schadet es unserem Forschungsplatz, wenn wir selber dau­
ernd sagen, es würde dem Forschungsplatz und seinem An­
sehen schaden. Genau das möchte ich nicht, dass es im 
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Abstimmungskampf passiert. Wir können den Forschungs­
platz hier schlechtreden; der Sache ist damit nicht gedient. 
Ich weise Sie darauf hin, dass die Initiative nicht deshalb bei 
den Leuten eine grosse Chance hat, weil sie ihnen Sand in 
die Augen streut, sondern weil sehr viele Leute der Überzeu­
gung sind, für die Milliarden an Geldern, die wir in die Land­
wirtschaft und in die Direktzahlungen stecken, möchten sie 
gute, GVO-freie Lebensmittel haben. Diese einfache Überle­
gung wird gemacht, und ich möchte Sie sehr davon warnen, 
einen Abstimmungskampf zu führen mit dem Hauptargu­
ment, dass der Forschungsplatz Schweiz gefährdet sei. Das 
Ist nicht der Fall. 
Die Initiative nimmt nämlich vor allem die Interessen von 
Konsumenten und Konsumentinnen auf, und zwar auf eine 
urdemokratlsche Art, wie das die Schweiz mit der Initiative 
vorsieht. Mit anderen Worten: Die Bevölkerung wird sich 
darüber aussprechen können, und das ist auch ein grosser 
Unterschied zum Gentechnikgesetz und zur damaligen Mo­
ratoriumsdebatte, die hier drimen stattgefunden hat. Das 
helsst nämlich nicht, dass sie auch draussen in der Bevölke­
rung stattgefunden hat. 

Ory Gisele (S, NE): J'avals propose en commission qu'on 
elabore un contre-projet ii cette initiative populaire «pour des 
allments produits sans manipulatlons genetiques». Cette ini­
tiative me semblait suffisamment importante sur le fond et 
suffisamment soutenue par la population pour qu'on cherche 
une solutlon de consensus. Cette proposition a ete rejetee; 
la commisslon n'a pas juge utlle d'avoir un contre-projet. Je 
me rallie donc aujourd'hul a la proposition Sommaruga Sl­
monetta, et je vous prie de recommander au peuple et aux 
cantons d'accepter cette initiative. 
Cette initiative repond ii 1a preoccupation de nombreux cl­
toyens, dont une grande majorite est opposee a. l'utilisation 
du genie genetique dans l'alimentatlon. Nous devons tenir 
compte de cette sensibilite. II ne s'agit pas d'une mefiance 
due a l'ignorance: la population sait ce qu'est le genie gene­
tique, car on en parle depuis suffisamment longtemps. Les 
consommateurs ne veulent pas de produits dont les probl&­
mes ecologiques ne sont pas encore resolus et dont les ef­
fets a long terme sur la sante ne sont pas connus. Plusieurs 
grands distributeurs l'ont bien compris et ont deja renonce a 
proposer des aliments genetlquement modifies dans leur as­
sortlment. 
Le genie genetique est certes porteur d'espoir, et la recher­
che dans ce domaine avance a grands pas. C'est la raison 
pour laquelle nous devons maintenant freiner un peu, et 
nous laisser le temps de connaitre mieux les effets de ces 
produits sur la sante et sur l'envlronnement a moyen et a 
long terme, avant de nous lancer dans une production mas­
sive. Les sclentifiques eux-mömes reconnalssent qu'lls ne 
maitrisent pas tout dans ce domaine. 
l.'.initiative demande un moratolre de cinq ans pour l'utlllsa­
tion du genie genetique dans l'agriculture. Cela repond tout 
a 1a fois au principe de precaution et de responsabllite en 
matlere d'envlronnement et de sante publique. C'est une 
mesure tres moderee, responsable et ralsonnable. Certains 
redoutent que ce moratoire penallse l'attralt de la Sulsse en 
tant que place scientifique pour la recherche en matlere de 
genie genetlque. C'est le contraire qui est vral. La recherche 
et l'experlmentatlon ne sont pas concernees par ce mora­
tolre. C'est justement pour nous permettre de pousser en­
core la recherche et l'experimentatlon que nous voulons 
nous donner un peu de temps. Rien ne nous pennet de dire 
non plus - des sclentifiques suisses de premier plan sont 
categoriques sur ce point - que ce moratolre lnciterait les 
chercheurs a emlgrer et priverait notre pays d'investisse­
ments et de savoir-faire. Brandir la menace d'un exode des 
cerveaux n'est pas un argument pertinent. 
Enfin, l'utlllsation d'OGM dans l'agriculture, en particulier en 
Suisse, n'est pas une priorlte. Nous pourrions nous y mettre 
plus tard si cela devait Atre necessalre. En fait, les OGM vont 
a l'encontre de la politlque agricole que nous avons prOnee 
depuis plusieurs annees; ce n'est pas un bon signe pour nos 
agriculteurs, c'est mime un signe contradlctoire qui ferait fi 
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de tout le travall reallse par notre paysannerie pour se mettre 
a une production lntegree et respectueuse de l'environne­
ment, et pour se rapprocher du consommateur. 
L'.agriculture biologique progresse rapidement en Sulsse; les 
consommateurs l'apprecient beaucoup. Les OGM, par leur 
dissemination incontrölee, pourraient remettre en cause la 
qualite de ces cultures. Ce n'est donc pas etonnant que les 
organisations agricoles soutiennent fermement cette initia­
tive populaire. 
En outre, nous ne serlons de loin pas les seuls a Atre pru­
dents. C'est en fait un mouvement qui s'etend au niveau 
mondial. A l'heure actuelle, 100 regions europeennes et 
3500 zones, en particulier des communes, se sont declarees 
sans OGM: cela veut dire, par exemple, 15 des 21 regions 
franyaises, 8 des 9 provinces autrichiennes, 1800 vllles ita­
liennes, etc. 
Les OGM dans l'agriculture ne sont pas necessalres du 
point de vue de la production alimentaire mondiale. lls po­
sent des problemes serieux en matiere d'envlronnement par 
pollution des autres cultures, par crolsements indesires, par 
utilisation de pesticides associes, problemes qui ne sont pas 
resolus. Leurs effets sur la sante sont encore incomplete­
ment connus; on a parle en partlculier de l'effet des mar­
queurs antibiotiques. 
Un moratolre n'est pas une interdlction, c'est un temps de 
reflexion, et ce temps de reflexion, nous en avons besoin. 
Ainsi, au nom du devoir de precaution, de la responsabillte 
qui nous engage en matiere d'environnement et de sante 
publlque, de la coherence de notre politique agricole, de 
l'ecoute aussi que nous devons avoir envers nos citoyens, je 
vous recommande Je oui a !'initiative populaire «pour des ali­
ments produits sans manipulations genetlques». 

Schmid-Butter Carlo (C, Al): Wir haben zu Beginn des heu­
tigen Tages eine Aussprache über die Aussenhandelspolitlk 
der Schweiz geführt. Wir haben als eine Dimension dieser 
Aussenhandelspolitik auch die Binnenwirtschaft betrachtet 
und haben gesehen, dass die Binnenwirtschaft Wachstum 
generieren muss. Sie muss Wachstum generieren, weil 
sonst der Verteilkampf unter uns, unter den Regionen, unter 
den Generationen, unter Arm und Reich zu einem Nullsum­
menspiel wird, bei dem es Gewinner oder Verlierer gibt. Von 
diesem Nullsummenspiel kommen wir nur weg, wenn die 
Wirtschaft wächst. Wachstum generiert in diesem Sinne 
auch Wohlstand. 
Wir haben heute Morgen auch gesehen, dass ein Tell der 
Wachstumsschwäche in unseren Köpfen ist - in dieser 
Schutzmentalität, statt in einer Fördermentalität. Die Diskus­
sion, die ich jetzt gehört habe, erinnert mich an x Diskussio­
nen, die in diesem Saal zu diesem Bereich schon geführt 
wurden. Immer fühle ich mich etwas an jene erinnert, die 
mein Kollege Theo Maissen einmal als «Maschinenstürmer» 
bezeichnet hat Diese Maschinenstürmerel des 19. Jahrhun­
derts - was hat sie gebracht? Gar nichts! Der technische 
Fortschritt ist nicht aufzuhalten; wir müssen versuchen, ihn 
zu begleiten, aber aufhalten lässt er sich nicht. Technik ist 
nicht aufzuhalten, Forschung Ist nicht aufzuhalten, der 
menschliche Geist kann nicht aufgehalten werden. 
Von daher bitte ich Sie, dem Bundesrat zu folgen. Dies im 
Bewusstsein, dass wir Wachstum brauchen, Im Bewusst­
sein, dass wir etwas fOr uns und nicht immer gegen uns tun 
sollten. 
Die Volksinitiative «für Lebensmittel aus gentechnikfreier 
Landwirtschaft» ist vom Bundesrat in einer kurzen Botschaft 
meines Erachtens in knapper und umfassender Weise dar­
gestellt worden, und am Schluss lehnt er sie ohne Gegen­
vorschlag ab. Dem schliesse Ich mich an. 
Ich möchte Sie aber auf etwas hinweisen, das mir auch noch 
etwas auf der Seele liegt: Der Bundesrat will diese Initiative 
ablehnen. Aber er muss zur Kenntnis nehmen, dass es in 
seiner Verwaltung Stellen gibt, die mit Bundesgeld das Ge­
genteil tun. 
Swissaid hat am 1 o. Februar dieses Jahres eine Tagung 
zum Thema «Gentechnologie in der Landwirtschaft - Chro-
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nik einer angekündigten Katastrophe» veranstaltet. Begrüs­
sung: Frau Simonetta Sommaruga, Präsidentin von 
Swissaid. Dann gab es eine Einführung mit einem Streitge­
spräch Ober die Frage, wem die Gentechnologie in der Land­
wirtschaft nützt, anschliessend eine Podiumsdiskussion und 
ein Schlusswort. Swissaid lebt unter anderem von einem 
Bundesbeitrag von rund 6 Millionen Franken pro Jahr, der 
von der Deza an Swissaid gegeben wird. Ich bin nicht der 
Auffassung, dass es sinnvoll ist, wenn der Bundesrat eine 
bestimmte Politik fährt und nicht gleichzeitig dafür sorgt, 
dass Bundesgelder nicht so verwendet werden, dass seine 
Politik konterkariert wird. 
In dieser Zeit, in der wir jetzt sprechen, findet im Käfigturm 
hier zu Bern eine Veranstaltung der Eidgenössischen Kom­
mission für Konsumentenfragen und des Eidgenössischen 
Büros fQr Konsumentenfragen statt. Es wird hier vom Recht 
auf Sicherheit gesprochen und über die Frage, ob Lebens­
mitteldeklarationen zuverlässig sind bzw. wie zuverlässig sie 
sind. Weitere Themen sind das Recht auf Information und 
das Recht auf Gehör, und es wird gefragt: Sind Konsumen­
tenorganisationen eine störende Lobby? Thematisiert wird 
auch das Recht auf Produkteinformation. Die Geschäftsfüh­
rerin der schweizerischen Stiftung für Konsumentenschutz, 
Frau Jacqueline Bachmann, spricht über «Recht auf Ge­
sundheit - gentechnisch veränderte Organismen». Das ist 
kein Zufall, da Frau Sommaruga gleichzeitig Präsidentin die­
ser Stiftung ist. 
Dagegen habe ich an sich nichts, aber ich habe etwas dage­
gen, dass das Eidgenössische Büro für Konsumentenfragen 
und die Eidgenössische Kommission für Konsumentenfra­
gen diesen Dingen - ausgerechnet heute, wo wir dieses 
Thema diskutieren - eine Plattform geben. Es ist eine Platt­
form, bei der, quasi als Kontrapunkt zur heutigen Diskussion 
in diesem Rat, die Verwerflichkeit und die negative Seite der 
gentechnisch veränderten Lebens- und Futtermittel darge­
stellt werden können. 
Das Eidgenössische Büro für Konsumentenfragen ist admi­
nistrativ dem Generalsekretariat des EVD unterstellt und 
hatte im Jahre 2004 ein Budget von 1,274 Millionen Franken. 
Das ist das, was mich bewegt! Ich habe nichts dagegen, 
wenn Frau Sommaruga ihr Netzwerk spielen lässt - aber 
nicht mit Bundesgeldern, während der Bundesrat eine an­
dere Politik fährt! Hier, so meine ich, sollte man für Ordnung 
sorgen. Auch das gehört zur Transparenz in unserer Politik. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich wurde direkt von Kol­
lege Schmid angesprochen. Ich sage gerne etwas dazu. Zu­
erst zur Tagung von Swlssaid zum Thema Gentechnologie in 
der Dritten Welt Herr Schmid, ich hätte Sie dort gerne be­
grosst. Es war eine sehr interessante Tagung, an der auch 
ein Vertreter von Syngenta dabei war, an der auch Botschaf­
ter Luzlus Wasescha dabei war, an der auch der Landwirt­
schaftsminister von Sambia präsent war sowie Vertreterin­
nen und Vertreter aus Gulnea-Blssau, Kolumbien und 
Nicaragua Es wäre sehr wichtig und auch für Sie Interes­
sant gewesen zu hören, wie sich die Gentechnologie eben 
auch in den Ländern der Dritten Welt ausbreitet und welches 
dort die Chancen und Risiken sind - also eine Diskussion, 
die es wert gewesen wäre, verfolgt zu werden. Allenfalls 
können Sie auch nachlesen, was gesagt wurde. 
Was das Büro für Konsumentenfragen heute organisiert, 
dazu wird sicher Herr Bundesrat Deiss Stellung nehmen. 
Herr Schmid, wenn Ihr Postulat dahin geht, dass Sie dort, 
wo Bundesgelder im Spiel sind, auch politisch steuern 
möchten, dann fühle ich mich ein bisschen an die Diskus­
sion der Session im letzten Dezember erinnert, bei der es 
darum ging, ob man bei der Verwendung von Bundesgel­
dern auch in der Kunst oder in anderen Organisationen 
plötzlich mitreden, mltsteuern soll. Das Ist keine fruchtbare 
Diskussion. Ich anerkenne aber Ihr Bedürfnis: Wenn Bun­
desgelder im Spiel sind, sollen die Diskussionen dann auch 
ausgewogen geführt werden. 
Da ich das Wort habe, erlaube ich mir noch zwei Bemerkun­
gen zur Diskussion. Ich habe mich sehr darüber gefreut, 
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dass das Gentechnikgesetz in diesem Rat so viel Lob erhal­
ten hat. Ich kämpfte nämlich damals, Herr Bieri, auch für die­
ses Gesetz, In die gleiche Richtung wie Sie, und ich habe 
mich gefreut, dass Leute, die sich damals bestimmten For­
derungen widersetzten, diese heute loben und jetzt auch 
sehr wichtig finden. Ich bin natürlich auch sehr glücklich, 
dass wir diese Forderungen durchgebracht haben und dass 
das jetzt auch positiv aufgenommen wird. 
Wenn ich jetzt aber abschliessend etwas zur Situation der 
Landwirtschaft sagen darf, dann möchte ich einfach noch­
mals in Erinnerung rufen, dass wir seit Jahren den Bauern 
und Bäuerinnen in unserem Land eintrichtern, sie sollen das 
produzieren, was der Markt will. Das haben die Bauern und 
Bäuerinnen in unserem Land verstanden, und ich freue mich 
darüber. Deshalb unterstützen jetzt die Bauern auch diese 
Initiative, weil sie sich eben bewusst sind, dass sie gewisse 
Rahmenbedingungen brauchen. Ich kann Ihnen sagen, die 
nächsten fünf Jahre sind für die Schweizer Landwirtschaft 
absolut entscheidend: Entweder positioniert man sich auf 
dem Markt, oder man positioniert sich eben nicht. Sie sehen, 
dass auch in der Bevölkerung die Unterstützung für die 
Landwirtschaft zu schwinden beginnt. Die Landwirtschaft 
muss deshalb noch mehr darauf achten, was sie produziert. 
Die Schweizer Landwirtschaft welss auch, dass sie immer 
teurer sein wird 11ls die ausländische Konkurrenz und dass 
sie deshalb besser sein muss; und besser heisst in diesem 
Zusammenhang auch naturnaher. 
Deshalb bitte ich Sie jetzt auch - und die Unterstützung auf­
seiten der Landwirtschaft ist gross -, für diese Initiative ein­
zutreten, damit wir hier gemeinsam diese Startchancen oder 
diese Ausgangslage für die Schweizer Landwirtschaft ver­
bessern, und zwar nicht nur ihre Ausgangslage Im Inland, 
sondern auch fOr den Export. Das, Herr Kollege Schmid, hat 
auch etwas mit Aussenwlrtschaftspolitik zu tun. 

Bieri Peter (C, ZG): Wir Nichtjuristen neigen gelegentlich 
dazu, bei Gesetzen zu sagen: Als Nichtjurist habe ich diese 
oder jene Meinung. Aber wir sind als Naturwissenschafter 
gelegentlich zu bescheiden zu sagen, wir hätten dafür eine 
gewisse Ahnung von Naturwissenschaften. 
1. Die Voten, die ich nun gehört habe, entbehren zum Teil 
jeglicher naturwissenschaftlicher Korrektheit. Wenn behaup­
tet wird, wenn irgendein Bauer irgendeine GVO-Kultur ir­
gendwo in der Schweiz anbaue, dann sei das ganze Land 
verseucht, dann ist das schlicht nicht haltbar und entbehrt 
Jeglichen naturwissenschaftlichen Wahrheitsgehalts. Ich 
möchte Ihnen dann auch folgende Frage stellen: Wie wollen 
Sie eine GVO-freie Schweiz erhalten, wenn wir ringsum von 
Nachbarländern umgeben sind, die vielleicht GVO anpflan­
zen werden? Das ist sicher der falsche Ansatz. 
Ich habe hier ein Gutachten vor mir, das nicht von irgendei­
nem ETH-Institut stammt, sondern das Forschungsinstitut 
fQr biologischen Landbau hat bezQglich dieser Koexistenz 
eine Analyse erstellt. Ich könnte Ihnen vorlesen, welche Si­
cherheitsdistanzen f0r einzelne Kulturen gewahrt werden 
müssen. Zum Beispiel bei Kartoffeln sind das 10 Meter. 
Beim Raps können das Kilometer sein. Beim Weizen sind 
das bei normalen Sorten 100 Meter. Hier gibt es wissen­
schaftlich erhärtete Sicherheitsdistanzen, die eingehalten 
werden müssen. Wir können nicht behaupten, dass irgend­
ein Betrieb ganze Täler verseuchen könnte. 
2. Zu den Bauern: Wenn die Bauern eine Marktchance se­
hen, GVO-frei zu produzieren, dann werden sie das tun. 
Aber es ist nicht angebracht, dass wir dies den Bauern von 
Staates wegen vorschreiben müssten. Denn im Gesetz ha­
ben wir mit Artikel 7 genau geregelt, dass diese Koexistenz 
jederzeit gewährleistet sein muss. 
3. Zur Forschung: Frau Fetz, ich WOrde gerne hören, was Ihr 
Vorgänger, Herr Plattner, dazu sagen würde. Wie sich dieser 
Jeweils verwahrt hat gegen die Gefahr, mit dem Verbot der 
lnverkehrbringung die Forschung zu gefährden! Denn Sie 
können sich vorstellen: Syngenta wird ja wohl kaum hier wei­
terforschen wollen, wenn die grösste Gefahr darin besteht, 
dass sie das Resultat gar nie anwenden kann. Dieses Signal 
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Ist doch gegeben. Denn Forschung wird nur betrieben, wenn 
sie in absehbarer Zelt letztlich auch einen Nutzen abwerfen 
kann. Entschuldigung Frau Fetz, aber ich habe Mühe damit, 
dass Sie als Standesvertreterin des Forschungsstandortes 
Basel hier eine solche Haltung einnehmen. Herr Plattner 
hätte das - so wie Ich es einschätze - nicht getan. Aber Sie 
haben ja keine Verpflichtung, die gleiche Meinung zu vertre­
ten wie Ihr Vorgänger. Nur schreibt Herr Plattner uns auch 
immer wieder, welche Sorge wir zum Forschungsstandort 
tragen müssen. In dem Sinne meine ich, ich hätte eine ge­
wisse Einsicht in das, was an der ETH abläuft. Hier ist doch 
eine gewisse Vorsicht geboten. 
Man kenn diese Sache nicht einfach sektoriell betrachten: 
hier Forschung, dort Anwendung. Wir forschen letztlich 
auch, um anzuwenden. Tragen wir also Sorge zu unserem 
Wirtschaftsstandort Schweiz! BezOglich des Berichtes zur 
Aussenwirtschaftspolitik, den wir heute besprochen haben, 
habe ich genau die gleiche Randbemerkung für mich auch 
gemacht Schotten wir uns nicht ab! Gerade in einem Be­
reich, der eine grosse Entwicklung ermöglicht, meinen wir, 
sollten wir diese Chance auch nutzen. 

Fetz Anita (S, BS): Herr Bieri, wenn ich als Standesvertrete­
rin von Basel-Stadt Stellung nehme, dann muss ich Ihnen 
sagen, dass es dort viele verschiedene Interessen gibt. 
Selbstverständlich geht es auch um diese Region als For­
schungsplatz. Sie wissen, dass die Firma, die Sie vorhin ge­
nannt haben, zwei Prozent ihres Umsatzes In unserem 
Gebiet macht. Ich verstehe die ganze Aufregung von Ihrer 
Seite, wenn es um das Verbot geht - es geht aber nicht um 
das Verbot, sondern es geht um ein fünfjähriges Moratorium. 
Ich habe In meinem Votum versucht, Ihnen dies aufzuzei­
gen. Ich verstehe es, wem Sie die Initiative ablehnen, aber 
dann bitte ich Sie, gerade im Interesse des Forschungsplat­
zes Schweiz, dies mit einer anderen Begr0ndung zu tun. Es 
ist einfach so, dass die Initiative die Forschung nicht verbie­
tet Man kann weiterhin Freisetzungsversuche durchfahren. 
Ich lasse mir einfach nicht Unwissenschaftlichkeit vorwerfen, 
wenn ich Sachen anders bewerte als Sie. Forschen kenn 
man auch, ohne dass man direkt in der Schweiz Landwirt­
schaftsprodukte in Verkehr bringt. Die Bevölkerung darf 
trotzdem noch frei sagen, ob sie Landwirtschaftsprodukte 
will, die GVO enthalten bzw. die keine GVO enthalten. Das 
ist mit diesen fünf Jahren Moratorium immer noch machbar, 
und so viel Aufregung ist - so meine ich - nicht nötig. Bei 
der Gen-Schutz-Initiative war es etwas ganz anderes; dort 
ging es um Forschungsverbote, und darum habe ich sie da­
mals auch abgelehnt 

Delss Joseph, conseiller federal: Las connaissances nou­
velles ont toujours inquiete l'homme, qui a souvent reagi de 
maniere lntempestive et, avec un certaln recul, d'une ma­
niere erronee. Monsieur Schmid a rappele l'episode des 
ouvriers de Manchester qui avaient detrult des machines. 
On pourrait clter les malheurs de Papin, dont on a coule le 
premier bateau a vapeur, ou rappeler le sort reserve a Gali­
leo Galilei par l'Eglise catholique pour avoir eu l'ldee que 1a 
Terra toumalt autour du Solell, et pas !'Inverse. Heureuse­
ment, il a ete rehabllite, mais quelques siecles plus tard. 
La Suisse a pris les dispositions necessaires pour eviter que 
de nouvelles technologies, de nouvelles connaissances 
puissent se developper de maniere a menacer l'homme ou 
son envlronnement. Nous avons des bases constitutionnel­
les. Nous avons surtout aussi, dans le domaine du genie ge­
netlque non humain, la loi sur le genle genetique (LGG) qui 
a ete edictee il y a deux ans maintenant Cette lol prend an 
compte la diverslte biologlque, la fertllite du sol, l'lntegrlte 
des organismes vivants, le libre chobc des consommateurs. 
Elle vise aussi a empE3Cher la fraude sur les prodults. Le 
principe a la base de cette loi est celul de la precaution. Les 
dangers et las atteintes lies aux organismes genetiquement 
modlfles doivent Atre limites. le plus töt possible par l'lnter­
vention de l'Etat, lorsque cela s'avere necessaire. 
Avec la loi sur le genle genetique, le Parlament a donc ins­
taure un Instrument efficace, mais aussi, il faut le dire, un 
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Instrument severe qui satlsfait largement aux revendlcations 
des auteurs de !'initiative populaire. La loi et les ordonnan­
ces qui en decoulent sont en vigueur et assurent qua les ali­
ments pour animaux et las denrees atimentaires gene­
tiquement modlfles sont clairement declares comme tels, et 
que le flux de ces prodults est separe de celui des prodults 
fabriques selon les methodes traditionnelles. Le Conseil fe­
deral reglementera egalement la coexistence des cultures 
tradltionnelles et des cultures d'organismes genetiquement 
modifies avant de delivrer une autorisation. 
Pour ce qui est des coOts lies a tout cela, je crois que l'artl­
cle 7 LGG - contrairement a ce que pourrait faire penser l'in­
tervention de Madame Sommaruga - est tres clair pour ce 
qul est de la responsabilite et aussi de la charge a supporter. 
II appartlent a ceux qui utilisent les OGM de prendre les me­
sures necessaires pour assurer la coexistence et en assu­
mer les coOts. On ne peut donc pas dire qua cela va 
rencherir les prodults reallses selon les methodes tradition­
nelles. II est vrai qu'il y a encore certalnes dlsposltlons qui 
doivent Atre deflnies, notamment celles concernant les dis­
tances a respecter entre les cultures traditionnelles et celles 
concernant les organismes genetiquement modlfies. 
En ce qul concerne l'lmportation et la mise en clrculation de 
plantes genetiquement modifiees au sens de !'initiative, 1a loi 
prevolt une procedure d'autorisation comportant des tests 
effectues en plusleurs etapes bien definies. Cette procedure 
oblige les autorites federales a analyser a fond tous las ris­
ques connus et a ne delivrer une autorisation que si la secu­
rlte de l'Atre humaln, des animaux et de l'envlronnement est 
garantie a tous les nlveaux. II y a actuellement quatre all• 
ments de ce type qui ont ete admis, faut-il le rappeler? 
Jusqu'a present, aucune demande d'autorisatlon n'a ete de­
posee pour cultlver des plantes genetiquement modifiees, 
plus exactement pour utiliser des semences genetiquement 
modifiees a des fins agricoles, forestleres ou hortlcoles. 
l.'.inltiative ne contlent pas d'interdiction expliclte de l'importa­
tlon et de la mlse en circulatlon d'allments pour animaux. 
C'est l'interpretation que donne le Conseil federal, parce que 
le libelle du texte de l'lnltiative et les declarations des inl­
tlants l'attestent. Or, on l'a releve, le tltre lul-mAme, notam­
ment en allemand: «F0r Lebensmittel aus gentechnikfreier 
Landwirtschaft», peut susclter d'autres attentes et pourrait 
präter a confuslon, puisque !'Initiative n'lnterdit pas non plus 
l'importation et la mise en circulation de denrees alimen­
taires genetiquement modlfiees. 
Le Conseil federal est tout a falt conscient que l'utllisatlon 
d'aliments pour animaux et de denrees alimentalres issues 
de plantes genetiquement modifiees peut susclter des reac­
tions crltlques de la part de nombreux agriculteurs et de 
nombreux consommateurs. Cependant, la modificatlon 
constltutionnelle proposee et te moratoire qu'elle contient ne 
sont pas necessalres pour repondre aux exigences de ceux 
qui expriment des inquietudes et n'lnterdlsent pas l'utilisatlon 
d'aliments pour animaux et de denrees alimentalres genetl­
quement modifies. Avec ses dlsposltions sur la separation 
des flux de prodults et la garantie de la liberte de choix du 
consommateur, la loi sur le genie genetique repond deja aux 
preoccupations des milleux agricoles crltiques a l'egard du 
genie genetique. 
II n'est pas exclu que l'utilisation du genle genetique dans 
l'agriculture acqulert plus d'importance ä l'avenlr. l.'.Union 
europeenne par exemple a leve son moratolre de falt et a 
elabore un ensemble de reglementations qul, comme la lol 
sur le genle genetlque, se fondent sur te prlnclpe de precau­
tlon et visent a assurer une agrlculture durable. En Suisse, 
comme on le sait, le Parlament a rejete des propositions de 
moratoire lors des defiberatlons concernant la loi sur le ge­
nle genetique, mais aussi, il taut le rappeler, car je ne crois 
pas que cela alt ete releve lors du debat, lors de la derniere 
revislon de la lol sur l'agriculture. 
Le Conseil federal recommande au peuple et aux cantons 
de rejeter l'initiative pour toute une serie de ralsons. 
1. Le Conseil federal estlme qua le passe nous a demontre 
qu'il seralt errone de bannlr certalnes technologies. II est 
blen preferable d'analyser soigneusement les risques qul y 
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sont lies et de fixer les limites necessaires pour les maitriser. 
Tel a ete le röle de la loi sur le genie genetique. 
2. La production de denrees alimentaires et d'autres pro­
duits agrlcoles en recourant a des animaux genetiquement 
modifies est d'ores et deja lnterdlte, et pas seulement pour 
cinq ans. En vertu de la loi, les vertebres genetiquement mo­
difies ne peuvent Eitre produits et mls sur le marche qu'a des 
fins de recherche, de diagnostic et de therapie de l'homme 
et de l'animal. Ce point-la, on peut mElme l'oubtier pour ce 
qui est de la disposition prevue dans !'Initiative. 
3. Une procedure d'autorisation pour les plantes genetique­
ment modifiees s'etendralt sur plusieurs annees, probable­
ment aussi longtemps que le moratoire, et en l'occurrence -
certains l'ont deja dlt - !'Initiative resterait de facto lettre 
morte. 
4. II est important que les consommatrices et les consom­
mateurs aient la liberte de choix entre les denrees alimen­
taires produltes selon les methodes traditionnelles et les 
denrees alimentaires glmetiquement modiflees. La loi sur le 
genie genetique garantit cette liberte de choix avec la decla­
ration obligatoire des produits contenant des organismes ge­
netiquement modlfies et avec le label «produit sans recours 
au genie genetique». La coexistence de la production tradi­
tionnelle de plantes a cöte de la production de plantes gene­
tiquement modifiees, sera reglementee avant qu'une auto­
risation soit accordee. 
5. En cas d'acceptation de l'lnltlative, Ja Sulsse perdrait sans 
aucun doute une part de son attralt en tant que site de re• 
cherche. La, Madame Fetz, je vous invlte a acouter, a dres­
ser un peu les oreßles autour de vous a Bäle: je crois que ce 
n'est pas seulement une question de decislon prlse, mals 
que c'est une question de climat dans lequel on se trouve ou 
dans lequel on ne se trouve pas. Nous n'avons aucun interElt 
a donner le sentiment qu'en Suisse, d'un trait de plume, on 
puisse tout a coup bloquer ces travaux pendent plusleurs 
annees, mElme si cela n'est qu'un moratoire. D'ailleurs, soit 
dit en passant, les moratolres n'ont jamais resolu les proble­
mes, ils les ont simplement reportes, et cela en general nous 
fait prendre du retard, et rien d'autre. 
6. Enfin, si la Suisse devait accepter l'interdiction d'importer 
des semences - qui ne serait pas fondee scientifiquement -, 
comme le prevoit l'inltlative, elle pourrait sans doute rencon­
trer aussi des difficultes au niveau de ses relations commer­
ciales et faire l'objet de plaintes pour violatlon de traites 
internationaux. 
Le Conseil federal comprend la volonte des milieux agrico­
les, notamment, de se donner les chances les meilleures 
pour leur avenir et leur capacite competitive, mais, en l'oc­
currence, II estlme que ce moratoire ne serait qu'un leurre 
pour nos paysans et ne leur apporterait rien de plus, sl ce 
n'est un affaiblissement de l'economie dans son ensemble. 
C'est pour toutes ces raisons que le Conseil tederal vous in­
vite a le suivre en rejetant cette initiative populaire. 
Vous me permettrez encore un «post-scriptum», pulsque 
Monsieur Schmid a mis en evidence deux situations ou la 
Confederatlon aurait soutenu des activites qui lui semblent 
contraires a la politique du Conseil federal. 
Je voudrais d'abord dire que Swissaid n'est pas un office de 
la Confederatlon. II y a beaucoup d'organisatlons et d'ONG 
que nous soutenons dans le but de pouvoir mener notre po­
litique de developpement. 
Pour ce qui est du Bureau de la consommation, Je crois que 
son röle est bien sQr de mener la politlque du gouvernement; 
la Commission federale de la consommation est une com­
mission consultative: elle a le droit de donner son avis. 
D'allleurs, la Commlssion consultative pour l'agrlculture a re­
commande d'accepter l'lnitiative; le Conseil federal, lui, pro­
pose le rejet. Faut-11 «licencier» les membres de cette 
commission parce qu'ils defendent un point de we dHferent 
de celul du Conseil federal? Je crois que, la, Madame Som­
maruga a raison torsqu'elle dit que la Confederation dolt 
veiller a ce que l'information puisse se faire librement - nous 
ne sommes pas des inquisiteurs - et que le Conseil federal 
doit assurer que la formation de l'opinlon puisse se faire. 
D'ailleurs, nous l'appllquons jusque dans nos recommanda-
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tions de vote puisque dans le «livret federal», comme on 
l'appelle, il y a toujours une ou deux pages reservees aux 
arguments des opposants. Je crois que notre democratie est 
suffisamment solide pour supporter cela. 

Eintreten ist obligatorisch 
L:entree en matiere est acqulse de plein droit 

Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve <<für Lebens• 
mittel aus gentechnlkfreler Landwirtschaft» 
Arrite federal concemant !'Initiative populalre «pour 
des ailments prodults sans manlpulatlons genetlques» 

Detailberatung - Discussion par article 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Sommaruga Simonetta 
.... die Initiative anzunehmen. 

Art. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Sommaruga Simonetta 
••••• d'accepter !'initiative. 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag der Kommission .... 32 Stimmen 
FOr den Antrag Sommaruga Simonetta .... 8 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemb/e 
Für Annahme des Entwurfes .... 32 Stimmen 
Dagegen ••.. 7 Stimmen 
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Elfte Sitzung - Onzieme seance 

Dienstag, 14. Juni 2005 
Mardi, 14 juin 2005 

08.00h 

04.054 

Für Lebensmittel 
aus gentechnikfreier Landwirtschaft. 
Volksinitiative 
Pour des aliments produits 
sans manipulations genetiques. 
Initiative populaire 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 18.08.04 (BBI 2004 4937) 
Message du Conseß Mderal 18.08.04 (FF 2004 4629) 
Ständerat/ConseD des Etats 15.03.05 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 14.06.05 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
Natlonalrat/Consell national 14.06.05 (Fortsetzung- Suite} 
Ständerat/ConseD des Etats 17.06.05 (Schlussabstimmung- Vote final} 
Natlonalrat/Consell natlonal 17.06.05 (Schlussabstlmmung-Vote flnaO 
Text des Erlasses (BBI 2005 4039} 
Texte de recte leglslatlf (FF 2005 3823) 

Antrag der Minderheit 
(Randegger, Brunschwlg Graf, Gadient, Häberli-Koller, lnei­
chen, Noser, Sadls) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, einen Indirekten Gegenvorschlag auszu­
arbeiten, der die Koexistenz von GVO-freier Produktion und 
GVO-Produktlon zulässt. 

Antrag Randegger 
Rückweisung,an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, einen Indirekten Gegenvorschlag zur Initia­
tive auszuarbeiten, der: 
- unterhalb der Verfassungsstufe gewährleistet, dass gen­
technisch veränderte und nichtveränderte Produktionen, na­
mentlich in der Land- und Forstwirtschaft, nebeneinander 
betrieben werden können; 
- sicherstellt, dass bis zum Inkrafttreten der notwendigen 
Vorschriften, längstens aber bis zum 31. Dezember 2007 
keine Bewilligungen erteilt werden für gentechnisch verän­
derte, vermehrungsfähige Pflanzen, Pflanzenteile und Saat­
gut zur kommerziellen landwirtschaftlichen, gartenbaullchen 
oder forstwirtschaftlichen Anwendung In der Umwelt 

Proposition de /fJ. minorlte 
(Randegger, Brunschwlg Graf, Gadlent, Häberll-Koller, lnei­
chen, Noser, Sadls) 
Renvol au Conseil federal 
avec mandat. d'elaborer un contre-projet indirect autorisant 
la coexistence de cultures avec OGM et sans OGM. 

Proposition Randegger 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat d'elaborer un contre-projet indirect a !'initiative 
populaire garantissant: 
- dans un texte autre que la Constltution federale, qu'il sera 
possible de faire coexister des productions genetiquement 
modifiees avec des productions genetiquement non modi­
fiees, notamment dans l'agrlculture et la syiviculture; 
- que Jusqu'a l'entree en vigueur des disposltlons requises, 
et au plus tard Jusqu'au 31 decembre 2007, aucune autori-
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sation ne sera delivree pour des plantes, des parties de 
plantes ou des semences genetiquement modlfiees qui peu­
vent se reproduire et qui sont destinees a fltre utilisees dans 
l'environnement a des fins commerciales, qu'elles soient 
agricoles, horticoles ou forestieres. 

Wldmer Hans (S, LU), für die Kommission: Die WBK bean­
tragt Ihnen mit 13 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen, Volk 
und Ständen die Volksinitiative «für Lebensmittel aus gen­
technikfreier Landwirtschaft» zur Annahme zu empfehlen. 
Die Initiative verlangt ein fünfjähriges Moratorium für das In­
verkehrbringen von gentechnisch veränderten Tieren und 
vermehrungsfähigen Pflanzen, Pflanzenteilen und Saatgut 
für die landwirtschaftliche, gartenbauliche oder forstwirt­
schaftliche Verwendung. Kürzer gesagt: Niemand soll den 
Schweizer Bauern gentechnisch veränderte Organismen 
(GVO) verkaufen dürfen. Das bedeutet auch, dass kein 
Schweizer Bauer und keine Schweizer Bäuerin GVO-Pflan­
zen anbauen oder GVO-Tiere halten darf. Bei der Initiative 
geht es allerdings nur um wirbellose Tiere. GVO-Tiere im ge­
nannten Sinn dürfen nach dem Gentechnikgesetz nicht ge­
halten werden. Erlaubt sind dagegen Futter, Dünger, Pflan­
zenschutz- und Tierarzneimlttel aus GVO. Ziel der Initiative 
ist der Schutz der gentechnikfreien Produktion. Gentechnik­
freie Kulturen sollen nicht durch GVO-Kulturen kontaminiert 
werden. GVO haben wie alle lebenden Organismen die Ten­
denz, sich auszubreiten. Das Moratorium gilt für fünf Jahre. 
Warum ist die WBK zum Entscheid gekommen, diese Initia­
tive zur Annahme zu empfehlen? 
1. GVO-Produkte stossen bei der Konsumentenschaft auf 
klare Ablehnung. Sie gelten nicht als naturnah. Die gentech­
nikfreie Produktion ist also ein wirklich gutes Verkaufsargu­
ment für unsere Landwirtschaft. 
2. Das Gentechnikgesetz, welches das Parlament beschlos­
sen hat, sieht in Artikel 7 ausdrücklich vor, dass die gentech­
nikfreie Produktion nicht durch Anwendungen von GVO 
gefährdet werden darf. Diese Vorschrift wird durch eine 
Reihe anderer Bestimmungen bezüglich der unerwünschten 
Verbreitung von GVO, der Trennung des Warenflusses und 
der Haftpflicht flankiert und gestützt. Das Ist das, was wir 
heute im Allgemeinen als Koexistenz bezeichnen. 
Zwischen Gegnern und Befürwortern der Initiative herrscht 
Einigkeit darüber, dass die Koexistenz gewährleistet werden 
muss. Die Minderheit Randegger beantragt, einen indirekten 
Gegenvorschlag auszuarbeiten, welcher die Koexistenz zu­
lässt. Die Mehrheit lehnte diesen Antrag ab. Zum später ein­
gereichten, differenzierteren Antrag Randegger werde ich 
später Stellung nehmen. 
Auf der Gesetzesebene braucht es für die Koexistenz keine 
zusätzlichen Bestimmungen. Das Parlament hat in dieser 
Hinsicht nämlich ein gutes Gesetz gemacht. Was es aber 
braucht, Ist Zelt. Es braucht Zelt, um die Koexistenz auf der 
Verordnungsebene im Detail sauber umzusetzen. Je nach 
Pflanzenart und Fortpflanzungsart braucht es dazu sehr un­
terschiedliche Regelungen, z. B. über die Sicherheitsab­
stände. Es braucht Zeit, damit sich Bauern, welche die Gen­
technikfreiheit als Marketingargument verwenden wollen, 
auch zusammenschliessen können, um auf privatrechtlicher 
Basis gentechnikfreie Zonen zu schaffen. Wir brauchen Zeit 
und nicht mehr Gesetzesartikel. 
Es geht bei dieser Initiative darum, unserer Landwirtschaft, 
der wir immer die Produktion naturnaher Qualitätsprodukte 
und die Nischenproduktion empfehlen, eine faire Chance zu 
geben. Das sind die Hauptgründe, welche die Mehrheit der 
WBK dazu geführt haben, diese Volksinitiative zur Annahme 
zu empfehlen. 
Es gab dann auch Gegenargumente, z.B. das Argument, 
man müsse warten, bis die diesbezüglichen Streitfälle in der 
WTO geschlichtet seien oder bis ein endgültiges Urteil da 
sei. Es wurde ferner moniert, die Initiative sei nicht ehrlich. 
Dazu würde ich dann aber gerne im Schlussvotum Stellung 
nehmen, wenn ich vonseiten derjenigen, die dieses Argu­
ment entwickelt haben, alles gehört habe. Das waren die 
wichtigsten Argumente dagegen. Insbesondere wurde be-
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hauptet, es liege eigentlich schon ein faktisches Moratorium 
vor. 

Freyslnger Oskar (V, VS), pour la commlsslon: Ce qu'il faut 
clarifler d'abord, c'est que les debats de la commission ne 
se sont pas focalises autour d'un debat pour ou contre les 
organismes genetiquement modifies (OGM); ils se sont en 
fait concentres sur le calendrier d'introduction et la manlere 
dont les OGM devaient Atre autorlses suite a l'acceptation 
de la loi sur le genie genetique II y a deux ans. Les uns veu­
lent voir dans les OGM un merveilleux potential de develop­
pement, dont les premlers resultats prometteurs sont par 
exemple un riz a teneur elevee en vitamine A, un ble tres re­
sistant au gel ou encore un mais molns sujet a des attaques 
de vermine, avec pour but ultima et lolntain un combat plus 
efficace contre la faim dans le monde. Pour les autres, les 
OGM representent un monopole de certalnes multinationa­
les sur les semences afin de tenir les agriculteurs des pays 
pauvres a leur merci, la manipulation des plantes afin de 
pouvoir utiliser plus facilement des desherbants a haute 
dose, un risque pour la sante et en definitive ie risque de voir 
l'Atre humain jouer une fois de plus a l'apprenti sorcier. 
Tout ceci n'a cependant pas constitue le probleme central 
des debats de la commission, car ce qu'il s'agissait de trai­
ter, c'etait ia questlon d'un moratoire sur les OGM et non pas 
une interdiction de ceux-cl. Le moratoire resultait d'alileurs 
d'un compromis issu des debats sur la ioi sur le genie gene­
tique. Or, dans ce debat, deux visions se sont principale­
ment affrontees. 
D'abord, la vision de ia minorlte de la commission qui privile­
gie l'approche economique du probleme et voit dans les 
OGM un interöt financier enorme. Cette minorlte cralnt que 
le moratoire nuise a la recherche en Suisse, qu'il donne un 
signal negatif, une mauvaise Image et fasse fuir ce domaine 
scientifique prometteur vers des cieux plus ciements. Pour 
ce faire, ia minorlte base son argumentation sur la loi sur ie 
genie genetique, qu'eile considere comme un Instrument de 
reguiation fiable. Elle voit dans ie moratoire un delai inutile, 
car selon alle, aucun paysan ne pourrait obtenir une autori­
sation aboutissant avant cinq ans. 
De ses rangs est venue egalement la proposition de renvoi 
du projet au Conseil federai avec la mission de produire 
dans les deux ans une etude sur la cohabitation des OGM 
avec les cultures integrees ou bio. 
Ceci permettrait egalement d'attendre ia decision de l'OMC 
concemant la legallte des exigences du moratoire de fait 
existant actueilement dans l'Union europeenne. 
La majorlte, eile, a souieve ie falt que des ordonnances de la 
lol sur le genie genetlque, en particulier les articles 7 et 15 
concemant la cohabitation des cultures, ne sont pas encore 
elaborees, et qu'il faut se donner du temps pour ne pas com­
mettre des erreurs dans un secteur aussi sensible. Elle rap­
peile que le moratoire ne conceme ni ia recherche fonda­
mentale, ni la dissemination experimentale, mais unique­
ment l'utiiisation agricole de semences OGM en terrain 
ouvert. Elle invoque ia forte parceilisation des terrains en 
Suisse, qul rend difficile voire impossible la cohabitation en­
tre les cultures OGM et les autres. 
C'est d'ailleurs dans ce probleme de cohabitation que se si­
tue ie noeud du probleme, car les deux camps s'accordent 
sur un polnt: il faut absoiument que le consommateur alt le 
choix entre les deux types de produits. Or, si la poilinisation 
et le fractionnement des parceiles en Suisse devaient rendre 
l'empAchement de ia dissemination de poilen OGM, et donc 
la contamination d'autres cuitures, impossible, alors ce choix 
ne serait plus garanti. Car II seralt impossible aux paysans 
de garantir des produits en dessous du 0,9 pour cent de 
contamination exige pour avoir droit au labe! bio. 
La minorite de la commission croit pouvoir repondre a cette 
question par un renvoi au Conseil federal avec mandat de 
produire une etude fiable, adaptee a ia Suisse, dans les 
deux ans. La majorite, alle, campte sur le moratoire de cinq 
ans pour permettre une approche plus reflechie et parvenir 
egalement, mais dans un laps de temps plus important, a 
une meiileure maitrise d'une eventuelle cohabitation. 
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La majorlte de la commission a surtout ete sensible au desir 
exprime par plus de 80 pour cent des consommateurs suis­
ses, qui ne veulent pas de produits contenant des OGM. 
D'autre part, le moratoire etant partial, il ne conceme que 
des OGM a caractere fertile, et non pas les fourrages et la 
nourriture pour les animaux, ce qui serait contraire aux re­
gles de l'OMC. 
Salon ia majorlte, les paysans bio tenant a leur iabel se gar­
dent de toute fa1,on d'importer ce genre de produits, car ils 
ne veulent courir aucun risque quant a la qualite de leurs 
prodults certifies naturels. 
Du cöte de l'agrlculture, le probieme est lui aussi economi­
que. En effet, l'agriculture suisse, au vu de ia configuration 
du terrain et des co0ts de production eieves, ne peut esperer 
Atre concurrentleile en face de produits ldentiques proposes 
par d'autres pays. Elle doit donc trouver des niches, se spe­
ciailser, miser sur la qualite. Or, cela implique qu'elle se dif­
ferencie de ce que font les autres. Si alle se met aux OGM, 
eile joue dans la cour des grands sans en avoir les moyens. 
Elle ne produira plus que des produits standardises qui ne 
lui permettront plus de faire ia difference au niveau de la 
qualite. Or, le consommateur veut bien acheter des produits 
suisses s'il a la garantie d'avoir un plus pour son argent, a 
travers les AOC ou les labels bio. 
Le souci de l'agriculture se situe aussi au niveau des mesu­
res de protection des cultures bio ou integrees contre la con­
tamination par les cultures OGM adjacentes. Ces mesures 
ne pourront qu'avoir un effet de rencherissement, car II va 
bien falloir les payer, et alles risquent d'ötre onereuses. II 
suffit de penser au probleme que pose la voiatllite des pol­
lens, ou, plus loin dans la chaine alimentaire, a celui des 
moullns qui devraient soudain traiter altemativement des 
farlnes naturelles et des farines OGM. II existe bien des 
etudes qui parlent de possibilites prometteuses resuitant 
d'interventions sur les processus de reproductlon de certai­
nes plantes, mais alles en sont encore au niveau experimen­
tal, comme nous l'apprend le petit dossier sur la cohabitation 
des cultures distribue hier dans la saile. 
Pour conclure, vous avez donc trois options qui s'offrent a 
vous. 
1. Vous acceptez l'inltiative, et ie processus d'analyse de la 
cohabitation et l'elaboration des ordonnances relatives a la 
loi sur le genie genetique auront le temps de se faire, sans 
que la recherche soft empAchee, mais en temissant, even­
tueilement, un peu l'image de ia recherche en Suisse. C'est 
ce que vous proposent les 13 membres de la majorlte de la 
commission. 
2. Vous rejetez l'inltlative, ce qui veut dire que l'utllisation 
d'OGM dans l'agrlculture destines a la consommation peut 
demarrer de sulte, sans que les ordonnances soient elabo­
rees et que la question de la cohabltation alt pu ötre etudiee 
a fond. C'est ce que proposent ies 1 o membres de ia mino­
rite de la commission. 
3. Vous acceptez la proposition de la minorite Randegger 
qui prevoit le renvoi au Conseil federal pour qu'une etude du 
probleme de la cohabitation soit effectuee dans les deux 
ans. Dans ce cas, l'initiative reviendra sur le tapis dans deux 
ans et nous devrons alors a nouveau nous prononcer sur le 
moratoire. 
La majorlte de la commission vous propose de choisir la voie 
du moratoire. Cette voie permet d'etudier ia problematique 
sans häte, d'obtenir des Informations qui manquent encore 
aujourd'hui et de proteger, en attendant, les cuitures bio et 
integrees, ainsi que l'estomac des consommateurs. 

La presldente (Meyer Therese, presidente): Monsieur Rand­
egger retire la proposition de renvoi de la minorite et deve­
loppe maintenant sa propre proposition de renvoi. 

Randegger Johannes (RL, BS): Ich gehe davon aus, dass 
Sie meine Interessenbindungen kennen. Seit dem Film 
«Mais im Bundeshuus» hat sich diesbezüglich nichts geän­
dert. Ich beantrage Ihnen, die Vorlage an den Bundesrat zu­
rückzuweisen mit einem modifizierten Auftrag für einen indi-
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rekten Gegenvorschlag, der «unterhalb der Verfassungs­
stufe gewährleistet, dass gentechnisch veränderte und 
nlchtveränderte Produktionen, namentlich in der Land- und 
Forstwirtschaft, nebeneinander betrieben werden können» 
und «der sicherstellt, dass bis zum Inkrafttreten der notwen­
digen Vorschriften, längstens aber bis zum 31. Dezember 
2007, keine Bewilligungen erteilt werden für gentechnisch 
veränderte, vermehrungsfählge Pflanzen, Pflanzenteile und 
Saatgut zur kommerziellen landwirtschaftlichen, gartenbauli­
chen oder forstwirtschaftlichen Anwendung In der Umwelt». 
Folgende fünf Gründe sprechen für diesen Rückweisungs­
antrag: 
1. Moratorien sind keine Lösungen. Moratorien lösen keine 
Probleme, sondern verschieben bloss Lösungen. Ein Mora­
torium Ist ein falscher Ansatz. Wir verfügen heute über ein, 
weltweit gesehen, sehr strenges Gentechnikgesetz. Ein fünf­
jähriges Moratorium, wenn es dann bei den fünf Jahren 
bleibt, Ist ein schlechtes Signal für den auf Dynamik ange­
wiesenen schweizerischen lnnovatlonsstandort Uns Ist be­
kannt, dass keiner der Internationalen Saatguthersteller die 
Absicht hat, in der Schweiz In nächster Zeit ein Gesuch auf 
kommerzielle Freisetzung gentechnisch veränderter Pflan­
zen zu stellen. Deshalb sollten wir die Zeit, bis solche Gesu­
che vorliegen, besser nutzen als mit einem Moratorium, mit 
einer Blockade. 
2. Die Schweizer Pflanzenforschung gehört zur Weltspitze. 
Heute zeigt eine Studie des Vereins «Forschung für Leben», 
dass die grüne Technologie für die Pflanzenforschung In un­
serem Land eine enorme Bedeutung hat. Ähnlich wie in der 
medizinischen Forschung wird Gentechnologie Im Pflanzen­
bereich tägllch in über 90 Forschungsprojekten angewendet. 
Dank diesem Einsatz liegen die Schweizer Pflanzenforscher 
Im Internationalen Vergleich der wissenschaftlichen Leistung 
an der beachtlichen fünften Stelle. 
Auch für die Schweizer Landwirtschaft birgt die grüne Tech­
nologie ein Zukunftspotenzial. Die Chancen und Risiken 
müssen aber in unserem eigenen Land untersucht werden 
können; deshalb brauchen wir wissenschaftlich erhärtete 
und glaubwürdige Kriterien für ein Nebeneinander von gen­
technisch veränderten und unveränderten Pflanzen und für 
ein Nebeneinander von Produktionsarten. Damit geben wir 
unserer erstklassigen Pflanzenforschung eine Chance, ihre 
Ergebnisse z. B. auch in Spin-offs und KMU anzuwenden. 
Dies geschieht aber sicher nicht, wenn die Schweiz als 
Folge des Moratoriums für gentechnikfrel erklärt wird. 
3. Koexistenz ist möglich. Bereits Im Juli 2003 hat die EU­
Kommission Leitlinien für die Erarbeitung einzelstaatlicher 
Strategien und geeigneter Verfahren für die Koexlstanz gen­
technisch veränderter, konventioneller und ökologischer Kul­
turen verabschiedet. Dass das Nebeneinander gentechnisch 
veränderter und konventioneller Kulturpflanzen grundsätz­
lich möglich Ist, wurde letzte Woche an einer von der Eidge­
nössischen Forschungsanstalt für Agrarökologle und Land­
bau (FAL) Im Reckenholz und der ETH gemeinsam organi­
sierten Internationalen Tagung zum Thema der Koexistenz 
von den Wissenschaftern bestätigt. Die ETH und die FAL 
Reckenholz haben dringend nach Regeln verlangt, die ein 
Nebeneinander ermöglichen und gewährleisten, dass ein 
solches Nebeneinander in der Schweiz reallslert werden 
kann. Mit der Ausarbeitung eines Indirekten Gegenvorschla­
ges zur Koexlstenzsicherung kann diesem Anspruch Rech­
nung getragen werden, und die beiden Institutionen könnten 
sich diesbezüglich zu Kompetenzzentren entwickeln. 
4. Nicht alle Bauern können vom Biolandbau leben. Mit die­
ser technologlefeindlichen Moratoriums-Initiative besteht die 
Gefahr, dass die Zusammenarbeit der Landwirtschaft mit der 
Obrigen Wirtschaft stark belastet wird. Ein Moratorium hat 
eine stark negative Signalwirkung für den Innovationsplatz 
Schweiz. Es Ist an der Zeit, die Thematik der Koexistenz, 
also des friedlichen Nebeneinanders, sorgfältig und glaub­
wOrdig zu regeln. Europa ist uns hier bereits voraus. Diese 
Chance dürfen wir nicht verpassen. Nicht alle Schweizer 
Landwirte können vom Biolandbau leban. Eine gentechfreie 
Schweiz verunmöglicht den Landwirten die freie Wahl der 
Produktionsmethode. Deshalb Ist es wichtig, dass die Rege-
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lung der Koexistenzfrage jetzt vorangetrieben wird und 
Massnahmen getroffen werden. Der Streit sollte jetzt aufhö­
ren. Er schadet sowohl der Landwirtschaft als auch dem 
Forschungs- und Wirtschaftsplatz Schweiz. 
5. Zur schweizerischen Kultur des Nebeneinanders: Die 
Schweiz Ist zwar ein kleines, abar heterogenes und födera­
listisches Land, in dem seit langer Zelt Menschen unter­
schiedlicher Kulturen und Sprachen zusammenleben. Im 
laufe der Zelt haben wir eine konstruktive Diskussionskultur 
entwickelt, die es uns ermöglicht, auch bei noch so umstrit­
tenen Themen Wege und Lösungen zu finden, mit denen die 
meisten Beteiligten leben können. 
Der Antrag, das Geschäft an den Bundesrat zurOckzuwel­
sen, Ist richtig. Wir können auf viele praktische Erfahrungen 
mit der Koexistenz In den umliegenden Ländern zurückgrei­
fen, diese an unsere Verhältnisse anpassen und schliesslich 
Im Gesetz und In der Verordnung festschreiben. Wir haben 
jetzt Zeit, uns dieser Frage zuzuwenden, weil keine Gesuche 
auf kommerzielle Freisetzung anstehen. 
Ich bitte Sie daher, meinen Rückweisungsantrag zu unter­
stützen. 

Rutschmann Hans (V, ZH): Namens der Kommissionsmin­
derheit beantrage ich Ihnen, die Volksinitiative zur Ableh­
nung zu empfehlen. Mit dieser Initiative soll die schweizeri­
sche Landwirtschaft für die Dauer von fünf Jahren gentech­
nikfrel bleiben. 
Bekanntlich haben wir seit dem 1. Januar 2004 ein neues 
Bundesgesetz über die Gentechnik im Ausserhumanbe­
reich. Damit Ist der Bereich der Gentechnik bereits umfas­
send und nach dem neuesten Stand der Wissenschaft 
geregelt. Mit dem neuen Gentechnikgesetz wurden gleich­
zeitig elf weitere Gesetze geändert und acht Verordnungs­
änderungen vorgenommen, wie zum Beispiel die Frelset­
zungsverordnung. Wir verfügen also heute über eine mo­
derne Gesetzgebung mit dem Ziel, Mensch und Umwelt vor 
Missbräuchen und Gefährdungen durch die Gentechnologie 
zu schützen. Geregelt ist in Artikel 7 des Gentechnikgeset­
zes auch der Schutz der Produktion ohne gentechnisch ver­
änderte Organismen sowie die Wahlfreiheit. Beim Inverkehr­
bringen von gentechnisch veränderten Organismen werden 
Vermischungsmögllchkeiten auf dem Feld, bei der Lagerung 
und beim Transport ausgeschlossen. Die Koexistenz, die 
Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumenten zwi­
schen herkömmlichen und gentechnisch veränderten Le­
bensmitteln ist also gewährleistet. 
Diejenigen Fragen, welche die Volksinitiative aufnimmt, wur­
den hier bereits vor zwei Jahren heiss diskutiert. Über den 
Einsatz der Gentechnik in der Landwirtschaft wurde schon 
damals heftig gestritten, und schliesslich wurde das nun gül­
tige Gesetz beschlossen. Die Einführung eines Moratoriums 
schon weniger als zwei Jahre nach Inkrafttreten eines neuen 
Gesetzes Ist daher nicht sinnvoll und stellt auch die Glaub­
würdigkeit dieses Rates Infrage. 
Sodann kann nicht ausgeschlossen werden, dass wir uns 
mit einem Moratorium wlrtschaftllche Nachteile und Pro­
bleme mit bestehenden internationalen Verpflichtungen ein­
handeln worden. Auswirkungen hätte die Volksinltiatlve 
sodann auch auf den Forschungsbereich. Vom geforderten 
Moratorium Ist die Forschung zwar nicht direkt betroffen. 
Trotzdem würde dadurch bezüglich der Gentechnik eine 
Rechtsunsicherheit entstehen. Man wOsste ja nicht, was 
nach Ablauf der fünfjährigen Frist entschieden wOrde. Es be­
stünde die Gefahr, dass laufende Forschungsprojekte ge­
stoppt würden, Forschende abwanderten und damit ein 
Wissensverlust entstünde. 
Die Annahme der Volkslnltlatlve wäre daher mit Sicherheit 
ein falsches Signal. Man kann In keinem Bereich, auch nicht 
In der Gentechnik, alle zwei Jahre die Spielregeln wieder än­
dern. Es ist auch nicht so, wie die lnitlantlnnen und Initianten 
erwarten, dass während der Moratoriumsfrlst weltweit neue 
Erkenntnisse Ober die Auswirkungen gentechnischer An­
wendungen gesammelt werden können, welche eine Ände­
rung der aktuellen Gesetzgebung erfordern. 
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Uns allen in diesem Rat Ist klar, dass wir hier über einen 
sensiblen Bereich diskutieren. Diesem Umstand trägt das 
Gentechnikgesetz von 2004 aber bereits in hohem Masse 
Rechnung. Wir Schweizer können die Forschung und die 
Anwendung der Gentechnik In der Landwirtschaft nicht welt­
weit verhindern. Die Geschichte lehrt uns auch, dass die 
Ächtung von neuen Technologien nichts bringt Wir können 
der Forschung jedoch Leitplanken geben und dafür sorgen, 
dass dies in unserem Land zurückhaltend und verantwor­
tungsbewusst geschieht. Dafür bietet das Gentechnikgesetz 
jedoch genügend Gewähr. 
Sodann dürfen wir auch nicht ausser Acht lassen, dass wir 
über einen international renommierten Forschungsstandort 
verfügen. Wir sprechen in diesem Rat bei vielen Gelegen­
heiten auch Ober die Erhaltung des Wirtschaftsstandortes 
Schweiz. Ein Moratorium, wie es die Initiative fordert, wäre 
jedoch kein positives Signal für den Wirtschafts- und For­
schungsstandort Schweiz. 
Namens der Kommissionsminderheit beantrage ich Ihnen, 
wie der Bundesrat und auch der Ständerat die Initiative zur 
Ablehnung zu empfehlen. 

Graf Maya (G, BL); Die grüne Fraktion wird gegen den 
Rückweisungsantrag Randegger und für die Volksinitiative 
«für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft», d. h. 
für die Empfehlung der Kommissionsmehrheit auf Annahme 
stimmen. Der Rückweisungsantrag Randegger ist reine Ver• 
zögerungstaktik und erst noch völlig unnötig. Was wir heute 
brauchen, ist ein klarer Entscheid unseres Parlamentes für 
die Volksinitiative und damit für ein fünfjähriges Moratorium 
für den Anbau von Gentechpflanzen und ein Moratorium für 
die Nutzung von gentechnisch veränderten Tieren in der 
Landwirtschaft. 
Es erstaunt schon, was Herr Randegger in letzter Minute 
wieder aus seiner Trickkiste zaubert. Wie Sie sich vielleicht 
noch erinnern oder wie Sie es vielleicht aus dem Film ken­
nen, hat Herr Randegger bei der Beratung des Gentechnik­
gesetzes im Oktober 2002 ebenfalls In letzter Minute einen 
Rückweisungsantrag inszeniert, um das Gentechnikgesetz 
und vor allem den Antrag der Kommission auf ein Morato­
rium zu verzögern. Das Parlament Ist ihm damals nicht ge­
folgt, weil es von Verzögerungstaktik nichts hält und Geset­
zesarbeit machen und Entscheide fällen wollte. 
Wir erinnern uns noch genau, dass Sie, Herr Randegger, 
damals Artikel 7 des Gentechnikgesetzes, der den Schutz 
der gentechfreien Produktion verankert und somit der ei­
gentliche Koexistenzartikel unserer Gesetzgebung ist, beim 
ganzen Differenzbereinigungsverfahren bekämpft haben. 
Heute nun kommen Sie, Herr Randegger, und verkaufen 
sich als Fan der Koexistenz und wollen einen Gesetzesarti­
kel durch den Bundesrat ausarbeiten lassen, den es bereits 
gibt 
Und nicht nur das: Die Ausführungsbestimmungen zum be­
sagten Artikel 7 sind nämlich bereits in Bearbeitung. Die 
Ämterkonsultation zur Koexistenzverordnung steht bevor. 
Ihr Antrag ist also völlig unnötig, well der Auftrag Ihres Rück· 
welsungsantrages bereits in Ausführung Ist und bei der An• 
nahme der Gentechfrel-lnitiative genügend Zelt für alle Ab­
klärungen im In- und Ausland bleibt. Der Auftrag, den Sie mit 
der Rückweisung geben wollen, Ist auch nicht vollständig, 
weil neben der Koexlstenzfrage noch viele weitere Fragen, 
wie die Trennung der Warenflüsse vom Acker bis zum Teller, 
geklärt werden müssen. Da reichen nämlich die Feldab­
stände, wie theoretisch in der jüngst erschienenen FAL-Re­
ckenholz-Studie vorgeschlagen, noch lange nicht. Wir müs­
sen abklären, wie die Regelungen hinsichtlich der Sicherheit 
für die Umwelt sind, die Langzeitbeobachtung einrichten und 
die Güterabwägung bezüglich der Würde der Kreatur kon­
kretisieren. Dies alles braucht Zelt. Sicherheit braucht Zelt, 
und die haben wir nur mit einem fünfjährigen Moratorium. 
So könnten die Motive der Rückweisung also auch ganz ein­
fach die sein, dass die Gegner, dass Sie, Herr Randegger, 
vor einer Volksabstimmung Angst haben und deshalb Zeit 
und einen Gegenvorschlag brauchen. Das verstehe Ich wie-

derum sehr gut, denn die Gentechfrei-lnitiative ist eine 
Volksinitiative, die erstens moderat und einfach in ihren For­
derungen Ist und zweitens bei der Bevölkerung sehr viel 
Sympathie geniesst und von einer breiten Allianz getragen 
wird. In kantonalen Komitees engagieren sich bereits kanto­
nale Bauernverbände aktiv, und fast 1000 kantonale Parla­
mentarierinnen aller Parteien haben sich zur Unterstützung 
für eine gentechfreie Schweizer Landwirtschaft für die nächs• 
ten fünf Jahre zusammengeschlossen. Es Ist eine Bewe­
gung geworden, hier in der Schweiz, aber auch in ganz 
Europa, die jeden Tag grösser wird und sich nichts diktieren 
lassen will von oben, von den USA, von den nationalen Re­
gierungen und von Agro- und Lebensmittelmultis, die Sie, 
Herr Randegger, auch vertreten. Sie wollen sich nicht diktie­
ren lassen, was sie anzupflanzen und was sie zu essen ha­
ben. 
Aber wir, und dessen sollten wir uns gewiss sein, sind das 
einzige Land in Europa, in welchem die Bevölkerung über­
haupt die Möglichkeit hat, selbst darüber zu bestimmen. 
Darum ist unser Parlament heute aufgerufen, klar und ehr­
lich zu sein und sich nicht auf Verzögerungsspiele einzulas­
sen. Wir sollen den Rückweisungsantrag ablehnen, die 
Volksinitiative diskutieren, zur Annahme empfehlen und die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger entscheiden lassen. 
Denn das Parlament hatte schon zweimal Gelegenheit, ge­
nau dieses Moratorium in das Gesetz aufzunehmen, und die 
bürgerliche Mehrheit - dieselben Leute, die heute mit dem 
Rückweisungsantrag kommen - hat es zweimal verhindert. 
Wenn Sie als Gegner des Moratoriums so überzeugt sind, 
dass Sie damals richtig entschieden haben, müssen Sie 
Jetzt auch keine Angst vor der Stimme des Volkes haben. 
Lassen Sie sich nicht vor den Karren von Herrn Randegger 
spannen, der eine Rückweisung will, damit er das Morato­
rium verhindern kann. Empfehlen Sie die Gentechfrei-lnitia­
tive zur Annahme! 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Le groupe des 
Verts n'est pas favorable a l'utllisation d'OGM dans l'agricul­
ture et dans l'allmentation, mais II n"en fait pas l'enjeu d'une 
guerre de religion. 
De faQon pragmatique, il constate en tout cas que les agri­
culteurs et las consommateurs n'en veulent pas, tout comme 
les nombreux villages et regions qui se declarent «zones 
sans OGM». Le groupe des Verts constate aussi que depuis 
l'adoption de la loi sur le genie genetlque, les recherches ont 
donne des resultats contradictoires et qua les firmes agroali­
mentaires n'ont rien fait pour susciter la confiance. C'est no­
tamment le cas quand on considere l'etrange affaire du mais 
transgenique Bt10 lnterdit, que la firme Syngenta a exporte 
vers las Etats-Unis et l'Union europeenne - par inadver­
tance, dlt-elle. Tout le monde peut se tromper, mais la, c'est 
pour le molns malvenu: cette erreur la discredlte. De plus, 
apres des mois de cachotterles, de dissimulation et de pro­
pos lenifiants, Syngenta pelne a nous faire croire desormais 
qua ce produit, qui presente une resistance a un antibioti­
que, est lnoffensif. 
Mais ce qua rtwele aussi cette histoire, c'est la situation 
d'impuissance dans laqueile se trouvent las autorites, puis­
que !'Office federal de la sante publlque reconnait qu'il ne 
dispose d'aucune donnee precise sur les risques qua ce 
mais transgenique pourrait presenter pour la sante. Et vous 
voudrlez qu'on allle joyeusement de l'avant dans de telles 
conditlons? 
Quant a la recherche, alle ne nous rassure pas vralment. 
Las recentes etudes sur la possiblllte de faire coexister des 
cultures blologlques et des OGM ont donne des resultats 
contradictoires. Mais ce qui inquiete davantage encore, c'est 
par exemple la decouverte reallslle a !'Institut Forel de Ge­
neve, selon laqueile r ADN des plantes genetlquement modi­
fiees se transmet par l'eau, et raste biologiquement actH 
Jusqu"a la fontalne. Salon une Interview des chercheurs pa­
rue dans «Le Courrier» du 27 fevrier 2004, «la modHication 
introdulte va ainsi se propager plus loin et concerner tout le 
cycle vital, voire alimentaire.» Certes, la preuve n'est pas 
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fournle que cet ADN modifie s'integre dans une nouvelle 
plante. 
II n'en reste pas moins qu'au chapitre des contaminations, 
ces decouvertes apportent un eclairage plutöt mena99,nt. Ce 
qui est egalement inquietant, c'est le fait que ces chercheurs 
ont rencontre beaucoup de difficultes pour publier les resul­
tats de leurs recherches, vu que les revues sclentlfiques 
dlsent subir d'enormes pressions de la part des milieux 
economiques. Rappelons que l'lnitiatlve n'empäche pas la 
recherche, mais aux yeux des partlsans des OGM, cela 
n'est pas sufflsant, car ce qui les Interesse, ce n'est pas ia 
recherche en soi, ce sont les affaires et les profits qu'on peut 
en retlrer. Comme on peut ie llre dans la gazette du forum 
«Biotechnologie et alimentation»: «La recherche, le develap­
pement et la commerclallsation sont etroitement lies.» 
Quant ä la propositlon de renvoi Randegger, elle constitue 
une tentative ultima, mals finalement assez grosslere, de for­
cer le destin contraire. Ou blen la lol est suffisante et l'initla­
tive peut etre rejetee, ou blen ia preparation de la mise en 
oeuvre de ia loi necesslte encore quelques lnvestlgatlons et 
il faut voter le moratoire. Mals lntroduire, de force, ä la der­
niere minute, ce qul Justement fait probleme et Justifle le mo­
ratolre, c'est simplement absurde. 
En conclusion, les Verts sont convaincus que l'avenlr de 
l'agrlculture sulsse et sa survie ne sont pas dans l'agrobusi­
ness ä grande echelle. La survle est au contraire dans ia 
production de produits allmentalres de quallte, de proxlmite, 
cultives selon des methodes respectueuses de l'envlronne­
ment. C'est Ja sa force, son avantage concurrentlel. Les agrl­
culteurs de ce pays ont dejä paye un trlbut assez lourd aux 
maiadles, en partlculier l'encephalopathle sponglforme bo­
vlne (ESB); ce serait tolle que de partir sans garanties suffi­
santes dans une derive technologique mal contrölee. 
C'est pour ces ralsons que le groupe des Verts vous de­
mande de rejeter 1a proposltlon de renvol Randegger et de 
voter pour !'initiative. 

Kunz Josef (V, LU): Ein Teil der SVP-Fraktion wird die Gen­
techfrel-lnitlative unterstützen und den Rückweisungsantrag 
Randegger ablehnen. Im letzlen Jahr wurde die Gentechfrei­
lnitiative mit über 120 000 Unterschriften eingereicht. Sie 
verlangt ein Anbaumoratorium von fünf Jahren. Das Morato­
rium umfasst gentechnisch veränderte Pflanzen und ent­
sprechendes Saatgut, die für den kommerziellen Anbau in 
der Landwirtschaft bestimmt sind. Die Gentechnik In der 
Landwirtschaft betrifft erstrangig die Produzenten von land­
wirtschaftlichen Produkten sowie die Konsumenten. Die For­
schung ist vom Moratorium nicht betroffen und hängt wohl 
kaum an der schweizerischen Landwirtschaft. 
Die kleinstrukturlerte schweizerische Landwirtschaft soll im 
heutigen Zeitpunkt aus folgenden Gründen auf die Gentech­
nik verzichten: In der klelnstrukturierten Landwirtschaft wird 
es längerfristig nicht gentechfreie und gentechnisch verän­
derte Produkte nebeneinander geben. Deshalb stellt sich 
nicht die Frage, wie viele GVO-Pflanzen angebaut werden, 
sondern es ist eine Frage der Zeit Wann werden GVO ange­
baut? ZUdem werden bei einem GVO-Anbau die Kosten in 
der Verarbeitung massiv ansteigen, wenn der Warenfluss 
auf allen Stufen klar getrennt werden muss. Dies ist sicher 
nicht im Interesse der Landwirtschaft und noch viel weniger 
im Interesse der Konsumenten. 
Die Konsumenten akzeptieren Im heutigen Zeitpunkt gen­
technisch veränderte Nahrungsmittel nicht. 80 Prozent der 
Konsumenten lehnen diese Produkte ab. Von der Landwirt­
schaft wird dauernd verfangt zu produzieren, was der Kon­
sument und der Markt verlangen. Deshalb käme es einer 
Provokation gegenüber dem Konsumenten gleich, würde die 
Landwirtschaft heute Gentechpflanzen anbauen. Die Land­
wirtschaft Ist je länger, Je mehr dem internationalen Markt 
ausgesetzt. In der GVO-frelen Produktion sehe Ich eine 
Chance für unsere Landwirtschaft, sich mit gentechfreien 
Produkten am Markt zu behaupten. Diese Chance will sich 
unsere Landwirtschaft nicht zum Voraus vergeben, Indem ei­
nige Produzenten auf GVO umstellen. 
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Die Forschung kämpft mit allen Mitteln gegen die Gentech­
frei-lnitiative. Es ist ja höchst erfreulich, wenn die Forschung 
der schweizerischen Landwirtschaft plötzlich wieder einen 
so hohen Stellenwert beimisst. Aber mit der Auslagerung 
der Forschung zu drohen, wenn die nächsten fünf Jahre auf 
GVO verzichtet werden muss, ist für mich unverhältnismäs­
slg und nicht nachvollziehbar, hängt doch die Forschung nur 
zu einem winzigen Tell an der schweizerischen Landwirt­
schaft. Zudem sind Freisetzungsversuche vom Moratorium 
nicht tangiert und erlaubt. Den Rückweisungsantrag Rand­
egger lehnt ein Teil der SVP-Fraktlon klar ab. 
Dieses Parlament hatte es zweimal in der Hand, das Mora­
torium im GVO-Gesetz oder Im Landwirtschaftsgesetz nie­
derzuschreiben. Dieses Versäumnis will nun Herr Rand­
egger mit seinem Rückweisungsantrag nachholen. Das An­
liegen nun mit einem Rückweisungsantrag erneut auf die 
lange Bank zu schieben, widerspricht dem Anliegen von 
120 000 Bürgerinnen und Bürgern, über die Initiative fristge­
recht abzustimmen. 
In diesem Sinne lehnt ein Teil der SVP-Fraktion den Rück­
weisungsantrag ab und unterstützt die I nitlative. 

Egerszegl-Obrlst Christine (RL, AG): Herr Kunz, ich habe 
Ihnen Jetzt gut zugehört und frage mich eigentlich, warum 
Sie denn den Antrag auf ein Moratorium für zehn Jahre zu­
rückgezogen haben. Nach dem Hearing mit den Vertretern 
des Max-Planck-Institutes haben Sie ein Moratorium für nur 
noch fünf Jahre verfangt. 

Kunz Josef (V, W): Das fünfjährige Moratorium war ein 
Kompromiss. Es war ja ganz klar, dass das zehnjährige Mo­
ratorium keine Chance hatte durchzukommen. Deshalb ha­
ben wir beim Gentechnikgesetz das fünfjährige Moratorium 
beschlossen. 

Fattebert Jean (V, VD): J'ai le plalsir de vous montrer une 
pomme de terre genetlquement modlflee. (J.:orateur montre 
une pomme de terre) Par manipulation genetique, on a ob­
tenu une pomme de terre qui contient des acides gras poly­
lnsatures omega-3, sl precleux pour la sante. En consom­
mant ces pommes de terre, vous allez lutter contre le cho­
lesterol, le cancer et les maladies de degenerescence. De 
plus, cette varlete resiste blen au champlgnon du mildiou: on 
pourra llmiter les Interventions chlmiques. Voile de belles 
perspectives pour les agrlculteurs bio! 
Cette plante est en phase de multlpllcatlon dans les vastes 
plaines du Canada. Dans deux ans, l'obtenteur en aura des 
quantltes suffisantes pour lancer avec proflt cette variete sur 
Je marche mondial. II campte sur un gros succes avec la 
pomme de terre de consommation et les plantons ä repro­
dulre. 
SI le moratoire passe, les consommatrlces suisses se rue­
ront sur la puree de pommes de terre, qul pourra seule etre 
vendue chez nous; mais les paysans auront l'lnterdiction de 
cultlver cette varlete. 
Les chercheurs qui ont obtenu cette pomme de terre 
auraient pu obtenlr les memes resuitats sans manlpulation 
genetlque. II eOt fallu plus de temps, plus d'argent; et des de­
fauts secondalres n'auralent certainement pas ete maltrises. 
Mals la firme obtentrice aurait profite de 1a meme manlere 
des retombees financleres. Pensez a la variete Amandine. 
dont la Migros a fait son exclusivite. 
Je comprends parfaltement les paysans qui, pour des rai­
sons de marketlng, voudraient garder le territoire sulsse 
exempt d'OGM. Mals le consommateur suit la mode. Le pay­
san ne peut pas se permettre de risquer de prendre du re­
tard dans le savolr-faire. 
Un specialiste des denrees allmentaires ecrlvalt recemment: 
«Aujourd'hui, les consommateurs sont sensibles aux pro­
dults du terrolr. D'ici peu, ce sont les alicaments qul pren­
dront le relals.» 
Je ne veux pas que mes collegues paysans ratent ce virage. 
De plus, Ja coexistence est possible. Le rapport qul nous a 
ete fournl sur ce sujet par ie Conseil federai est un rapport 
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comme je !es alme: «CCC» - court, convaincan1 et complet. 
II nous montre en particulier que la dissemination des plan­
tes modlflees genetiquement n'est pas differente des autres 
plantes. Pour les besoins de la selectlon tradltionnelle, on 
connatt les precautions a prendre, on maTtrise parfaitement 
la situation. Par ailleurs, la loi mise en place repond aux 
craintes que pourraient avoir certains dans ce domaine. 
Pour le raste, nous n'allons pas refaire tout le debat de la loi 
sur les OGM, mais Je sais que certalns reviendront sur l'ap­
pauvrissement de 1a diversite biologique. Je rappelle que 
c'est le con1raire, que les techniques mettant en oeuvre des 
OGM vont permettre d'obtenlr une richesse de varietes que 
nous n'aurions jamais obtenue avec les techniques tradition­
nelles. Cela n'emp&:he pas les autres varietes de se deve­
lopper parallelement. 
Pour le reste, souvenez-vous que les manlpulations geneti­
ques ne sont aux plantes et aux anlmaux que ce que l'on 
connait chez les humalns sous forme d'agences matrimo­
niales! 
Chers collegues, j'allais oubiier: ma pomme de terre est une 
vulgalre patate sortie de ma cave. Le scenario est quand 
mäme convalncant: II est sorti de mon imaglnatlon, rnais il 
est reallste. Qui sait ce qul se repand dans les officines des 
chercheurs? 
Au nom d'une forte minorite du groupe UDC et des paysans, 
je vous engage a suivre le Conseil federal, le Conseil des 
Etats et la minorite de la commission. Je crois aux vertus de 
la science: suivez-moil 

Genner Ruth (G, ZH): Herr Kollege Fattebert, ich habe mit 
Erstaunen festgestellt, dass Sie als Tabakbauer uns nun ei­
gentlich darstellen, dass Sie aus gesundheitlichen Überle­
gungen diese gen1echnisch veränderte Kartoffel anpflanzen 
wollen. Ich bin überzeugt, dass wir in der Schweiz genug 
Omega-Fettsäuren haben. Es sind ganz andere Gründe, 
warum es um unsere Gesundheit schlecht steht. Ich möchte, 
dass Sie das zur Kenntnis nehmen, und frage Sie, aus wel­
chen Gründen wir mit unserer Gesundheit so grosse Pro­
bleme haben. 

Fattebert Jean {V, VD): Les raisons pour lesqueiles nous 
avons des problemes de sante sont multiples. C'est vrai que 
notre civilisatlon vit quelquefols de maniere inappropriee, 
que les gens ont une allmentatlon trop riche et se nourrls­
sent mal. Mals, comme je l'al dlt, si demain une nouvelle va­
riete de pommes de terre est mise sur le marche et permet 
aux consommatrices d'ätre plus minces, alles vont se preci­
piter pour aller acheter ce produit. Si on a des ailcaments, 
les gens, avec raison, se precipiteron1 pour aller en acheter. 
Je crois qu'il ne faut pas se fermer a un tel progres de la 
science. 
Par allleurs, au cours des cent ou deux cents demieres an­
nees, la science a ete plutOt profitable et l'esperance de vie 
a augmente, je vous le rappelle. 

Hiberll-Koller Brigitte (C, TG): Die Schweiz verfügt auch 
dank des grossen Einsatzes der CVP über eine strenge 
Gen-Lex, welche Missbräuche Im Bereich Gentechnik ver­
hindert, die GVO-freie Produktion In unserem Land garan• 
tiert und eine Deklaratlonspfllcht fOr gentechnisch verän­
derte Organismen enthält. Das von den Initianten geforderte 
Moratorium ist deshalb überflüssig. Zu betonen ist, dass die 
in Kraft getretene Gen-Lex für eine allfällige Freisetzung 
gentechnisch veränderter Organismen so strenge Bedingun­
gen und Genehmigungsverfahren enthält, dass in den nächs• 
ten fünf Jahren nicht mit einem kommerziellen Anbau 
transgener Pflanzen zu rechnen ist. Das geforderte Morato­
rium von fünf Jahren ist deshalb wirkungslos und eine Alibl­
übung. 
Das Zeichen, das von einem solchen Moratorium ausginge, 
wäre für den Forschungsplatz Schweiz schädlich. Die Gen­
technik Ist eine wichtige Zukunftstechnologie mit einem 
grossen lnnovatlonspotenzial und zahlreichen Arbeitsplät­
zen. In der Schweiz gibt es im Bereich Gentechnik/Pflanzen-

wissenschaften an Universitäten und an der ETH Zürich 
bedeutende Grundlagenforschung und angewandte For­
schung. Die Annahme der Initiative würde diese Kompetenz 
schwächen. Auch müssten mit einem wissenschaftlich nicht 
fundierten Einfuhrverbot Schwierigkeiten in den Aussenhan­
delsbeziehungen in Kauf genommen werden. 
Eine Annahme der Initiative würde das Gentechnikgesetz 
wegen des Moratoriums faktisch mindestens teilweise aus­
ser Kraft setzen. Dieses Gesetz schützt jedoch die Gesund­
heit und die Sicherheit von Menschen, lleren und Umwelt. 
Es berücksichtigt auch die biologische Vielfalt, die Frucht­
barkeit des Bodens, die Würde der Kreatur, die Wahlfreiheit 
der Konsumentinnen und Konsumenten und die Verhinde­
rung der Täuschung. Es ist vom Vorsorgeprinzip geleitet, 
d. h., Gefährdungen und Beeinträchtigungen durch gentech­
nisch veränderte Organismen wird frühzeitig durch staatli­
ches Eingreifen begegnet. 
Für die Einfuhr und das Inverkehrbringen gen1echnisch ver­
änderter Pflanzen Im Sinne der initiative sieht das Gesetz 
ein Bewilligungsverfahren mit einem definierten, mehrstufi­
gen Prüfungsverfahren vor. Bis heute liegen keine Gesuche 
für das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten 
Pflanzen vor. Wichtig ist zu wissen, dass gentechnisch ver­
änderte Wirbeltiere nach Artikel 9 des Gesetzes nur für die 
Forschung, Therapie und Diagnostik an Mensch oder ller 
erzeugt und In Verkehr gebracht werden dürfen. Die Produk• 
tion von Lebensmitteln und anderen landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen mit Hilfe gentechnisch veränderter llere ist so­
mit schon heute - und nicht nur für fünf Jahre - verboten. 
Ein Bewilligungsverfahren für gentechnisch veränderte 
Pflanzen würde mehrere Jahre dauern, wahrscheinlich min­
destens so lange wie das Moratorium. Hier wäre die Initia­
tive faktisch ohne Wirkung. 
Die Einfuhr von gentechnisch veränderten Lebensmitteln 
und Futtermitteln wird von der Initiative nicht betroffen. Wich­
tig Ist, dass die Konsumentinnen und Konsumenten die 
Wahlfreiheit zwischen herkömmlich produzierten und gen­
technisch veränderten Lebensmitteln haben. Diese Wahlfrei­
heit gewährt das Gen1echnikgesetz mit dem Label «ohne 
Gentechnik hergestellt». 
Die CVP-Fraktlon lehnt die Initiative ab. Der Rückweisungs­
antrag Randegger geniesst in unserer Fraktion eine gewisse 
Unterstützung. Der Bundesrat wird damit beauftragt, einen 
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative zu unterbrei• 
ten, welcher gewährieistet, dass die Koexistenz namentlich 
In der Land- und Forstwirtschaft betrieben werden kann, und 
weiter «sicherstellt, dass bis zum Inkrafttreten der notwendi­
gen Vorschriften, längstens aber bis zum 31. Dezember 
2007 keine Bewilligungen erteilt werden für gentechnisch 
veränderte, vermehrungsfählge Pflanzen, Pflanzenteile und 
Saatgut zur kommerziellen landwirtschaftlichen, gartenbauli­
chen oder forstwirtschaftlichen Anwendung In der Umwelt». 
Dieser Antrag erscheint Teilen der Fraktion als sinnvoll und 
soll die Klärung noch offener Fragen und Bedenken ermögli­
chen. 

Hollenstein Pia (G, SG): Sie haben in Ihrem Votum gesagt, 
aus Wirtschaftsgründen müsse man die Initiative ablehnen. 
Die Bauernorganisationen sehen aber In einem Moratorium 
einen wirtschaftlichen Vorteil, indem sie gentechfrei produ­
zieren. Worin besteht dann für Sie der Vorteil fOr die Wirt­
schaft, wenn wir gentechnisch veränderte Produkte her­
stellen? 

Hiberll-Koller Brigitte (C, TG): Wichtig Ist hier natürlich die 
Forschung. Es wäre ein falsches Zeichen, wenn wir mit die­
sem Moratorium die Unsicherheit schüren würden. Es wäre 
ein falsches Zeichen gegen aussen, an die Adresse der vie­
len Studen1innen und Studemen und der Forscher, die inten­
siv daran arbeiten. 

Hlmmerle Andrea (S, GR): Leider habe ich keine Kartoffel 
und keinen Schafskopf im Angebot Die Kartoffeln sind vor­
läufig noch im Acker und die Schafe auf der Alp. Deshalb 
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müssen Sie mit Worten vorlieb nehmen. Ich gestatte mir vier 
grundsätzliche Feststellungen zum Thema: 
1. Eine grosse Mehrheit der Bevölkerung lehnt Gentech­
Nahrungsmlttel ab. Genauso lehnt eine grosse Mehrheit der 
Bäuerinnen und Bauern Gentechnik in der Landwirtschaft 
ab. Es ist nun wenig sinnvoll, eine Gentech-Landwirtschaft 
gegen den Willen der Konsumentinnen und gegen den WIi­
ien der Bauern durchzudrücken, nur weil ein paar wenige 
dies, mit grossem Aufwand und grosser Propaganda, wol­
len. Und - damit das auch klargestellt ist-: Es geht hier nur 
um landwirtschaftliche Produktion. Es geht nicht um For­
schung, und es geht nicht um Medizin. Man muss es immer 
wieder sagen. Reden wir also über das, worum es wirklich 
geht. 
2. Die schweizerische Landwirtschaft ist kleinräumlg struktu­
riert, und sie ist kleinsträumlg parzelliert. Die Koexistenz von 
gentechnisch manipulierten Pflanzen und gentechfreien 
Pflanzen ist unter diesen Bedingungen schwierig bis unmög­
lich. Es müssen Abstände definiert werden, es müssen mit 
den Nachbarn Verhandlungen geführt werden, es besteht 
ein riesiger Regelungsbedarf. Das muss doch den Freisinni­
gen ein Gräuel sein. Und es Ist erst noch teuer, wenn es 
überhaupt möglich ist. 
3. Die schweizerische Landwirtschaft versucht seit Jahren, 
sich mit naturnahen, ökologischen Produkten zu profilieren. 
Die biologische Landwirtschaft steht an der Spitze dieser 
Bewegung. Gentech-Landwirtschaft und Agrobusiness-Land­
wirtschaft widersprechen diesen Bemühungen diametral, 
machen diese Bemühungen sogar zunichte, imagemässig, 
aber auch tatsächlich. Da würde das Label «Gentech-freie 
Schweiz„ bedeutend besser ankommen, würde bedeutend 
besser passen, landwirtschaftlich und touristisch. 
4. Die Risiken der Gentech-Nahrungsmlttelproduktion sind 
bedeutend grösser als die real erzielten Erfolge - nicht als 
die Fantasien, aber als die real erzielten Erfolge. Eine sanfte 
Alternative zur Gentech-Landwirtschaft ist ungefährlicher, Ist 
erfolgversprechender und ist gesellschaftlich vollkommen 
akzeptiert, in der Schweiz und weltweit. 
Die Initiative, über die wir reden, nimmt genau diese Er­
kenntnisse auf und setzt sie in eine moderate, zeitlich limi­
tierte Verfassungsbestimmung um. Wir finden keinen ver­
nünftigen Grund, diese Initiative abzulehnen. 
Ich denke, es geht vielen Bürgerlichen ähnlich. Die Argu­
mente gegen die Initiative sind unglaublich knapp und dürf­
tig. Deshalb sind jetzt natürlich die Taktiker gefragt. Die sind 
ja auch voll im Einsatz; das sehen wir. Die Taktiker versu­
chen jetzt, irgendeinen Ausweg aus ihrem DIiemma zu fin­
den. In der «NZZ» von letzter Woche und im "Tages­
Anzeiger» von heute wurde das ja sehr schön beschrieben. 
Der Vertreter der Basler Chemie, Herr Randegger, stellt sich 
an die Spitze dieser Taktiker. Er hat einmal einen Rückwei­
sungsantrag auf der Fahne. Den hat er in der Kommission 
offenbar besprochen und eingebracht. Mit diesem Rückwei­
sungsantrag ist es ihm offenbar auch nicht mehr ganz wohl, 
oder er denkt, der Antrag reiche nicht aus. Deswegen bringt 
er noch einen Einzelantrag mit einem anderen Rückwei­
sungsantrag. Das zeugt also von einiger Hektik und von eini­
ger Nervosität bei Herrn Randegger. Ich verstehe das gut. 
Was ich aber nicht verstehe, Ist, dass Herr Randegger hier 
etwa fünf Minuten lang erklärt, wie schlimm ein Moratorium 
sei, dass man hier kein Moratorium einführen dürfe, selber 
aber In seinem Rückweisungsantrag auch noch ein Morato­
rium einführt, sozusagen das Moratorium vor dem Morato­
rium. Da soll noch jemand drauskommen. Aber vielleicht 
können Sie noch im Detail erklären, wie das bei Ihnen funk­
tioniert. Es ist für uns völlig klar, dass das ein taktisches Ma­
növer ist. Die Initiative steht. Wir unterstützen diese Initiative. 
Wir bitten Sie, mit der Mehrheit der Kommission zur Initiative 
Ja zu sagen und den Rückweisungsantrag Randegger als 
das zu verstehen, was er ist- ein taktisches Manöver-, und 
ihn deshalb abzulehnen. 

Studer Heiner (E, AG): Die grosse Mehrheit unserer Frak­
tion will Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft. 
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Die drei EVP-Vertreter sind auch Mitglieder des lnitiativkomi­
tees. Von daher identifizieren wir uns mit diesen Anliegen 
voll und ganz. 
Ich möchte mich vor allem auf den Vorwurf des Sprechers 
der Minderheit zu Artikel 2 konzentrieren, der sehr deutlich 
und aus meiner Sicht total ungerechtfertigt war. Hans 
Rutschmann unterstellt uns, wir würden die Demokratie 
nicht ernst nehmen, weil wir zwei Jahre, nachdem die Gen­
Lex genehmigt worden ist, hier über diese Volksinitiative 
sprechen. Wenn das die Meinung der Minderheit wäre und 
nicht nur die persönliche Meinung von Herrn Rutschmann -
so wurde nämlich In der Kommission nicht diskutiert, es ist 
also seine persönliche Überlegung-, dann müsste man Fel­
gendes sagen: Wenn eine Volksinitiative angenommen wor­
den wäre und wir dann als Gesetzgeber zwei Jahre darauf 
wieder etwas änderten, das dazu in Widerspruch stände, 
dann wäre der Vorwurf völlig gerechtfertigt. Nun ist es ja ge­
rade umgekehrt: Wir behandelten mit der Gen-Lex ein Ge­
setz - ich durfte damals diese Vorlage hier vertreten -, und 
wir rangen ganz intensiv um diese Moratoriumsfrage. Wenn 
ein Gesetz genehmigt wurde, bei dem in diesem zentralen 
Punkt unsere Meinung unterlag, dann dürfen doch gerade 
die Volksrechte spielen. Das ist eine umgekehrte Sichtwei­
se - über hunderttausend Leute haben in kürzester Zeit 
durch ihre Unterschrift zu erkennen gegeben, dass in die­
sem Punkt der Gen-Lex - nicht Im Rest; es Ist eine gute Sa­
che - eine andere Haltung gewünscht wird. 
Deshalb hat eigentlich unsere Debatte rechtlich gar keine 
Wirkung; wir diskutieren ja nur über eine Empfehlung. Emp­
fehlen wir dem Volk, Ja zu sagen, oder empfehlen wir ihm, 
Nein zu sagen? Eine Empfehlung, Ja zu sagen, Ist deshalb 
richtig und sinnvoll, weil man dann in diesem ominösen Ab­
stimmungsbüchlein mal etwas korrekter und besser weg­
kommt, denn man ist sonst immer in der Minderheit. Das ist 
ja auch ein Thema bei diesen Abstimmungsbüchlein. Es 
macht auch gar nichts, wenn der Ständerat eine andere 
Empfehlung beschliesst als der Nationalrat. Es heisst, der 
Ständerat sei die Chambre de Reflexion - in dieser Sache 
sicher nicht, vielleicht ist hier der Nationalrat näher bei den 
Leuten, beim Empfinden der Leute. Von daher gesehen: Es 
geht um eine Volksinitiative; wir wollen etwas, was Wirkung 
hat. 
Nun kam der Rückweisungsantrag Randegger. Ich finde es 
eigentlich sehr schade, wenn ein Kommissionsmitglied -
nachdem die Kommission intensiv um eine Lösung gerun­
gen hat - solche Anträge nicht in der Kommission zur Dis­
kussion stellt, damit man sie dort auch debattieren könnte. 
Nun müssen wir es Im Plenum tun, und wir tun es. Wenn wir 
die Formulierung des Antrages gut anschauen, dann ist uns 
klar: Es ist, wie schon andere gesagt haben, lediglich ein 
Verzögerungsmanöver - verständlicherwelse, aus seiner 
Sicht. Aber es wäre nicht gut, wenn diesem Antrag zuge­
stimmt würde. Denn es ist jetzt wichtig, dass das Volk die 
Möglichkeit hat, frei zu entscheiden: Will es genau dieses 
Moratorium, mit dieser Begründung, oder will es die Alterna­
tive, dass die Gen-Lex so weiterläuft, wie sie ist? Das ist 
eine klare Fragestellung, und das wäre gut. 
Und noch ein letztes Wort zu Kollegin Häberli-Koller aus 
dem Thurgau, die die CVP dafür gerühmt hat, dass sie bei 
der Gen-Lex eigentlich die entscheidende Partei gewesen 
sei. Wir hätten, Kollegin Brigitte Häberli-Koller, in dieser 
Gen-Lex ein paar Dinge natürlich noch pointierter geregelt, 
wenn die CVP-Fraktion damals Geschlossenheit gezeigt 
hätte. Aber gerade bei der Gen-Lex hatte es natürlich auch 
zwei Teile in der Fraktion, und bei jeder Frage haben wir da­
mals darum gerungen: Ist da die Mehrheit für die eine oder 
für die andere Seite? Das ist legitim, aber es Ist nicht ganz 
richtig, wenn man sagt, dass die CVP hier bei den zentralen 
Entscheiden eigentlich die wesentlichste Partei gewesen 
sei. Vielmehr war es ein gemeinsames Ringen. 
Wie gesagt: Die Gen-Lex Ist gut, aber diese Initiative ist 
noch besser. 

Brunschwlg Graf Martina (RL, GE): Vous l'avez entendu et 
vous l'avez lu: s'opposer aux organismes genetiquement 
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modifies, c'est une attitude tres populaire. Une commune 
vaudolse vient d'annoncer qu'elle souhaitait devenir «com­
mune sans OGM». Les paysans, les consommateurs me­
nent des campagnes de lutte. Cette atmosphere est sans 
doute comprehenslble, dans un monde ou la science eveille 
parfois plus de cralntes que d'espolr. Et lorsqu'on a peur, 
quoi de plus tentant que de vouloir gagner du temps, d'inter­
dire, temporalrement du moins, en esperant que d'autres fi­
niront par s'occuper de donner reponse aux interrogations 
qul restent? C'est cela que preconlse !'initiative populaire 
«pour des aliments produits sans manlpulations geneti­
ques». Pour rassurer tout le monde, on prescrlra que, durant 
cinq ans, l'agriculture n'utilisera pas d'OGM. 
La demande est sedulsante, elle platt; eile plait meme a la 
majorite de la commission. Au fond, disent ses partlsans, en 
demandant d'interdlre en partlculier l'lmportation et la mise 
en clrculatlon de plantes ou de semences, ou encore celle 
d'anlmaux genetiquement modifies, on ne fait que prolonger 
la pratlque d'aujourd'hui durant clnq ans, exceptlon falte de 
certaines especes de soja. Et pourtant, la responsablllte po­
litique commande que l'on aglsse autrement et que l'on re­
fuse un tel moratolre. 
Non pas qu'il faille semer a tous vents les OGM; mais nous 
disposons, en Sulsse -- cela a ete dit plusieurs fols -, d'une 
des lois les plus strictes en matiere de genle genetique: des 
barrleres de securite elevees sont prevues pour l'utllisatlon 
progressive et contrölee. On y regle bien s0r la recherche, 
mais aussl la culture agricole, et notamment 1a production 
agricole exempte d'OGM. II existe en Suisse une volonte 
polltique de mettre en place les garanties d'une coexls­
tence qui permette la culture de plantes OGM tout en evitant 
qu'elles influencent les methodes de culture etablies et la 
production exempte d'OGM. C'est d'ailleurs la propositlon 
Randeg-ger de renvol du projet au Conseil federal qul 
demande, au nom du groupe radical-liberal, d'elaborer un 
contre-projet qui permette de regler ces elements de coexls­
tence. 
J'aimerais dire ici qu'il ne s'aglt pas d'un moratoire sans but, 
contrairement a ce que !'initiative demande. II s'agit de don­
ner des delais pour atteindre un objectlf. Alors, pour cer­
tains, le moratoire est rassurant; II permet d'attendre. At­
tendre quoi? On ne sait pas tres bien: attendre que d'autres 
fassent les recherches et la demonstration du bien-fonde ou 
des dangers des OGM? Attendre que d'autres progressent 
dans la recherche en matlere de biologie vegetale et en 
agronomle? Stopper net les efforts des unlversites suisses, 
qui conduisent plus de 90 projets de recherche? Perdre ainsi 
les competences unlversitaires et scientifiques que nous 
possedons en Suisse? 
Et que ferons-nous dans cinq ans, lors de la levee du mora­
tolre? Bien s0r, l'lnitlatlve ne touche pas directement la re­
cherche, mals personne ne peut lgnorer que le moratolre 
exercera un coup de frein violent sur la formation, la recher­
che et le developpement dans ce domalne. 
C'est un message clalr qu'envoie le moratolre: la Suisse s'ln­
terdit durant cinq ans toute avancee dans ce domaine, et 
ceci durera au fond blen plus que les cinq ans qul sont donc 
prescrits par le moratoire. 
Attendre n'est jamais une solutlon durable. C'est un reflexe 
de protectlon, mais cela n'est pas une reponse ralsonnable 
de la part de celles et ceux qui ont en charge l'avenlr. 
D'ailleurs, de quel avenlr parlons-nous? 
Derriere le moratoire se profile l'lnterdictlon des OGM, une 
lnterdictlon qul ne dlt pas toujours son nom, mais qul ne dit 
surtout pas les consequences d'une telle declsion. On peut 
parfaitement, lorsqu'on est agriculteur, habitant d'une com­
mune suisse ou consommateur, decider de taoon ferme 
qu'on n'utlllsera pas, qu'on n'autorlsera pas, qu'on ne con­
sommera pas d'OGM. C'est un drolt indMduet que personne 
ne peut et ne dolt contester. Mais declder pour tout un pays, 
dans un domaine qul evolue rapldement, d'lnterdire a tous et 
durant cinq ans toute utillsation, toute importatlon, toute cir­
culation d'OGM, c'est cholsir d'ignorer ce que l'on craint de 
ne pas maTtrlser, sans volr que dans clnq ans, d'autres 
auront repondu aux questions sans nous. Nous aurons sim-
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plement perdu la connalssance et la competence de maitri­
ser l'evolution, et la question se posera a nouveau: «lnter­
dlre ou non?» Mals, a. ce moment-la., la question n'aura plus 
de sens. 

Noser Ruedi (RL, ZH): Über diese Initiative gibt es eigent­
lich nicht allzu viel zu sagen. Es sprechen jetzt zwar alle 
über die Koexistenz, nur ist das nicht das Anliegen der Initia­
tive. Die Initiative will ein Moratorium für den Anbau von gen­
technisch veränderten Pflanzen für den kommerziellen 
Zweck. Damit will sie nichts anderes, als Teile des Gentech­
nikgesetzes, welches das Volk verabschiedet hat, für fünf 
Jahre ausser Kraft setzen. Notabene ist es auch eine irreale 
Vorlage. Bis jetzt ist kein Gesuch eingereicht worden. Ein 
Bewilligungsverfahren würde mindestens fünf Jahre dauern, 
und Gesuche würden auch während der Moratoriumszeit 
bearbeitet, sodass eigentlich rein formal nicht viel passieren 
würde. 
Wo stehen wir denn heute mit der Diskussion? Die Konsu­
menten- und die Produzenteninteressen sind im Gentech­
nikgesetz zur Genüge geregelt. Wir haben eines der fort­
schrittlichsten Gesetze der Welt. Wenn die Initianten sagen, 
der Rückweisungsantrag sei eine Verzögerungstaktik, dann 
pervertieren sie die Argumente: Verzögern tun Moratorien, 
die Koexlstenzbestlmmung würde beschleunigen. Wenn die 
Initianten hier sagen, wir seien das einzige Land, das seinen 
Bewohnern die Freiheit biete, zu wählen, ob sie gentechver­
änderte oder unveränderte Nahrungsmittel essen wollten, 
und wenn sie damit ihren Stolz auf unser Gesetz äussern, 
dann müssen ebendiese lnitlanten erklären, warum sie jetzt 
einen grossen Tell dieses Gesetzes ausser Kraft setzen wol­
len. Seien Sie doch ehrlich: Am liebsten möchten Sie den 
Volksentscheid zum Gentechnikgesetz rückgängig machen. 
Ich gehöre keiner Lobby an. Ich bin der Ansicht, dass Wahl­
freiheit für den Konsumenten ein Muss Ist. Ich bin aber auch 
der Ansicht, dass wir hochwertige Arbeits- und Wirtschafts­
plätze brauchen und diese nicht dauernd schwächen kön­
nen, wenn wir den Lebensstandard in der Schweiz halten 
wollen. Die Wirtschaft und die Forschung wollen und brau­
chen ein Gesetz, das die Gentechnikanwendung ermöglicht 
und das aufzeigt, wie man damit verantwortungsvoll - und 
zwar verantwortungsvoll im Interesse aller - umgehen kann. 
Wir sollten hier im Rat den Ehrgeiz haben, ein Gesetz zu ge­
stalten, das sich alle anderen Staaten zum Vorbild nehmen 
könnten. Das Ziel ist es, das beste Gesetz zu haben, das es 
erlaubt, Forschungsresultate optimal zu berücksichtigen. 
Wer ein Moratorium formuliert, will, dass man nichts mehr tut 
und dann vollzieht, was an anderen Orten gemacht wurde. 
Arbeitsplätze schafft, wer bereit ist, einmal etwas als Erster 
zu tun. Wer Immer nur nachvollzieht, der wird in Gottes Na­
men Arbeitsplätze verlieren. Nehmen wir Abstand von Mora­
torien, und lösen wir die Probleme, die sich Im Zusammen­
hang mit der Gentechnik stellen) Gegner wie Befürworter, 
die den Volksentscheid zum Gesetz akzeptieren, sind für die 
Wahlfreiheit und damit für die Koexistenz. Formulieren wir 
ein Gesetz, das die Koexistenz ermöglicht, und verplempern 
wir die Zelt nicht mit Moratorien. 

Trlponez Pierre (RL, BE): Obwohl Ich keinerlei persönliche 
Interessenbindung zu Gentech-lnstltutionen offen legen 
muss und nicht einmal Aktionär irgendwelcher Biotechnolo­
giefirmen bin, möchte ich als ganz gewöhnlicher Nahrungs­
mmelkonsument selber auch weiterhin von den wissen­
schaftlichen Erkenntnissen und Fortschritten im Lebensmit­
telbereich profitieren können. Ich erwarte deshalb, dass der 
Wirtschaftsstandort Schweiz seine führende Rolle im Be­
reich der Gentechnik weiterhin wahrnimmt und ausbaut. 
Diese Meinung dürfte letztlich auch die überwiegende Mehr­
heit der Schweizerinnen und Schweizer teilen. Ich erinnere 
Sie daran, dass sich das Schweizervolk bereits vor sieben 
Jahren - anno 1998 - in einer denkwürdigen eidgenössi­
schen Abstimmung mit überwältigender Klarheit gegen ein 
Verbot der Gentechnologie ausgesprochen hat, obwohl 
schon damals von den Gentechnikgegnern mit Horrorbildern 
Ängste geschürt wurden. 
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Herr Kollege Hämmerle, auch damals waren die Gentech­
Gegner davon Oberzeugt, dass das Volk hinter Ihnen stehe. 
Aber nein, sie erlebten eine riesige Abfuhr. Dieses deutliche 
Ja des Volkes noch vor Ende des letzten Jahrtausends war 
halt doch ein starkes Signal fOr den Forschungs- und Wirt­
schaftsstandort Schweiz und fOr die Entwicklung der Gen­
technologie. 
Seither sind sieben Jahre vergangen. Auch Herr Hämmerle 
ist sieben Jahre älter geworden. Die Gentechnologie, und 
zwar die Pflanzenforschung ebenso wie jene im medizini­
schen Bereich, hat in der Schweiz grosse Fortschritte erzielt 
Dank dem Ja zur Gentechnologie von 1998 werden heute an 
der ETH Zürich und an verschiedenen Universitäten der 
Schweiz junge Wissenschaftler mit Gentechnologie vertraut 
gemacht. Im Bereich der Pflanzenforschung wird an zahl­
reichen gentechnischen Forschungsprogrammen gearbeitet 
Wir, die Schweizer, haben heute im internationalen Vergleich 
einen Spitzenrang inne und geniessen entsprechend hohe 
Anerkennung. 
Wir haben alles Interesse daran, diese Spitzenposition zu 
behaupten, ganz besonders auch auf dem Gebiet der Pflan­
zenwissenschaften. Das von der Initiative geforderte Gen­
tech-Moratorium im Anwendungsbereich der Landwirtschaft 
fOr eine Dauer von fünf Jahren ist deshalb unsinnig; es Ist 
vehement abzulehnen. 
Geschätzte Kollegin Graf, diese Initiative ist eine Verzöge­
rungsvorlage, die eher hilflos als Oberzeugend ist, und nicht 
der ROckweisungsantrag Randegger. Die Forderung nach 
einem fünijährigen Stillstand jeglicher Anpflanzung ist umso 
unvernünftiger, als die bereits in Kraft stehende Gen-Lex fOr 
eine Freisetzung veränderter Organismen strenge Voraus­
setzungen und Genehmigungsverfahren vorschreibt - wir 
haben darüber schon einiges gehört - und damit eine sorg­
fältige Prüfung verlangt, um Sicherheit und Transparenz zu 
gewährleisten. 
Aus all diesen Gründen sollten wir im Nationalrat, wie dies 
der Ständerat bereits getan hat und wie uns das auch der 
Bundesrat empfiehlt, diese Initiative zur Ablehnung empfeh­
len; es ist eine rückwärtsgerlchtete Verzögerungslnltlatlve. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Ich unterstütze den Antrag 
der Minderheit Rutschmann, diese Volkslnltlative zur Ableh­
nung zu empfehlen. Das Parlament hat In der letzten Legis­
laturperlode ein Gentechnikgesetz, eine Gen-Lex, ausgear­
beitet, das ein ausgesprochen strenges Gesetz ist Wie 
sagte doch ein früherer Kollege von uns einmal? Wenn sich 
Gott bei der Erschaffung der Welt an die Gen-Lex hätte hal­
ten mOssen, gäbe es heute noch keine Welt, denn er hätte 
wahrscheinlich keine Bewilligung dafür bekommen. 
Aber im Ernst: Selbstverständlich muss dieses Gesetz jetzt 
noch auf der Verordnungsebene umgesetzt werden. Diese 
Arbeiten sind im Gange. In den nächsten fOnf Jahren werden 
vermutlich ohnehin keine Bewilligungen fOr das Inverkehr­
bringen von GVO In jenen Bereichen erteilt, die von der In­
itiative betroffen sind. Warum also haben die Initianten die 
MOhe auf sich genommen, Unterschriften fOr ein Moratorium 
zu sammeln, das nur fünf Jahre gilt, in denen es mit grösster 
Wahrscheinlichkeit nichts bewirkt? Ich werde den Verdacht 
nicht los, dass es in erster Unle um den Eindruck geht, der 
erweckt werden soll, hier mOsse man vor der modernen Bio­
technologie geschOtzt werden. Wenn aber ein Schutz davor 
nötig ist, liegt der Umkehrschluss nahe, dass diese Biotech­
nologie eben gefährlich Ist. Mit einem Moratorium wird also 
gewlssermassen ein umfassendes und nicht beherrschba­
res Risiko suggeriert. Das Rezept Ist einfach: Es wird mit der 
allgemeinen Stimmung In der Bevölkerung argumentiert; 
man braucht in der Sache keine Argumente vorzubringen; 
man muss keine Gefährdung beweisen. Mit einem Moratorl• 
umsbeschluss wird dann diese Angst Indirekt bestätigt. 
Dann wird die Stimmung In der Bevölkerung noch negativer. 
Man kann noch strengere Auflagen fordern, worauf man 
dann sagen kann, die Gentechnik sei «Oberaus gefährilch», 
sonst wOrde es Ja nicht so strenge Auflagen brauchen. 
So einfach geht das doch nicht. Eine dumpfe Angst vor der 
Wissenschaft kann sich die Schweiz doch einfach nicht leis-
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ten. Die Folgen wären klar: In fünf Jahren wOrde ein strenge­
res Gesetz oder eine Verlängerung des Moratoriums 
gefordert. Ein noch strengeres Gesetz können wir aber nicht 
schaffen, wenn wir die Gentechnologie in der Landwirtschaft 
nicht ganz verbieten wollen. Dann hätten wir nämlich die pa­
radoxe Situation, dass in der Schweiz biotechnische Pro­
dukte entwickelt und produziert werden dOriten, die in der 
Schweiz nicht eingesetzt werden könnten. Wir würden uns 
auf den Standpunkt stellen, den sensiblen Schweizern sei 
die Gentechnologie doch nicht zumutbar. Aber den Men­
schen im Ausland worden wir diese Ware selbstverständlich 
gerne liefern. Deshalb betrifft die Initiative eben nicht nur die 
schweizerische Landwirtschaft, sondern auch die schweize­
rische Forschung und die schweizerische Industrie. 
Der Schutz der gentechnlkfrelen Produktion ist im Gentech­
nikgesetz vorgeschrieben, und ihre Vermarktung ist durch 
die Trennung der WarenflOsse gewährleistet. Diese Pro­
bleme wurden berücksichtigt. Man ist damals den Leuten -
die die heutige Initiative lanciert haben - sehr weit entgegen­
gekommen. 
Ein Moratorium Ist dann sinnvoll, wenn wir auf eine plötzliche 
Entwicklung noch nicht mit einem Gesetz reagieren können. 
Hier aber haben wir ein Gesetz, gegen das die Initianten mit 
einem Referendum hätten antreten können. Sie haben das 
aber nicht getan. Die Moratoriums-Initiative Ist kein taugll• 
cher Ersatz fOr ein Referendum. Sie schadet dem For­
schungs- und Wirtschaftsplatz Schweiz. Sie ist unehrlich, 
weil sie letztlich das Moratorium nur als Trojanisches Pferd 
fOr ein späteres Verbot einsetzt, und sie Ist OberflOsslg, weil 
die Argumente der Initianten bei der Schaffung der Gen-Lex 
in grosszOgiger Welse berOcksichtigt wurden. 

Savary Geraldlne (S, VD): Je crols qu'II laut etre clair sur les 
mots: «moratoire sur les OGM» ne veut pas dlre «mort des 
OGM". Le catastrophlsme, l'alarmlsme des opposants, qul 
brandissent le spectre d'une Suisse obscurantlste et retro­
grade en matlere de recherches blotechnologiques, n'a pas 
lieu d'etre. 
Avec !'initiative, il s'aglt simplement d'attendre et de voir ve­
nir, de voir quelles sont les consequences de ces technolo­
gies - certes prometteuses, mais qui peuvent etre devasta­
trlces si elles sont utllisees a mauvals escient -. de volr quel 
seralt !'Impact des OGM sur l'envlronnement et l'agriculture, 
dans quelle directlon s'engage l'Europe en matiere d'OGM 
et de protectlon des cuttures tradltionnelles, et enfin de voir 
sl reellement les pays du tiers monde beneficleraient des 
cultures OGM. Accepter cette initiative, c'est obeir a un sim­
ple principe de precaution; c'est faire preuve de l'lndlspensa­
ble prudence que nous savons manifester dans d'autres 
domalnes quand II s'aglt d'engager notre avenir. 
Trols raisons justlfient a notre avis notre soutien a l'lnltiative: 
Premlerement, la srtuatlon en Europa est loin d'Mre consoll­
dee. Meme sl la dlrective europeenne 2001/18/CE autorlse 
clairement la dlssemination des OGM, 1a fronde des regions 
gagne du terrain. Au coeur des preoccupations, la crainte de 
voir l'agricutture traditionnelle detrulte par les OGM, ainsi 
que le soucl d'lmpliquer la responsablllte civile des entrepri­
ses blotechnologiques en cas de contaminatlon. Car sl l'Eu­
rope a regle le drolt des producteurs d'OGM, elle n'en a pas 
pour autant enonce leurs devolrs, selon le simple prtnclpe du 
pollueur-payeur. Des regions d'Europe de plus en plus nom­
breuses se font l'echo des cralntes de la population, qui 
doute autant de la coexlstence paclfique entre OGM et cuitu­
res tradltlonnelles que de l'innoculte des varletes genetlque­
ment modifiees sur l'envlronnement. En Europa donc, le 
debat est loln d'etre clos. Des leglslations nationales, 
comme en Allemagne et en ltalle, entrent en opposltlon avec 
la dlrectlve europeenne - II est inutlle que notre pays joue 
les bons eleves europeens. 
Deuxiemement, la question de la coexistence des cuttures 
demeure non resolue Jusqu'a ce Jour. Comment un si petit 
pays comme le nOtre peut-11 se premunlr contre les risques 
de pollution de notre agrtculture par des OGM? Comment 
penser que du pollen OGM va rester bien tranqullle sur un 
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terrain bien dellmite? Comment imaginer que des residus de 
plantes dans le sol, mais aussi sur les machines agricoies, 
ne vont pas se balader en toute impunite dans nos champs 
et nos päturages? On nous parle de choix, de liberte, alors 
que justement la liberte de choix est definitivement mena­
cee, sl la coexistence entre OGM et culture traditionnelle 
echoue. 
Enfin, dernier argument a notre avis, ceiui de ia recherche. 
Sur ce polnt, le message du Conseil federal est clair et 
devrait suffire a nous rassurer. Selon le Conseil federal, 
«le moratoire n'aurait pas d'effets directs sur la recherche et 
la productlon en milieu confine». Certes, si !'initiative est ac­
ceptee, il sera interdit pendant clnq ans de commerclaliser 
desOGM. 
Ne pas faire d'argent pendant cinq ans n'empAche pas de 
reflechlr, en partlculier sur les effets des OGM, sur renviron­
nement, sur l'agrlcuiture, ainsi que sur 1a sante humaine et 
anlmale. 
En outre, a notre connaissance, II n'y a pas actue!lement de 
projets de recherche qul, dans les cinq ans a venlr, se ver­
raient interdlts du marche helvetlque. 
Enfin, insistons sur ce point, la recherche academique n'est 
nullement menacee. Le projet de l'EPFZ sur le riz genetique­
ment modifie, par exemple, n'auralt aucun probleme a Atre 
mene en cas d'acceptation de cette Initiative. 
Au final, la Suisse a plus a gagner economlquement et eco­
logiquement en favorisant une agriculture de qualite et en 
protegeant des consommatrices et des consommateurs in­
quiets a juste tltre contre la dlsseminatlon involontaire et ln­
controlable d'OGM. 
Je vous invite donc a suivre la majorlte de la commlssion et 
a accepter de soutenir cette initiative populaire. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le deba.t sur cet objet est interrompu 
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Lang Josef (G, ZG): Vorher haben Gentech-Förderinnen 
und -Förderer behauptet, das Moratorium beeinträchtige die 
Agrarforschung. Das stimmt schlicht und einfach nicht. Auch 
der Bundesrat hält in seiner Botschaft fest: «Das Moratorium 
hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Forschung 
und die Produktion in geschlossenen Systemen.» Im Ge­
genteil: Der Verzicht auf Gentechnik bietet der Schweizer 
Forschung die Gelegenheit, auf das zu setzen, was Zukunft 
hat: auf ökologische und ethische Spitzenforschung. Ich 
habe den Eindruck, die Herren Randegger und Hochreute• 
ner haben Angst vor der Zukunft, nämlich vor einer Zukunft, 
deren Paradigma lautet: Qualität kommt vor Quantität. Das 
ist die moderne Moderne. 
Angst vor der Gentechnik selber muss vor allem der biologi­
sche Landbau haben, und darauf will ich hier vor allem ein­
gehen - auch weil ich aus einem Kanton komme, der dies­
bezüglich zu den Pionierkantonen der Schweiz gehört. Hin­
tergrund dieses erfreulichen Umstandes war ein grosses 
Problem, nämlich das Problem, dass der Zugersee wegen 
der Uberdüngung keine Luft mehr hatte. Die damalige Dis­
kussion in unserem Kanton hatte viele Parallelen zur Diskus­
sion, die wir Jetzt führen. Jedem mit gesundem Menschen­
verstand war klar, dass der See nur mit Wurzelbehandlung 
zu heilen war - also weniger Chemie. Stattdessen schlugen 
der Homo oeconomicus, der fette Bauprofite witterte, und 
sein Zwillingsbruder, der Homo technocraticus, ein 60 Millio­
nen Franken schweres Projekt zur Ableitung von Wasser 
aus dem Vierwaldstättersee vor. Es wurde aber berechnet, 
dass es billiger sei, die ZUger Landwirtschaft auf biologi­
schen Landbau umzustellen, als das Problem mit hochteurer 
Technologie anzugehen. Die Folge davon Ist, was ich schon 
erwähnt habe: Unser Kanton gehört zu den Pionieren des 
biologischen Landbaus. 
Was die Gentech-Konzerne heute der Welt anbieten, ist 
ebenfalls eine Scheinlösung, Ist blosse Symptombekämp­
fung, wie damals die Idee, Wasser aus dem Vierwaldstätter­
see In den Zugersee abzuleiten. Beispiel: Mittels gentechni­
scher Eingriffe werden Pflanzensorten auf Spritzmitteltole­
ranz getrimmt, weil die Monokultur-Landwirtschaft an ihre 
ökologlschan Grenzen stösst. Gescheiter wäre es aber, die 
einseitige Bewirtschaftung, die zu Bodenerosion und 
Grundwasservergiftung führt, durch eine vielseitigere und 
umweltverträglichere Produktion abzulösen. Die in einem 
beschränkten und überholten Denkmodell gefangene Gen­
tech-Forschung ist einseitig schadenorientiert, Probleme 
betrachtet sie isoliert. Die wirklich moderne Forschung - zur 
Moderne, Herr Randegger, gehört auch die Autonomie der 
Forschung - orientiert sich am Gesamtsystem und ver­
sucht, Ursachen zu klären, statt mit punktuellen Eingriffen 
Symptome zu bekämpfen. 
In der Schweiz hat die Landwirtschaft eine bemerkenswerte 
Reform eingeleitet. Umweltschutz und Tierwohl gehören zu 
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Ihren Zielen, in deren Zentrum die Nachhaltigkeit steht. 
Dazu passt die Agrotechnik ebenso schlecht wie die Gross­
technologie zum Zugersee. Wenn man den Verfassungsarti­
kel der Landwirtschaft und das Landwirtschaftsgesetz ernst 
nehmen will, wenn man den Verfassungsartikel zur Gentech­
nik im Ausserhumanberelch und das Gentechnikgesetz um­
setzen will, dann gibt es zum Moratorfurnsvorschlag der 
Gentechfrei-lnitiative nur eine Haltung: ein klares Ja. Nicht 
nur die Zukunft des Landbaus, sondern die Zukunft der Ge­
sellschaft überhaupt liegt nicht im Kampf gegen die Natur, 
sondern in der Arbeit mit der Natur. 

Hassler Hansjörg (V, GA): Die Schweizer Bäuerinnen und 
Bauern und die Konsumentinnen und Konsumenten sind 
gegen den Einsatz der Gentechnologie In der Landwirt­
schaft. Der Schweizerische Bauernverband und zahlreiche 
weitere bäuerliche Organisationen wollen keine Gentechnik 
In der Landwirtschaft. Eine repräsentative Umfrage bei der 
Schweizer Bevölkerung vom Februar 2004 zeigt ganz klare 
Resultate. Auf die Frage, was sie von Gentechnik In der 
Landwirtschaft hielten, antworteten die Befragten wie folgt 
67 Prozent lehnen die Gentechnik In der Landwirtschaft 
strikte ab. Rund 20 Prozent stimmen zu, und rund 12 Pro­
zent haben keine Meinung dazu. Die Haltung der Landwirt­
schaft und der übrigen Bevölkerung zu dieser Frage Ist 
eindeutig und lässt keine Zweifel offen. 
Die logische Folge davon wäre eigentlich der klare Verzicht 
auf die Gentechnologie in der Landwirtschaft. Dem ist aber 
leider nicht so. Die Pflanzen- und Agrarforschung und die 
Gentechnikindustrie sehen hier ein Entwicklungspotenzial 
für die Schweizer Landwirtschaft und wollen den Einsatz der 
Gentechnik in der Landwirtschaft gegen den WIiien der Be­
völkerung und der Bauern vorantreiben. 
Das grosse Problem des Einsatzes der Gentechnologie In 
der Landwirtschaft ist die Sicherstellung der Koexistenz von 
gentechnikfreien und gentechnisch veränderten Pflanzen. 
Dies trifft vor allem für die kleinräumlge Schweiz zu. In der 
Schweiz findet eine vlelfättlge Nutzung der Ackerflächen 
statt. Die Bauern halten Fruchtfolgen ein, die Grösse der 
Äcker ist sehr begrenzt. Insgesamt existiert eine abwechs­
lungsreiche Kulturlandschaft, was auch für die Naturvorteil­
haft ist In diesem klein räumigen Umfeld ist ein Nebeneinan­
der von Gentech-Landwirtschaft und gentechfreler Landwirt­
schaft schlicht nicht möglich. Es ist die Regel, dass in einem 
Dorf oder in einer Region sowohl Blobauem als auch IP­
Bauern und Bauern von konventionell geführten Betrieben 
ihre Felder nebeneinander bewirtschaften. Wie soll sich ein 
Biobauer davor schützen, dass seine Kulturen wegen des 
Einsatzes von Gentechnologie durch seine Nachbarn ver­
unreinigt werden? In der Praxis ist dies unmöglich. Die 
Gentechnikfreiheit der biologischen Landwirtschaft in der 
Schweiz könnte nicht sichergestellt werden. Das ist ein un­
gelöstes Problem, und diesem Umstand wurde Im Gentech­
nikgesetz zu wenig Rechnung getragen. 
Auch die saubere Trennung gentechfreier und gentechnisch 
veränderter Produkte beim Transport und bei der Verarbei­
tung wäre ausserordentlich umständlich und kOstsplellg. 
Die «Gentechnik-Freiheit» bietet für die Schweiz auch klar 
bessere Marktchancen. Die Schweizer Landwirtschaft ist 
mehr und mehr den Internationalen Märkten ausgesetzt Die 
Landwirtschaft kann Ihre Produktion nicht verlagern; sie 
muss Im Umfeld der Schweiz mit Ihren hohen Kosten produ­
zieren. Schweizer Bauern können bei den ökonomischen 
und naturgegebenen Voraussetzungen ihre Produkte nicht 
zu EU- oder gar zu Weltmarktpreisen anbieten. Deshalb Ist 
es von grosser Bedeutung, dass sich unsere Produkte durch 
ausserordentllch hohe Qualität und einen höheren Standard 
in Bezug auf Ökologie und Anbaumethoden von den auslän­
dischen Produkten abheben. Dazu bietet die «Gentechnik­
Freiheit» eine ausserordentliche Chance. 
Wir Bauern und die Nahrungsmittelhersteller können Le­
bensmittel aus Schweizer Landwirtschaftsproduktion im 
Markt Im In- und Ausland als gentechfrel positionieren. Das 
sind unsere Trümpfe, nicht die Nachahmung einer Industrie!-
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len Landwirtschaft der grossen Agrarländer! Mit der Menge 
werden wir nie kOnkurrenzfähig sein. Unsere Chancen lie­
gen In einer hochstehenden Qualität unserer Produkte. 
Dazu gehört eine gentechnikfrele LandWirtschaft. 
Das Einkommen der Schweizer Bauernfamilien kann nicht 
durch eine Massenproduktion gehalten werden, sondern 
ganz klar durch eine naturnahe, ökOlogische und gentech­
freie Landwirtschaft. 
Aus meiner Sicht ist die Initiative nach wie vor nötig, weil im 
Zusammenhang mit der Gentechnologie in der Landwirt­
schaft noch zu viele Fragen offen sind. Die Forschung und 
wir alle brauchen daher mehr Zelt, um die tatsächlichen Aus­
wirkungen der Gentechnik in der Landwirtschaft kennen zu 
lernen und um diesbezüglich gesicherte Resultate zu erhal­
ten. Die Unsicherheiten beim Einsatz der Gentechnik in der 
Landwirtschaft sind heute aus meiner Sicht Immer noch zu 
gross. Und vergessen wir eines nicht: Wenn wir in diesem 
Bereich Fehler machen, ist es zu spät; es gibt kein Zurück 
mehr. 
Ich bitte Sie daher, die Gentechfrel-lnitlative zur Annahme zu 
empfehlen und den Rückweisungsantrag Randegger abzu­
lehnen. 

Helm Bea (S, SO): Die SP-Fraktlon sagt mit Überzeugung 
Ja zur Volkslnltlatlve, und zwar erstens Im Interesse der Kon­
sumentinnen und Konsumenten, zweitens im Interesse der 
Zukunft unserer Landwirtschaft und drittens auch im Inter­
esse des Forschungsplatzes Schweiz, der nicht geschwächt 
werden, sondern sich im Gegenteil mit ökOJogischer For­
schung und Risikoforschung profilieren soll. 
Die vielen Unterschriften, die breite Allianz der Konsumen­
tenschaft, der Bauern und der Umweltverbände, zeigen, was 
die Umfragen Immer wieder bestätigen: Rund 70 Prozent 
der Schweizerinnen und Schweizer wollen weder Gentech­
Polenta noch Gentech-Rösti. Mit dieser Skepsis sind sie 
nicht allein, nein, in ganz Europa erhebt sich die Konsumen­
tenschaft und fordert gentechfreie Lebensmittel. Auch aus 
der Nahrungsmittelindustrie gibt es klare Signale, dass man 
auf diesen wlrtschaftlichen Wettbewerbsvortell, auf Schwei­
zer Produkte aus natürlichem Anbau, nicht verzichten will 
und nicht verzichten kann. 
Die SP setzt sich seit jeher für eine ökOloglsch geprägte 
Landwirtschaft ein. Wir werden das In diesem Zusammen­
hang mit einem klaren Ja zur Volksinitiative bestätigen. 
Diese verlangt zu Recht ein fünfjähriges Moratorium für den 
kommerziellen Einsatz von gentechnisch veränderten lleren 
und Pflanzen sowie gentechnisch verändertem Saatgut In 
der Landwirtschaft, Im Gartenbau und In der Forstwirtschaft. 
Zu viele Fragen und Probleme sind eben noch offen. Einst 
glaubte man, mit der Gentechnologie liesse sich der Herbi­
zldeinsatz reduzieren. Das war eine Fehlspekulation. Die 
Natur reagierte, die Unkräuter wurden resistent. Die Folge 
sind härtere Herblzldelnsätze und Ertragseinbussen. Ein an­
deres Phänomen wie die Auswilderung der transgenen Kul­
turpflanzen führte und führt zur Verdrängung anderer 
Pflanzenarten, zur Gefährdung der Artenvielfalt, der Biodi­
versltät. 
Wir wissen also schlicht noch viel zu wenig über die ökOlogi­
schen zusammenhänge. Die Initiative ist ein Gebot der 
Klugheit, ein Gebot der Verantwortung, und sie ist eine 
Chance. Sie gibt Zeit für die Forschung, denn die Forschung 
mit gentechnisch veränderten Organismen in geschlosse­
nen Systemen oder das Freisetzen zu Versuchszwecken 
sind nicht dem Moratorium unterstellt. 
Das Moratorium ist darum keine Denkpause, sondern ein 
Auftrag für eine Intensive interdisziplinäre ökologische Risi­
koforschung, eben eine Chance für den Forschungsplatz 
Schweiz. Eine grosse Chance ist sie vor allem für die 
schweizerische Landwirtschaft. Die Zukunft der Landwirt­
schaft, davon bin Ich überzeugt, liegt In der unveränderten 
Natur, In der Natur pur, In der Natürlichkeit, In der unver­
fälschten Naturproduktion. Und dieser Wettbewerbsvorteil 
Ist Gold wert. Tragen wir Sorge dazul 
Moratorium und Gentechnikgesetz zusammen machen es 
möglich, dass der gesamte Lebensmittelbereich in der 



04.054 Conseil national 2i 14 juin 2005 

Schweiz zumindest für die nächsten fünf Jahre sicher gen­
techfrei bleibt. Das ist es, was der Markt verlangt. Das ist die 
Chance der Landwirtschaft, den Absatz und das Einkom­
men im härter werdenden Konkurrenzkampf zu sichern. Das 
ist unbestritten, und darum propagieren die Gegner dieser 
Initiative nun die Koexistenz, das Nebeneinander von gen­
techfrelem Anbau und Gentech-Produktlon. 
Ein Nebeneinander kann angesichts der kleinstrukturierten 
Schweizer Landwirtschaft nicht funktionieren. Man stelle 
sich vor: Jeder Bauer hat unzählige Nachbarn, deren Felder 
direkt an seine Grundstücke grenzen, und mit allen müsste 
er jedes Jahr Absprachen treffen, um zu verhindern, dass 
sich in seine Kultur Pollen von Gentech-Pflanzen einmi­
schen. Er muss dabei mit einrechnen, dass je nach Pflan­
zenart der Blütenstaub durch Wind und Insekten 50 Meter, 
100 Meter, ja zum Teil gar kilometerweit In seine Kulturen 
eingeschleppt werden könnte. Man stelle sich diesen Abklä­
rungs- und Vertragsaufwand vor. Das gibt eine ungiaubllche 
Bürokratie! Das verteuert die Produktion, ohne dass der 
Bauer etwas davon hätte, ausser Ärger und Ertragseinbus­
sen, weil er eben schliesslich auch geringere Flächen be­
bauen könnte. Könnte der Bauer die Kontaminationen nicht 
verhindern, müsste er seine Produkte vom Markt zurückzie­
hen und hätte das Vertrauen der Kundschaft verspielt. 
Ich garantiere Ihnen, das gibt Mais; Mals nicht nur Im Bun­
deshaus, sondern Mais bis vors Bundesgericht. Eine Koexis­
tenzregelung nach EU-Muster Ist für die Schweiz unrealis­
tisch. Das Problem ist an sich erkannt. Und flugs will man 
die Pollen unfruchtbar machen. Die Technolog!espirale dreht 
sich Immer schneller. Und wie reagiert die Okologie? Das 
Moratorium schafft Zelt, Zelt für die Ursachenforschung, Zelt 
für die ökologische Forschung, und Ich wünsche mir, dass 
die Schweiz auch da Ihren Spitzenplatz einnimmt. Es schafft 
auch Zeit, um die Koexistenzfrage zu lösen, wahrscheinlich 
zu beerdigen, bevor Fakten wie die Verunreinigung Im biolo­
gischen Anbau geschaffen sind, die nicht rückgängig ge­
macht werden könnten. 
Ich bitte Sie, im Interesse der ökologischen Forschung, der 
Landwirtschaft und der Konsumentinnen und Konsumenten 
diese Initiative zur Annahme zu empfehlen. 

Schlbll Ernst N, ZH): Frau Heim, es ist für mich eine Selbst­
verständlichkeit, dass die Schweizer Landwirtschaft auf die 
Bedürfnisse der Konsumentinnen und Konsumenten Rück­
sicht nimmt. Aber warum wollen Sie mit dieser Initiative die 
Forschung verhindern und den Forschungsplatz Schweiz 
gefährden? 

Helm Bea (S, SO): Gerade darum geht es nicht. Ich habe 
es mehrfach erklärt. Die Chance der Forschung liegt In der 
Ursachenforschung und in der ökologischen Forschung. Die 
Forschung wird mit dem Moratorium In keiner Weise behin­
dert, weil die Initiative eben gerade die Forschung und die 
Freisetzungsversuche vom Moratorium ausnimmt. 

Walter HansJörg (V, TG): Ich danke dem Bundesrat für die 
sehr gut abgefasste Botschaft. Darin wird auch objektiv er­
wähnt, dass sich eine GVO-freie landwirtschaftliche Produk­
tion positiv auf die Nachfrage im In- und Ausland auswirken 
könnte. Dies wird anerkannt. Es ist das zentrale Problem un­
serer Landwirtschaft: Wir möchten uns im Markt gut positio­
nieren. Wir kommen damit von der alten Agrarpolitik weg, wo 
der Staat für den Markt sorgte. Gewähren Sie uns nun auch 
hier Bewegungsfreiheit und entsprechende Möglichkeiten! 
Dies entspricht auch einer umfassenden Wlrtschaftlichkelts­
und Marktanalyse, die der Schweizerische Bauernverband 
vorgenommen hat. Wir sind überzeugt, dass wir mit einem 
freiwilligen Verzicht, den wir jetzt schon einhalten, mit dieser 
Produktionsmethode International und lmagemässig Erfolg 
haben. Wir werden in dieser Frage vollumfänglich vom 
schweizerischen Detallhandel unterstützt. 
Der Schweizerische Bauernverband unterstützt aufgrund ei­
nes breit abgestützten Meinungsbildungsprozesses die For­
derung der Initiative nach einem GVO-Moratorium von tünf 

Jahren; wir haben uns gegen ein Moratorium von zehn Jah­
ren gewehrt. Obschon wir ein gutes Gentechnikgesetz ha­
ben, gibt es hinsichtlich der Verordnung noch offene Fragen: 
1. Zur Koexistenz des offenen Anbaus liegen noch keine 
unbestrittenen Ergebnisse vor; die Eidgenössische For­
schungsanstalt für Agrarökologie und Landbau sowie die 
ETH haben erst eine Beurteilung aufgrund der Literatur und 
aufgrund von Modellrechnungen bzw. Simulationen, aber 
nicht von Freilandversuchen vorgenommen. Ich bin über­
zeugt, dass wir mit einem Moratorium von fünf Jahren diese 
Frage klären können; wir fordern Freilandversuche In dieser 
Zelt, damit diese Frage geklärt werden kann. Erstaunlicher­
weise wird sich die Bevölkerung gegen solche Freilandver­
suche wehren, wie wir das bereits kennen. Aber ich bin der 
Meinung, sie seien nötig. 
2. Es gibt in Europa eine gegenläufige Entwicklung für gen­
techfreie Regionen; auch in der Schweiz haben wir Gemein­
den und Regionen, die sich jetzt so positionieren möchten 
und solche gentechfrelen Regionen planen. Um diese Re­
gionen anzuerkennen, braucht es ebenfalls Bestimmungen 
und Richtlinien in der Verordnung; diese sollen abgeklärt 
werden. 
Die Beratende Kommission Landwirtschaft des Bundesra­
tes, eine vom Bundesrat eingesetzte Kommission für die Be­
ratung bei der «Agrarpolitik 2011 », geht sogar noch weiter 
und unterstützt indirekt diese Initiative. Diese Kommission 
hat sich ein Leitbild gegeben und schreibt, die Landwirt­
schaft produziere GVO-frei. Sie schlägt für die «AP 2011 » 

vor, keinen GVO-Anbau als ökologischen Leistungsnach­
weis anzuerkennen, das heisst, für die Gentech-Produktlon 
keine Direktzahlungen auszurichten. Der entsprechende Be­
richt wird an den Bundesrat gehen. Ich bin gespannt, wie der 
Bundesrat auf die Vorschläge der Kommission reagieren 
wird, die er eingesetzt hat. Aber eben, auch diese Be­
schlüsse widerspiegeln die Meinung der Öffentlichkeit. 
Zum Rückweisungsantrag Randegger: Ich möchte diesem 
Rückweisungsantrag eine Chance geben. Klären wir ab, su­
chen wir zu verbessern. Ich habe das ja auch bei der Bera-
tung der «AP 2007» gewollt und vorge gen, dass wir 
kein Moratorium aufnehmen, sondern angsbestim-
mungen erlassen und diese Fragen in dieser Zeit abklären 
sollten. Ob dann der Ständerat diesem Vorgehen zustimmen 
wird - warten wir es einmal ab! 
Zurück zur Volksinitiative: Ich unterstütze sie. Mir Ist die Mei­
nung des Volkes wichtig. Auch die Landwirtschaft wird sich 
der Meinung des Volkes anschliessen und die Produktion 
dementsprechend ausrichten. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Ich möchte Ihnen fünf Gründe 
für die Annahme der Initiative vortragen und vier Bemerkun­
gen zu gegnerischen Argumenten deponieren. 
Zuerst die fünf Hauptgründe für die Annahme des Moratori­
ums: 
1. Die Konsumentinnen und Konsumenten wollen In ihrer 
grossen Mehrheit keine gentechnisch veränderten Nah­
rungsmittel. 
2. Die Landwirtschaft selbst richtet sich nach diesem 
Wunsch aus. Sie berücksichtigt die Wünsche ihrer Kundin­
nen und Kunden und will nicht, dass Ihre heute gentechfreie 
Produktion gefährdet wird. Sie hat nämlich erkannt, dass 
«gentechfrel» heute - und In Zukunft noch viel mehr - ein 
gutes Verkaufsargument ist und Mehrwert schafft. 
3. In unserem kleinräumlgen, engen, dicht genutzten Land 
ist - über längere Zelt auf jeden Fall - eine Koexistenz zwi­
schen biologischer und gentechfreier Produktion und GVO­
Produktlon nicht möglich. Die Natur wird sich nicht an die 
gescheiten Papiere jener Leute halten, die heute behaupten, 
eine Verunreinigung der Saaten biologisch produzierender 
Landwirte könne In unseren engen Verhältnissen ausge­
schlossen werden. 
4. Die Erfahrung Im Ausland hat gezeigt, dass sich die Land­
wirtschaft mit gentechnisch veränderter Produktion noch viel 
stärker In die Klauen der Agromultls begibt. Auch das wollen 
wir nicht 
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5. Noch ein Wort zum Vorsorgeprinzip: Die Risiken des An­
baus gentechnisch veränderter Organismen und Nahrungs­
mittel sind teilweise auf dem Tisch, teilweise aber noch 
unklar. Deshalb Ist das Moratorium auch aufgrund des Vor­
sorgeprinzips geboten. Bevor wir eine risikoreiche Technolo­
gie anwenden und einsetzen, muss diese schlüssig nach­
weisen, dass die vermuteten und möglichen Risiken nicht 
bestehen. Dies ist bis heute nicht erfolgt. 
Jetzt noch vier Bemerkungen zu den ablehnenden Argu­
menten: 
1. Es wird gesagt, es bestehe keine Absicht, in den nächsten 
Jahren gentechnisch veränderte Saaten auszubringen. 
Warum dann eigentlich die Ablehnung dieses fünfjährigen 
Moratoriums? 
2. Es wird der Standort Schweiz als Forschungsstandort als 
gefährdet betrachtet. Hier haben wir doch ganz klar gesagt, 
dass das Moratorium die Forschung nicht betreffe. 
3. Es wird die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsu­
menten angeführt; diese sei gefährdet, wenn wir die GVO­
Produktion nicht zulassen würden. Ich möchte sagen: Das 
Gegenteil ist der Fall. Die Wahlfreiheit unserer Konsumen­
tinnen und Konsumenten Ist gerade mit GVO-Produktion In 
unserem Land gefährdet. Diese Produktion Ist nämlich in un­
seren engen Verhältnissen nicht möglich, ohne dass wir die 
Saaten biologisch produzierender Landwirte beeinträchtigen 
und verunreinigen. 
4. Es wird schliesslich gesagt, es sei kein gutes Signal, 
wenn wir diese Initiative annehmen würden. Im Gegenteil: 
Es Ist ein Signal, dass unser Land die grosse Mehrheit unse­
rer Bevölkerung ernst nimmt, die gentechnlkfrele Nahrungs­
mittel wünscht. Es ist aber auch ein Signal, dass wir Sicher­
heit und Gesundheit höher gewichten als die wirtschaftli­
chen Interessen der Agrochemie. Das ist ein gutes, ein 
menschliches Signal, auf das wir stolz sein können. 
Ich ziehe das Fazit: Der Rückweisungsantrag des Agrotak­
tlerers Randegger ist abzulehnen, und die Initiative ist dem 
Volk zur Annahme zu empfehlen. 

Parmelln Guy fl/, VD): En preambule, afin que tout solt 
clalr, Je tlens a declarer ici mes interAts: Je suis admlnistra­
teur a la Fech~ration nationale des cooperatives agricoles, 
mais je souhalte m'exprlmer en tant que producteur suscep­
tlble d'Atre confronte a ces nouvelles technologies. 
Pour le profane en la matiere, celui qul rer,;oit lndlstinctement 
chez lul las Informations des mllieux proches de la recher­
che vantant les avantages de ces nouvelles technologies ou 
celles issues des opposants farouches denonr,;ant des dan­
gers et des risques reels ou supposes, it est bien difficile de 
pouvoir se faire une oplnlon dans la serenlte et trler ce qui 
tient de l'objectivlte ou au contralre de l'exageration, volre du 
dogme auquel on ne peut deroger. Essayons donc d'analy­
ser la situatlon presente. 
II est incontestable que le genie genetique est une technolo­
gle Jeune et que, sl eile recele d'indiscutables possibilites de 
progres en ce qul concerne le futur de l'agriculture, II n'en 
demeure pas molns qu'un certain nombre de questions res­
tent ouvertes et que des precautions sont absolument ne­
cessaires avant de dissemlner sans autre dans la nature des 
OGM testes en mllieu conflne. 
Si aujourd'hul nous avons une lol federale sur l'application 
du genie genetique au domaine non humaln des plus draco­
nlennes, c'est blen parce que les tenants de ces nouvelles 
technologies ont voulu aller plus vite que le vent en tentant 
mAme parfols de mettre sous tutelle las utillsateurs poten­
tlels de semences genetlquement modifiees - volr l'affaire 
des fameux genas Terminator-, suscltant du coup de viru­
lentes critiques et instillant alnsi une profonde mefiance a 
dlfferents niveaux de notre societe, y compris et surtout 
chez las agrlculteurs. 
Ces malheureux episodes ont alnsi mis en lumiere las formi­
dables enjeux flnanciers de ces nouvelles technologies ainsi 
que leurs rlsques - certainement insufflsamment pris en 
compte dans les essais de dlssemination a grande echelle 
menes Jusqu'lcl dans le monde. Ce falsant, las consequen-
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ces ont ete que les avantages potentiels ont plutöt ete esca­
motes du debat et que l'objectivlte me paratt helas ne plus 
avoir cours dans de nombreux milieux. 
Cette sltuatlon dolt-elle pour autant conduire aux mesures 
prescrites par !'initiative populaire? Je ne le pense pas. Je 
suls convalncu que la mesure preconlsee aura pour seule 
consequence de faire perdre a notre pays son avance dans 
ce domalne prometteur de la recherche et alnsi de se tra­
duire par une diminution des investissements internes ainsi 
qua par une delocallsatlon de cette recherche, et par conse­
quent par une perte inestimable pour notre pays. 
Cette autolimltatlon dans un domaine sensible, si alle est 
louable de prima abord, fait fi de la reallte. Elle risque slm­
plement de nous infllger un handicap dans un domaine pro­
metteur de la recherche qui, a terme, pourrait s'averer 
lnsurmontable, alors que la loi en vlgueur protege parfaite­
ment le producteur «non OGM» et le consommateur. 
Un des dangers evoque par les auteurs de !'Initiative et las 
opposants, d'une manlere generale, est le rlsque de dlsse­
mination incontrölee, de «pollution» des cultures voislnes 
exemptes d'OGM. Cette inquletude a fait l'objet d'une ana­
lyse de la part de la Station federale de recherches an agro­
ecologle et agriculture de Zurich-Reckenholz, qul a publie fin 
avrll 2005 une etude a ce propos, qui confirme que la 
coexistence entre plantes OGM et non OGM est possible, 
moyennant certaines precautions bien preclses - des dis­
tances mininales a respecter en particuller. 
II taut d'allleurs relever que de telles precautions sont deja 
en vlgueur dans Ja pratique, lorsque par exemple une culture 
de tournesol dite "high oleic» - a haute teneur d'huile -
avolsine une culture de tournesol tradltionnelle. Dans ce cas 
precis, II taut absolument respecter une dlstance de 200 me­
tres, afin d'eviter une pollinisation croisee qui aurait pour in­
convenlent de faire chuter le taux d'hulle de la variete a 
haute teneur. 
Quant au fond du probleme lui-mAme, doit-on refuser de 
faire des essals sous contröle strlct dans notre pays de plan­
tes genetlquement modifiees qui pourralent apporter un plus 
en matiere de tolerance aux parasltes ou aux maladies, et 
lalsser a d'autres pays l'lnitlatlve de ces tests sans pouvolr 
nous-mAmes en verlfler le bien-fonde? 
Prenez par exemple le cas d'une selectlon de ralsins qui, 
sans perdre ses qualltes originelles, aurait la faculte de re­
slster au mlldlou ou tt l'oidium. Ne dolt-on pas pouvoir mener 
des essais sous contröle dans las reglons climatiques ou la 
culture de la vigne se fait tradltlonnellement, afin de pouvoir 
s'assurer qu'II n'y a pas de problemes connexes? Songez a 
l'economie de pestlcides qul en resulterait pour le bien des 
utilisateurs, de l'environnement et des consommateurs. Rien 
que la suppresslon du cuivre - metal lourd s'II en est -, dont 
mAme les vitlculteurs qui pratiquent la vitlculture blologique 
ne peuvent se passer sous peine de volr leur recolte de­
trulte, rlen que cecl seralt un plus extraordinaire. Et ce n'est 
qu'un exemple parml d'autres. 
Aujourd'hul, et Je le deplore vivement, on cherche a faire 
peur a tout le monde, a commencer par les premiers concer­
nes, les agriculteurs, en trat;ant un parallele avec la proble­
matique de la vache folle. Mals dans ce cas, c'est bien parce 
qu'on a dlmlnue les standards de securite qua le probleme a 
surgl. Or, dens le cas des OGM, on a au contralre augmente 
ce niveau de precaution, tout en gardant une marge de ma­
noeuvre, afin que la recherche puisse evoluerdans un cadre 
Jurldique precis, et avec une survelllance renforcee dans le 
cadre des essais hors mllleu confine qu'elle doit pouvoir me­
ner. 
Quant a la protectlon du consommateur, alle est deja large­
ment prlse en compte. Nous lmportons chaque annee plus 
de 250 000 tonnes de prodults de soja, et parfols jusqu'a 
1 00 000 tonnes de maTs, pour prendre le cas de deux cultu­
res qui peuvent contenlr des OGM, puisqu'elles sont autori­
sees a l'etranger. 
La loi veut que le consommateur ait le llbre choix, mais alle 
n'lnterdlt pas la presence d'OGM homologues dans les four­
rages et la nourriture. Cela lmpllque de facto la separatlon 
des fllieres si l'on veut eviter toute contamlnatlon acclden-
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teile. II faut donc, si l'on prend le cas du soja et que l'on vise 
une tra1,abilitä sans OGM, assurer un suivi du debut de la fi­
liere en Amerique du Sud jusque dans les silos de stockage 
en Suisse, avec des analyses sur place durant le charge­
ment, le transbordement dans las ports et Jusqu'au bout de 
la chaine, afin de respecter las tolerances en vlgueur. C'est 
le prix a payer pour que le consommateur att la garantie que 
la filiere est exempte d'OGM - et cela coüte eher. 
Enfin, avec le regime d'autorisation strict qui prevaut actuel­
lement et la mefiance des consommateurs a l'egard des 
OGM, aucun agriculteur raisonnable ne va se lancer dans 
une culture OGM, alors qu'il sait deJä. qu'il ne trouvera per­
sonne pour commerciallser sa production. 
Parce que la loi en vigueur est extnllmement contralgnante 
et parce que !'initiative n'aura pour seule consequence que 
de porter prejudice a la recherche dans notre pays, avec le 
risque de priver en fin de compte notre agriculture de cer­
tains avantages a terme, je ne peux que vous invlter a pro­
poser au peuple suisse, tout comme le Conseil federal le 
fait, de rejeter cette initiative. 

Schenker Silvia (S, BS): Bei jedem politischen Vorstoss 
können Argumente gefunden werden, mit denen das jewei­
lige Anliegen bekämpft werden kann. Manchmal sind solche 
Argumente auch bloss Scheinargumente. Dazu gehört auch 
der hartnäckig immer wieder erhobene Vorwurf der For­
schungsfeindlichkeit. Das verfängt natürlich, denn: Wer lässt 
sich schon gerne vorwerfen, er oder sie blockiere Innovatio­
nen und zukunftsgerichtete Forschung? Das gllt erst recht, 
wenn man, wie ich, aus einem Kanton kommt, in dem die 
Forschung und die forschende Industrie eine zentrale Rolle 
spielen. 
Wir sind aber schlecht beraten, wenn wir uns von suggerier­
ten Untergangsszenarien und Ängsten leiten lassen. Wir 
sollten aufgrund der vorliegenden Fakten entscheiden. 
Wenn wir den lnltiativtext genau lesen, dann wird ganz klar, 
dass das geforderte Moratorium dem kommerzlellen Anbau 
gilt Die Gentech-Versuche sind Im Gentechnikgesetz gere­
gelt. Das gllt für Versuche In geschlossenen Systemen wie 
Labors oder Sicherheitsgewächshäusern, aber auch für 
Freisetzungsexperimente. Wenn diese Bestimmungen als zu 
eng empfunden werden, dann kann dies nicht über die Ab­
lehnung der Initiative gelöst werden. 
Für das Moratorium gilt, was auch ein wichtiger Grundsatz in 
anderen Bereichen ist: Wo ein Weg blockiert ist, kann man 
entweder den Mond anheulen, oder man kann versuchen, 
einen gangbaren neuen Weg zu finden. Es gibt viele Berei­
che, In denen geforscht werden könnte, Bereiche, die ohne 
die umstrittene Freisetzung von Gentechnik in die Natur aus­
kommen, im Gegenteil: Im Bereich der ökologischen Pflan­
zenschutzmethoden gibt es einen enormen Bedarf. Es stün­
de uns gut an, wenn wir hier vorangehen würden. Auf diese 
Welse könnte man mit ein bisschen gutem Willen aus einem 
Moratorium durchaus auch positive Impulse ableiten. 
Mir scheint es wichtig, noch einmal zu betonen, dass mit der 
Initiative kein Verbot, sondern ein fünfjähriges Moratorium 
für den kommerziellen Anbau gefordert wird. Der Rückwei­
sungsantrag Randegger fordert eigentlich auch ein Morato­
rium, einfach ein Minimoratorium. Es scheint also, dass Herr 
Randegger ähnliche Bedenken hat wie wir. 
Die Initiative Ist In Ihren Forderungen äusserst massvoll. Sie 
nimmt die Bedenken ernst, die in grossen Teilen der Bevöl­
kerung gegenüber gentechnisch veränderten Lebensmitteln 
bestehen. 
Setzen Sie ein Zeichen, dass auch Sie diese Bedenken 
ernst nehmen. Empfehlen Sie die Initiative zur Annahme. 

Slmoneschl-Corteal Chlara (C, Tl): lntervengo per un sl 
all'inlziatlva e un no alla proposta di rinvio Randegger. Sl 
all'inizlatlva polche essa chiede una moratoria parzlale ehe 
tocca solo l'agricoltura rispondendo cosl ai desideri dei con­
sumatori e contadini. L:iniziativa non tocca e non llmita invece 
in alcun modo la sperimentazione in laboratorio e in campo 
aperto. Questa e regolata dall'articolo 6 della Gen-Lex, chec-
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ehe ne dicano 11 nostro collega Randegger e quelli ehe so­
stengono la proposta di rinvlo, i quali continuano a fare delle 
minacce e a sostenere delle cose ehe non corrispondono al 
vero. Dico dl no alla proposta di rinvlo Randegger, polche 
essa e inutile e risponde piu ehe altro ad una tattlca dilatoria: 
si vuole guadagnare due anni, perche si sa ehe 1a popola­
zione probabllmente dira dl si a questa iniziativa. 
La proposta Randegger e anche inutlle, perche non abbiamo 
bisogno di modificare la Gen-Lex con un nuovo articolo sulla 
coesistenza. Questo tema e gia implicitamente presente 
nella Gen-Lex laddove sl prescrive la libera scelta del consu­
matore e la protezione dell'agricoltura tradizlonale e biolo­
gica da indesiderate conta.minazioni provenientl da culture 
geneticamente modiflcate. E il famoso articolo 7 per la prote­
zione dell'agricoltura, ehe naturalmente era molto inviso al 
collega Randegger. Ora, proprio per questo articolo, ehe e 
molto importante, ancora non vi e un'ordinanza dl applica­
zione, poiehe el sono delle grosse difficoltä.. Esperti e funzio­
nari, ehe sono venutl in commisslone, sono al lavoro. Ci 
hanno lnformato dicendo ehe ci sono ancora parecchi quesiti 
da chiarire, soprattutto per risolvere II problema della coesi­
stenza, ehe pol e alla base della protezione dell'agricoltura e 
della libera scelta. 
II problema della coeslstenza e II vero nodo da sciogliere se 
davvero vogllamo proteggere l'agricoltura esente da OGM 
ed assicurare al con~umatori la libera scelta, cosl come pre­
scritto dalla Gen-Lex: Sulla coesistenza, ed e questo il pro­
blema, 1 pareri degll scienziati e dei ricercatori si divldono; 
questo anche perche parecchl esperimentl sul volo dei pol­
llnl hanno dato degll eslti contrastanti. 
Non si tratta, infatti, di fare, banalmente, un articoio di legge 
e di definire per ogni pianta ehe tlpo di distanza bisogna 
mantenere tra un campo di mais tradlzlonale e un campo di 
mais genetleamente modificato. Blsogna lnvece essere in 
chlaro, essere certl ehe i pollini non volino plu di tanto, ed e 
qui II problema: ci sono delle ricerche in Canada e In Gran 
Bretagna ehe dimostrano ehe ci sono alcuni pollini ehe pos­
sono volare fino a dieci chilometri. Qulndi, vedete subito ehe 
questa coeslstenza dlventa dHflcile in una Svlzzera cosl pic­
eola e affollata, in una Svizzera ehe sicuramente avrebbe 
delle grosse difflcolta a far coesistere I due tipl di culture. 
Gli stessl problemi si sono posti a liveilo europeo: uno studio 
della Commlssione europea del 2002 - dunque abbastanza 
recente - dlmostra ehe la cultura di piante geneticamente 
modlflcate non permette il mantenimento delle culture tradi­
zionall. Ed e proprio per questa ragione ehe l'Unione euro­
pea non ha scritto una dlrettlva ma ha fatto solo delle racco­
mandazionl. Con II risultato ehe sono i singoli Stati e addirit­
tura le regionl ehe decidono se vogliono o meno un'agricol­
tura con organismi genetlcamente modificati. Le reglonl ehe 
si sono dichiarate esenti da OGM sono tantisslme e si molti­
plicano, sia In ltalia sla In Francia sia In Germania. Anche II 
canton Tlcino ha fatto questa scelta e nella sua legge 
sull'agricoltura ha iscrltto ehe vuole un'agricoltura esente da 
OGM. 
Per concludere: con l'inizlativa abblamo clnque anni dl 
tempo per approfondire tuttl questi studi sulla coesistenza 
ma anche sulla blodiversita, abbiamo II tempo di preparare le 
ordlnanze ehe non sono ancora pronte e possiamo dare 1a 
posslbllltä. al cantoni dl rlflettere su questo tema e magari di 
decldere, come ha fatto II canton Ticino, dl essere del can­
tonl esenti da OGM. Coll'lnlziativa abbiamo anche la possibi­
lita di discutere con tutta la popolazlone di queste tematlche 
ehe la toccano da viclno, perche questo e II punto lmpor­
tante: un'agrlcoltura esente da OGM corrisponde al deside­
rio della maggloranza della popolazione svizzera - in fondo, 
noi lo sapplamo, la maggloranza dei consumatori l'ha gla 
detto piu volte - e anche agli interessi dei contadini, ehe tro­
vano cosl una nlcchia dl mercato per i loro prodotti, soprat­
tutto per quelli biologici. In fondo essl si sono uniti proprio 
con questa lnizlatlva, perche vogliono ehe II nostro Peese 
possa essere un Paese esente da OGM. 

Vlscher Daniel (G, ZH): Ich spreche hier nicht als Lobbyist 
wie Herr Randegger, auch nicht als Spezialist, sondern nur 
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als bescheidener Beobachter eines zum Teil etwas seltsam 
anmutenden Diskurses. 
Im Grunde genommen kann man sagen, es gehe bei dieser 
Initiative um einen Ausgleich zwischen Exzess und Fort­
schritt. Wir diskutieren hier nicht über den «Menschenpark», 
und die diesbezüglichen Diskurse etwa von Peter Sloterdijk 
sind hier nicht gefragt, sondern wir diskutieren über den Be­
reich der Agrotechnik. Leute, die sich schon lange mit der 
Gentechnik beschäftigen, wissen, dass das Kernproblem ei• 
gentlich In der Landwirtschaft liegt. 
Der bekannte Wissenschaftskritiker Jeremy Rifkln sagt mit 
Recht, dass die Agrotechnik ganz eigentlich die ange­
stammte Eigentumsordnung durcheinander wlrbelt. Sie stellt 
ganz neue Fragen bezüglich Patent an den historisch ge­
wachsenen Eigentumsbegriff. Dies betrifft nicht nur unsere 
Landwirtschaft, sondern hat natürlich horrende Auswirkun­
gen auf den ganzen Bereich der Dritten Welt. In diesem 
Sinne ist die Agrotechnik zur realen Gefährdung und Bedro• 
hung der Dritten Welt geworden. Grosse Agro-Untemehmen 
sehen hier eine neue Chance, Abhängigkeiten zu schaffen, 
die für die Eigenständigkeit des Südens fatale Folgen haben 
können. 
Die Argumente sind eigentlich heute auf dem llsch. Wir wis­
sen, dass mit dieser Initiative ein Einklang zwischen Produ­
zentinnen und Konsumentinnen gefordert und realisiert wird. 
Wir kennen die Argumente der Gegnerschaft. Wenn Gen­
technologle im Spiel Ist, wird als Erstes natürlich Immer die 
Gefährdung unseres Wirtschaftsstandortes angeführt. Nur: 
Wenn unser Wirtschaftsstandort real durch dieses fünf 
Jahre dauernde Moratorium gefährdet wäre, dann sähe es 
schlecht aus für unsere Wirtschaft. Aber vlellelcht liegt darin 
auch ein Problem unserer Grosschemle, dass sie vielleicht 
zu früh und zu einseitig gemeint hat, der Biotechnikmarkt sei 
der Markt der ZUkunft. Das Ist Ja auch das Lieblingsschlag­
wort von Herrn Bundeskanzler Schröder, der die Bundesre­
publik in eine moderne Blotechnologielandschaft umwan­
deln wollte. Nur ist es eben noch nicht hinlänglich erwiesen, 
dass dieser Biomarkt genau diese Zukunftsfähigkeit hat, wie 
dies die Gross-Chemle selber unterstellt. 
Es wird natürlich Immer auch auf die Forschungsfreiheit re­
kurriert. Es wird gesagt, die Forschungsfreiheit sei tangiert. 
Erstens kennt diese Initiative gar kein Forschungsverbot. 
Zweitens frage ich mich, ob es nicht letztlich der dauernde 
Verweis auf den Vorrang der Biotechnologie Ist, der gerade 
den erwünschten Pluralismus gefährdet. Sind Sie denn so 
sicher, dass Sie mit der Einseitigkeit biotechnischer Präva­
lenz auf dem richtigen Pfad sind? Sind Sie nicht auch der 
Meinung, dass vielleicht gerade dadurch echter Pluralismus 
Im Forschungsbetrieb gefährdet wird? 
In diesem Sinne fordert ja diese Initiative mit dem Morato­
rium eine Denkpause. Denkpause meint: Pause zum Den­
ken. Im Grunde genommen ist es Immer noch ein relativ 
neuer Diskurs, mit dem wir bei der Gentechnologie konfron­
tiert sind. Es ist ein Diskurs, der Denkanstrengungen erfor­
dert. Es geht übrigens nicht um «Natur oder nicht Natur", 
sondern es geht um einen Diskurs Ober die Handhabung der 
Natur. Es geht nicht um «Für oder gegen die Wirtschaft», 
sondern es geht darum, welche Art von Wirtschaft tatsäch­
lich zukunftsträchtig Ist. Wenn sie von Koexistenz sprechen, 
dann möchten die Gegner und die Rückweisungsfans ei­
gentlich gewlssermassen die Liberalität für sich pachten. 
Aber genau diese Art von Koexistenz ist nicht Koexistenz in 
einem pluralistischen Sinne, sondern sie unterwandert Im 
Grunde genommen die gentechnikfreie Landwirtschaft. Sie 
wäre eine echte Gefährdung für die Existenz gentechnlk­
freler Landwirtschaft. 
In diesem Sinne Ist diese Initiative harmlos. Aber sie appel­
liert an unsere Denkfähigkeit. Daher fordere ich Sie auf, sie 
zu unterstützen und die etwas gar durchsichtig lobbylstisch 
gefärbten Anträge Randegger abzulehnen. 

Roth-Bemasconl Maria (S, GE): Je vals parier d'un aspect 
qul n'a pas encore ete beaucoup aborde, sauf tout a l'heure 
par Monsieur Vlscher. a savoir celui de la faim dans le 
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monde. En effet, on entend souvent que la culture des OGM 
est un moyen de lutte contre la faim dans le monde. Cette 
affirmatlon est non seulement fausse, mais eile est egale­
ment fallacieuse. En effet, sl la culture d'OGM progresse, la 
faim dans le monde ne recule pas pour autant. Selon le Pro­
gramme allmentalre mondlal, la productlon alimentaire mon­
diale pourrait nourrir 12 mllllards de personnes aujourd'hul. 
Le probleme ne se situe donc pas sous rangle du manque 
de ressources, mais sous rangle de la dlstributlon de celles­
cl. Au contraire mAme, la culture d'OGM pourralt mener au 
renforcement de cette dlstribution inegale de la productlon 
alimentaire et ce, pour plusieurs raisons. 
Premiere raison: l'industrie agrogenetique est aujourd'hui 
concentree dans les mains d'une poignee de multinatio­
nales - qui sont, pour Atre preclse, au nombre de six. Elle 
a donc une emprise enorme sur l'approvisionnement en 
matleres premieres de la population mondiale. Elle tente 
d'ailleurs de faire supprimer le moratoire international sur la 
technologie Terminator. Si elle y parvenalt, cela slgnlfierait 
qu'elle pourralt vendre aux petlts producteurs - et nul doute 
qu'elle le ferait - des graines utllisables une seule annäe. II 
faudralt donc qua les paysannes et les paysans des pays du 
tlers monde, comme des pays developpäs, rachetent des 
gralnes chaque annee. Quand on sait dans quelle precarite 
vit une grande partie de la populatlon paysanne, on lmaglne 
aisement quelles consequences nefastes auralt la levee de 
ce moratoire. 
Deuxleme raison: l'aberratlon qu'est l'introductlon de pro­
duits gänetlquement modlfiäs dans l'agriculture, et son pre­
tendu effet sur la lutte contre la faim, observable dans 
dlffärents pays. La Colombie est exemplaire a plus d'un tltre. 
En effet, ce pays, dans les annees 1990, assurait son auto­
suffisance allmentalre a hauteur de 90 pour cent. Desor­
mals, II Importe 70 pour cent de mais, son premler aliment 
de base, 1a presslon des multinationales sur le gouverne­
ment pour que las allments transgenlques supplantent la 
productlon locaie etant sans commune mesure avec celle 
qua les producteurs locaux sont capables de mettre en 
place. Les consommateurs et consommatrices se voient 
donc obllgäs de consommer des produits contenant des 
OGM, alors que l'agriculture locale sombre petit a petit. 
La Zambie, quant a elle, a reslste a l'alde du Programme all­
mentalre mondial qui offrait des aliments genetiquement mo­
dlfies. Ce refus a amene a «un spectaculaire sursaut natio­
nal et a permis a ce pays non seulement de renouer avec 
l'autosufflsance, mals encore d'exporter des denrees ali­
mentalres». Par ce refus, la Zamble a egalement tente de n e 
pas se fermer aux marches europeens, tres reticents face 
aux OGM. En effet, mAme si une partle seulement des grai­
nes transgäniques proposees avalent ete plantees, II y a fort 
a parier qu'elles auraient contamine d'autres champs cen­
ses Atre exempts d'OGM. Des lors, les agriculteurs et agri­
cultrices zambiens se seraient vu forcäs de passer aux 
OGM. Or, on salt que la technologie genätique favorlse la 
monoculture et las grandes exploltetions, et donc une agri­
culture necessltant peu de main--d'oeuvre. Las agriculteurs 
et agricultrices des pays du tlers monde, alnsi qua les agri­
culteurs suisses, ne feront pas le polds face aux multinatio­
nales detentrices d'un quasi-monopole sur le marche des 
produits transgeniques. Or, la lutte contre la faim repose sur 
deux pillers: la preservatlon de la blodlverslte des cultures et 
le savoir-falre des paysans et des paysannes, deux pillers 
que la propagation du gänle genetlque met largement en pä­
ril. 
Les raisons qui justlfient l'acceptatlon de cette initiative po­
pulalre sont nombreuses. Tant du polnt de vue tkonomlque 
qu'envlronnemental, ces technologies ne sont pas rentables 
et pourralent avolr des coOts tres importants, consequence 
d'autant plus inacceptable que, comme on l'a vu, las ani• 
maux genetiquement modifies n'apportent rien, bien au con­
tralre, du polnt de vue de la lutte contre la faim dans le 
monde. 
Pour ces raisons, je vous invite a suivre la majorite de la 
commlsaion qul recommande d'accepter l'inltiative populaire 
dite Stop OGM. 
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Hollenstein Pia (G, SG): Was wir auch Immer heute be­
schliessen, ich bin zuversichtlich, dass die Initiative bei der 
Volksabstimmung grosse Zustimmung finden wird. Quer 
durch Europa wachsen gentechfrele Zonen, d. h. Gemein­
den, Regionen, die sich zu gentechfreien Zonen bekennen. 
Unter anderen haben sich In Italien 26 Provinzen zu gen­
techfrelen Gebieten erklärt, In Frankreich sind es 1250 gen­
techfrele Gemeinden. In Österreich sind acht von neun 
Bundesländern gentechfrei, das heisst, ganz Österreich ist 
de facto gentechfrei; aber es geht um das Bekenntnis zur 
gentechfrelen Landwirtschaft. In Deutschland wächst der 
Widerstand gegen Gentech-Aussaat, besonders auch von 
bäuerlicher Seite. Der Widerstand gegen Agro-Gentechnlk 
kennt keine Grenzen. 
Noch wurden wenige Gründe angeführt, weshalb es sinnvoll 
Ist, auf Gentech-Aussaat überhaupt zu verzichten. Jeden­
falls zeigen Erfahrungen im Ausland die Auswirkungen von 
Gentechnik in der Landwirtschaft auf das Ökosystem deut­
lich: Pollenflug, Resistanzen und Abhängigkeiten von Multis 
sind bekannt Noch immer aber gibt es keine Langzeltstu­
dien. Das Fahlen von Langzeltstudien Ist ein sehr ernstzu­
nehmendes Problem. 
Wieso ist Agro-Gentechnik gefährlich, wieso birgt sie Gefah­
ren, die wir mit einer gentechfreien Landwirtschaft möglichst 
verhindern sollten? Die spezielle Rlslkoqualltät der Gentech­
nologie beruht darauf, dass die Risikoquelle lebt, sie sich 
selbst vermehren kann, sie sich auf andere Organismen 
übertragen kann, sie Ober mehrere Jahre unbemerkt bleiben 
kann und - etwas ganz Wichtiges - sie im Schadenfall nicht 
zurückgeholt werden kann. 
In der kleinräumlgen Schweiz findet eine vielfältige Nutzung 
von Ackerflächen statt. Die Bauern halten Fruchtfolgen ein: 
Getreide, Kartoffeln, Zuckerrüben, Mals, Raps und Gras 
wechseln im Anbau ab. Die Grösse der Äcker ist im Interna­
tionalen Vergleich klein. Insgesamt existiert eine abwechs­
lungsreiche Kulturlandschaft, was auch für die Natur vorteil­
haft ist. In unserem kleinräumigen Umfeld ist ein Nebenein­
ander von Gentech-Landwirtschaft und gentechfreler Land­
wirtschaft kaum möglich. Untersuchungen auf Biobetrieben 
haben gezeigt, dass jeder Biobauer, Jede Biobäuerin bis zu 
25 Nachbarn hat, deren Felder direkt an seine oder Ihre 
Grundstücke grenzen. Die Felder der biologisch und Inte­
griert produzierenden Bauern könnten durch Pollenflug von 
gentechnisch veränderten Pflanzen entscheidend verunrei­
nigt werden. Nicht nur für Bio- und IP-Swiss-Betriebe, son­
dern auch für unsere einheimische Flora und Fauna könnten 
sich einschneidende Auswirkungen ergeben. Eine vom For­
schungsinstitut für biologischen Landbau gemachte Studie 
kommt zum Schluss, dass In einem Gebiet wie der Schweiz 
ein Nebeneinander nicht praktizierbar ist: Gentechfrele und 
GVO-veränderte Landwirtschaft können nur mit riesigem 
Aufwand koexistieren. In der Praxis würde das bedeuten, ei­
nen Abstand von bis zu 2 Kilometern einzuhalten in der 
Schweiz ein Unding. 
Die Natur lässt sich nach dem heutigen Wissensstand durch 
Agro-Gentechnlk auch nicht verbessern. Die Agro-Gentech­
nik bringt die Natur höchstens noch mehr durcheinander, mit 
unabsehbaren Folgen für die fein aufeinander abgestimmten 
natürlichen Prozesse. 
Aus all diesen Gründen empfehle ich Ihnen, der Mehrheit zu 
folgen und die Volksinitiative zur Annahme zu empfehlen. 

Robblanl Melnrado (C, Tl): Questa iniziativa ha II preglo dl 
sollevare soprattutto tre Interrogativ!: ci sollecita e cl chlede 
di rispondere quale agricoltura vogllamo dal profilo del suo 
orientamento di fondo, quale agricoltura vogllamo dal profilo 
del suo lndlrizzo economlco - in senso stretto - e quale agri­
coltura vogllamo dal profilo della sua organizzazlone e ge­
stlone. 
1. Per quanto riguarda II suo orlentamento di fondo: l'inge­
gnerla genetlca trova evidentemente nell'agricoltura uno 
sbocco prMlegiato e un terreno fertile per la sua applica• 
zione. Pero, si rischia di perdere di vista una costatazlone, 
cioe ehe la tecnologia, come ogni tecnologia, e strumento e 

non fine. II suo lmpiego va qulndi valutato In funzione degli 
scopi ehe vengono perseguiti, in questo caso in funzione di 
un'alimentazione sana e della sua capacita di effettlvamente 
agevolare II raggiunglmento dl questo scopo. Se interpretata 
e vista da questa angolatura, la riflessione sull'ingegneria 
genetica non dovrebbe cadere da un lato in una poslzione di 
rifiuto assoluto, quasi aprioristico, ma dall'altro lato nem­
meno In una poslzione di accettazlone passiva, acritica. Ciö 
ehe invece e opportuno, anzi necessarlo, e un atteggia­
mento di discernimento; un discernimento ehe dovra essere 
tanto piu articolato e rigoroso proprio perche qui andlamo al 
cuore della materla vivente e perche sono in gloco l'allmen­
tazione e la sicurezza della popolazione. 
2. Per quanto riguarda il profilo di indirizzo economico 
dell'agricoltura: la tecnologia genetica e, per la nostra agri­
coltura, un nodo certamente significativo. Con la riduzlone 
dei contributi pubbllci all'agricoltura, con la caduta progres­
slva delle barriere ehe hanno flnora sostenuto e anche pro­
tetto la nostra agricoltura, essa, oggi, e costretta a posl­
zlonarsl in maniera rinnovata sul mercato di fronte alla 
concorrenza esterna. Se noi guardiamo alle caratteristiche, 
alla dimensione della nostra agricoltura, ci rendiamo conto 
ehe la sua capaclta competltiva dipendera dalla capacita di 
posizionarsl su alti llvelli di quallta e di rispondenza alle at­
tese dei consumatori. Quello ehe altri settori dell'economia 
ricercano, cioe il collocarsl in nicchie dl mercato, vale anche 
per l'agricoltura, ehe rlusclra ad essere tanto piu vincente 
quanto piu cerchera di tenersl al di fuori degli strumentallsmi 
di natura biotecnologlca. 
3. Per quanto riguarda II profilo organizzativo e gestionale 
dell'agricoltura, non puo, neanche qui, mancare una rifles­
sione sulle implicazioni ehe le biotecnologle esercltano nel 
campo dell'organizzazione e della gestione dell'agrlcoltura 
stessa. Basterebbe, in fondo, leggere II messaggio del Con­
siglio federale per rendersi conto ehe oggl anche gli organi­
sml geneticamente modlficatl autorizzati vengono da grandi 
imprese multinazionali. Si tratta dl grandi poteri ehe stanno 
assumendo un ruolo declsivo nella configurazione agricola 
su scala mondiale. Qulndi, c'e n rlschio effettivo dl conse­
gnare anche la nostra agricoltura non tanto alla ricerca ma a 
chi in parte controlla la ricerca e soprattutto l'impiego dei 
suoi risultatl. Quindl, c'e il rischlo ehe la nostra agricoltura 
venga asservlta a grandi poteri multinazionall, ehe hanno 
soprattutto obiettivi di profitto e di controllo del mercato pliJ 
ehe di sicurezza alimentare in quanto tale. 
Concludo dicendo ehe un periodo di rlflessione e di verifica 
mi sembra, perciö, tutt'altro ehe superfluo. Dev'essere un 
periodo ehe non esclude la ricerca, ma ehe deve consentire 
di collocare questa stessa ricerca In un quadro di valuta­
zione piu ampio, plu sicuro e piu solido delle sue ricadute. 
Dei resto, l'utillta dl questo periodo dl valutazione e di rifles­
sione nasce anche dalla costatazione ehe facciamo ogni 
giorno e cioe ehe la rapidlta di avanzamento del processi e 
dei progressi della tecnologla e superlore alla nostra capa­
clta di elaborare un giudizio etico, sociale ed economico sui 
suoi effetti e sulle sue lmplicazloni. E per questo ehe la pru­
denza ed il dlscernimento devono imporsl. 
Qulndi, anche da parte mia, sosterrö l'lnizlatlva e la proposta 
della maggioranza. 

Garbanl Valerle (S, NE): L:inltiatlve populaire dlte Stop 
OGM - initiative populaire «pour des aliments produits sans 
manipulations genetiques" - est importante a plus d'un tltre. 
Elle est non seulement primordiale pour la sauvegarde de 
notre envlronnement, pour la defense des consommateurs 
et des agrlculteurs suisses, mais eile est egalement capltale 
si l'agriculture sulsse veut continuer d'exister. 
Ces dernieres annees ont montre qua l'agriculture sulsse ne 
pouvalt faire face a la concurrence internationale en matiere 
de prix et de quantlte. En effet, las tailles des exploltatlons 
agricoles suisses etant petites, las economies d'echelle sont 
difficllement realisables. De plus, la remuneratlon des fac­
teurs de production auralt un coOt nettement plus eleve dans 
notre pays que dans las pays etrangers. 
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Une ebauche de solutlon a difflcllement ete trouvee par la 
specialisatlon d'une partle de ces exploltations dans des pro­
dults du terrolr et par l'accent mls sur une agriculture de qua• 
lite, tournee vers Je respect de l'environnemenl Nous devons 
des lors continuer dans cette vole et permettre ä. l'agriculture 
suisse de se profiler dans cette nlche biologique. 
Pour ce faire, l'inltlatlve populaire dlte Stop OGM est cru­
ciale. Non seulement les particularites geographlques et les 
types d'exploltations agricoles suisses, generalement petl­
tes, empechent ces economies d'echelle, mals lls ne per­
mettent pas non plus une coexistence entre cultures OGM et 
cultures sans OGM. D'apres l'lnstltut de recherche de l'agrl• 
culture blologlque, dans 85 pour cent au molns des commu• 
nes suisses, la culture des plantes transgenlques genereralt 
d'lmportants confllts car des exploltatlons conventionnelles y 
cötolent d'autres exploltations, labellisees, dont le cahler des 
charges exclut les OGM. Les rlsques de contamination par 
las pollens des plantes genetiquement modiflees seraient 
donc particulierement eleves. 
A tltre d'exemple, les etudes montrent qua le pollen du colza 
transgenlque peut se dissemlner dans un rayon de 4 kllome• 
tres, celul du selgle dans un rayon de 2 kllometres, ceux du 
maTs et du tournesol dans un rayon de 1 kllometre. Des lors, 
comment evlter la contaminatlon des exploitatlons dont les 
labels excluent les OGM et celle des exploltations non label· 
lisees mals qul ne veulent pas pour autant d'OGM dans 
leurs champs? Laisser la posslblllte de cultlver des OGM 
aura donc un coOt double: le coüt de la contaminatlon des 
champs censes atre exempts d'OGM et le coat de l'empa­
chement de cette contamination. En l'absence d'une verita­
ble solutlon pour empecher cette plus que probable 
contaminatlon et en l'absence d'evaluatlon des coats Indults 
par celle-cl, il est primordial de mettre en place le moratoire 
propose par l'lnltlative que nous examlnons. 
A ce sujet, sulte a une etude parue en Grande-Bretagne, las 
conservateurs ont annonce qu'II etalt hors de question de 
plantar des OGM tant qu'aucune mesure n'etait prevue pour 
lndemniser les agrlculteurs conventlonnels et bio des even­
tuels dommages causes par les OGM. Dans une agriculture 
sulsse deja Jargement dependante des subventlons fede­
rales pour sa survle, II serait plus que deralsonnable d'ajouter 
ces surcoOts. Ceux-ci auralent pour consequence le renche­
rissement des prodults agricoles: tout le contralre de ce dont 
a besoln l'agriculture sulsse sl eile veut rester concurrentiellel 
Au contraire, d'un point de vue economlque, II pourrait atre 
tres rentable de mettre sur pied un label «Sans OGM» et de 
se profiler dans ce sens sur las marches intemationaux. 
79 pour cent des consommateurs europeens et entre 67 et 
88 pour cent des consommateurs sulsses refusent les OGM. 
Dans une Europa qui desire reactiver la procedure d'autori­
satlon de plusleurs OGM, 1a Sulsse a tout interet a se placer 
sur un marche specHique en mlsant sur la quallte de ses 
prodults. 
De plus, notre consell a accepte II y a peu la valorisatlon du 
label «Sulsse» en matlere de prodults agrlcoles. Ce labe! 
n'aura d'lmpact que s'II atteste de prodults de quallte et na­
turels, ce qui signifie des prodults exempts d'OGM. Des lors, 
refuser un moratolre sur les OGM nous mettralt en porte-a­
faux par rapport a nos declsions precedentes. II n'y a a ce 
Jour aucune garantle que la cohabitation entre cultures OGM 
et sans OGM solt posslble. Or l'article 7 de la loi sur le genie 
genetlque nous impose de proteger la productlon exempte 
d'OGM, afin que las consommateurs pulssent continuer de 
choislr a l'avenir. Nous devons anaiyser les possibilltes reel­
les de cette coexlstence et egalement ses coats et la ques­
tion de leur prlse en charge. Nous ne l'avons pas fait, c'est la 
ratson pour laquelle ce moratoire de cinq ans est lmperatlf. 
Je vous demande donc de soutenir l'lnltiatlve populaire dlte 
Stop OGM, de rejeter Ia proposltion de renvol Randegger -
qui n'a qu'un seul but: dlfferer la votation sur l'inltiative popu­
laire - et evidemment de rejeter la proposltlon de 1a mlnorite 
Rutschmann. 

Genner Ruth (G, ZH): Eine umweltfreundliche und tierge­
rechte Produktion braucht keine Gentechnologie. Die grosse 
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Mehrheit der Konsumentinnen und Konsumenten hat das 
begriffen. Konsumentinnen wollen gesunde Lebensmittel, 
und ihre ablehnende Haltung gegenüber gentechnisch ver• 
änderten Lebensmitteln ist bei allen Umfragen konstant. 
Kurz auf einen Nenner gebracht bedeuten die Konsumenten 
den Produzenten: Wir wollen keinen Gen-Food auf dem Tel· 
ler. 
Unsere Grossverteiler, Detailhändler und Bäcker sind In ih­
rer Haltung ganz klar: Sie wollen ihre Kunden ernst nehmen 
und sie zufrieden sehen. Deshalb setzen sie sich für gen­
techfreie Lebensmittel ein. Die Schweizer Landwirtschaft, 
die klefntellig Ist, die Im Kräftespiel der Industrialisierten eu­
ropäischen Landwirtschaft eine Nische braucht, tut gut 
daran, auch eine Nische - ihre Nische - zu pflegen. Ich kann 
Ihnen versichern, dass der Biolandbau für die Schweiz eine 
Perspektive darstellt, die den Schweizer Bäuerinnen und 
Bauern Im Rahmen der Multifunktionalltät ihre Existenz si­
chert. Wir Grünen wollen den Bauern und den Konsumenten 
Unterstützung geben. Wir stellen fest, dass die Agro-lndu­
strie allein auf Ihren Profit schaut. Kein Bauer hat etwas da­
von, wenn der Aktienkurs der Gentech-Armen steigt. 
Die sogenannte grüne Gentechnologie ist keine Erfindung 
und schon gar keine Perspektive für die Grünen. Die Spra­
che nähert sich uns Grünen in diesem Falle ungebührlich. 
An der Pflanzengentechnologie Ist nichts grün ausser die 
Pflanzen selber. Die Koexistenz, die mit dem Rückweisungs­
antrag Randegger ein neues Gewicht bekommt, ist für die 
Schweiz keine Perspektive. Wir haben diese Frage anläss­
lich der Gen-Lex-Vorlage ausführlichst diskutiert. In der Pra­
xis zeigt sich, dass die Koexistenz für die klelnteilige Land­
wirtschaft sehr kompliziert, vor allem aber viel zu teuer und 
kostspielig wäre. Stellen Sie sich vor: Wir müssten dann ei­
gentlich drei Warenflüsse nebeneinander haben, nämlich die 
konventionelle Landwirtschaft, die Landwirtschaft mit GVO­
Pflanzen und die Biolandwirtschaft. Das kann sich bei uns 
niemand leisten. 
Ausserdem darf die Frage der GVO-Grenzwerte nicht so be­
handelt werden, wie wenn eine GVO-Verunrelnigung einem 
ähnlichen Gesetz wie GHt gehorchen würde. Eine Verdün­
nung eines allenfalls Oberschrittenen GVO-Grenzwertes, so, 
wie es die letzte Woche vorgestellte Studie von Agroscope 
vorschlägt, widerspricht Jeglichem Verständnis der Prinzi­
pien von GVO. Wir haben es einmal gelernt: Paracelsus hat 
gesagt, die Menge mache das Gift. GVO bedeutet nicht GHt. 
GVO bedeutet ein verändertes, ein anderes Gengut von 
Pflanzen, ein Gengut, von dem wir nicht wissen, wie es sich 
in transgenen Pflanzen oder nach mehreren Generationen 
exprimieren wird. Deshalb muss mit allen Mitteln versucht 
werden, die gentechfreie Landwirtschaft absolut von GVO­
Pflanzen abzutrennen. Alle anderen Risiken sind für die Zu­
kunft nicht tragbar. Es Ist deshalb völlig verfahlt, die Koexis­
tenz zu fordern oder auch zu fördern. Wir Grünen setzen 
uns mit allen Mitteln für den gentechfrelen Anbau von Pflan­
zen in der Schweiz ein. Das wird nämlich für die Schweiz 
künftig einen positiven Standortfaktor darstellen. 
Wir appellieren an die Bauern und Bäuerinnen, ihre Exis­
tenzgrundlage zu sichern, Ihre Stärke zu pflegen und sich 
nicht auf ein Spiel mit GVO einzulassen, das sie einmal 
teuer zu stehen kommen könnte. Bauer Kunz hat diese 
seine Einsicht glücklicherweise hier deutlich in die Debatte 
eingebracht. Die Chance einer GVO-freien Landwirtschaft 
Ist für die Bauern längerfristig eine Existenzfrage. 
Ich möchte Sie bitten, zu diesem Moratorium Ja zu sagen 
und jetzt nicht einfach eine Denkpause einzuschalten, son­
dern wir brauchen diese Moratoriurnszelt als Forschungs­
zeit, aber auch als Bedenkzeit, um zu Oberlegen, W?hin 
unsere Landwirtschaft gehen soll und welche Perspektiven 
für die Zukunft sie haben soll. Ich sehe nicht, dass das mit 
GVO gut gehen könnte. 

Egerszegl-Obrlst Christine (RL, AG): Ich lege meine Inter­
essen offen: Ich bin Vizepräsidentin der Gen Sulsse. Das Ist 
eine unabhängige Stiftung, deren Mitglieder sich ehrenamt­
lich für den Forschungsplatz Schweiz im Bereich der Life 
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Sciences einsetzen. Dabei ist es uns ein Anliegen, einer 
breiten Bevölkerung zu zeigen, wie und was auf Jedem Ge­
biet der Gentechnologie geforscht wird. Wir öffnen dazu Je­
des Jahr die Laboratorien und Institute unserer Forschungs­
plätze für die unterdessen von über einem Dutzend Orga­
nisationen mitgetragenen Gen-Tage. Wir haben uns seit 
1991 stets dafür eingesetzt - bei der Gen-Schutz-1 nitlative, 
beim Fortpflanzungsmedizingesetz, beim Stammzellenfor­
schungsgesetz -, dass man Chancen nutzen kann und Risi­
ken eingrenzt Die Bevölkerung hat uns immer mit grosser 
Mehrheit Recht gegeben. 
Es wurde häufig gesagt, diese Initiative schade dem For­
schungsplatz Schweiz nicht. Moratorien sind grundsätzlich 
das falsche Instrument, um mit zukunftsträchtiger Technolo­
gie umzugehen. Moratorien sind Denkverbote. Denkverbote 
in der Wissenschaft sind fehl am Platz, zumal hier ein Mora­
torium wissenschaftlich gar nicht begründet ist. Auch wenn 
es nur für fünf Jahre ist, Ist der Versuch der Stigmatisierung 
der Gentechnik unhaltbar. Nicht alle wollen die Erzeugnisse, 
aber es ist einfach eine Tatsache, dass sich die Gentechnik 
nicht nur in der Medizin, sondern auch In der Landwirtschaft 
bewährt. Im Jahre 2004 haben über B Millionen Landwirte In 
17 Ländern auf über 80 Millionen Hektaren transgene Sor• 
ten angebaut und dies notabene ohne Irgendwelche negati­
ven Auswirkungen auf Mensch und Umwelt. Auch das sind 
Tatsachen, ob gewisse Leute das wahrhaben wollen oder 
nicht. 
Die Schweiz hat keine Bodenschätze. Sie hat gute Köpfe, 
die denken, und Hände, die zupacken können. Wir gehören 
in der Forschung zur WellBpltze, und das dürfen wir nicht 
fahrlässig aufs Spiel setzen. Die Schweizer Pflanzenfor­
schung belegt dank hervorragender, hochqualifizierter Pflan­
zenwissenschaftler im internationalen Vergleich Rang 5, 
also einen Spitzenplatz. Wir haben zurzeit 90 Forschungs­
projekte an 14 Universitäten, an der ETH und in Forschungs­
anstalten - an acht verschiedenen Standorten: Basel, Bern, 
Changins, Freiburg, Genf, Lausanne, Neuenburg, Zürich -
mit transgenen Pflanzen bzw. Projekten, bei denen täglich 
mit gentechnischen Methoden gearbeitet wird. 
Nun wird gesagt, das Moratorium betreffe die Forschung 
nicht. Das ist falsch. Forschungsresultate, die man hier im 
Land nicht umsetzen kann, gefährden den Forschungsplatz 
Schweiz. Liebe Bauern, ein Moratorium ist fehl am Platz, 
wenn Sie den biologischen Landbau schützen wollen! Die 
Schweizer Landwirtschaft muss im internationalen Wettbe­
werb bestehen können. Dazu braucht sie Vorteile. Diese 
können darin bestehen, den biologischen Landbau zu pfle­
gen. Das ist möglich. Aber es gibt auch andere Vorteile, z. B. 
das Minimieren oder gar Verzichten auf chemischen Pflan­
zenschutz, quantitativ und qualitativ höhere Erträge, die Ver­
einfachung von Produktionsmethoden und sinkende Kosten 
für die Pflanzenproduktion. Oder ein Vorteil kann auch bes­
sere Konkurrenzfähigkeit gegenüber Konkurrenzprodukten 
aus dem Ausland sein. 
Es sind keinesfalls alle Bauern gegen den Einsatz neuer 
Technologien, wie wir das auch heute Morgen gesehen ha­
ben. Auch Bauern wollen WahHrelheit haben. Wir müssen 
Wahlfreiheit gewähren, statt Bevormundung zu schaffen. 
Das gilt auch für die Konsumentinnen und Konsumenten. 
Die Moratoriums-Initiative verspricht Ihnen Lebensmittel aus 
gentechnikfreier Landwirtschaft Das ist schlicht unehrlich, 
weil die Einfuhr von GVO-Lebens- und -Futtermitteln weiter­
hin erlaubt ist. Das Miteinander von genveränderten, kon­
ventionellen und rein biologlschen Pflanzen wäre in der 
Schweiz theoretisch möglich; das hat ein zweitägiges Sym­
posium von Forschem aus verschiedenen Ländern gezeigt. 
Es braucht dazu technische Massnahmen (wie Definition 
von Feldabständen) und organisatorische Massnahmen (wie 
Absprachen zwischen Nachbarn). Deshalb ist auch die Risi­
koforschung auf diesem Gebiet wichtig, mit dem Ziel, Aus­
kreuzung zu minimieren oder zu verhindern. 
Ich bitte Sie, ein Moratorium, das mit einer zufällig gewähl­
ten, nichtbegründbaren Frist Anwendungsschranken für wis­
senschaftliche Erfolge fordert, abzulehnen. Es könnte, 
genauso wenig begründbar, wieder wahllos verlängert wer-
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den, und das bereitet den Forscherinnen und Forschern in 
diesem Land grosse Sorgen. 
Deshalb bitte Ich Sie, die Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len. 

Graf Maya (G, BL): Frau Egerszegi, Immer wieder kommen 
Sie mit dem Argument, die Forschung werde durch die Initia­
tive eingeschränkt. Das stimmt einfach nicht - lesen Sie den 
lnitiativtext Und immer sagen Sie, dass die GV-Pflanzenfor­
schung ein riesiges Gebiet in der Schweiz sei. Ich habe 
dazu vor zwei Jahren eine Anfrage gemacht: Es ist nicht ein­
mal ein Prozent der gesamten Pflanzenforschung in der 
Schweiz, die Gentech-Pflanzen betrHft Diese Grundlagen­
forschung soll gemacht werden, aber es ist Grundlagenfor­
schung und hat nichts mit dem kommerziellen Anbau zu tun, 
worüber wir jetzt sprechen. 

Egerszegl-Obrlst Christine (AL, AG): Frau Graf, ich habe 
Ihnen die Zahlen deutlich genannt, wie viele Forschungspro­
jekte im Moment in diesem Land laufen. 
Mit der gleichen Begründung, mit der Sie jetzt ein fünf Jahre 
dauerndes Moratorium fordern, werden Sie in fünf Jahren 
wieder ein fünf oder ein zehn Jahre dauerndes Moratorium 
fordern. Das kann ich für den Forschungsplatz Schweiz nicht 
verantworten. Man kann Produktionen ins Ausland ausla­
gern, aber die Forscherinnen und Forscher möchten wir hier 
an unseren Universitätsinstituten und Forschungsanstalten 
behalten. Das trifft vor allem die zukünftigen Forscherinnen 
und Forscher, die hier den Grundstein legen, damit die 
Schweiz ihren Spitzenplatz auch behalten kann. Man soll 
diese Technik nicht in andere Länder transferieren müssen, 
die überhaupt keine Schranken haben, z. B. Frankreich oder 
Grossbritannien. 

Fhsler-Osterwalder Hildegard (S, SG): Gibt es ein land­
wirtschaftliches Produkt, ein Nahrungsmittel, das uns heute 
in der Schweiz fehlt? Neinl Gibt es irgendwo auf der Welt 
Nahrungsmittel, die fehlen? Ja, leider! Aber, liebe Kollegin­
nen und Kollegen, Insbesondere auch der CVP-Fraktion, 
dieses Problem lösen wir nicht mit gentechnisch veränder­
ten Organismen. Diese Forschung liefert weder In der 
Schweiz noch weltweit einen relevanten Beitrag zur Verbes­
serung der Ernährungssituation, und darum geht es. Denn 
das Problem des Hungers weltweit ist nicht Jenes der Züch­
tung oder der Forschung, es ist Jenes der Verteilung, also ein 
politisches und ein logistisches. 
Die heute zu klärende Frage liegt anderswo: Wo liegen die 
Erfolgschancen unserer Schweizer Landwirtschaft? Sie lie­
gen in der Produktion hoher Qualität, in der sogenannten 
Exzellenz unserer Produkte, in der natürlichen Produktion, In 
höchsten Ansprüchen bei der Tierhaltung, beim Pflanzen­
bau, beim Verarbeiten der Produkte. Sie liegen in der Pro­
duktion dessen, was die Konsumentinnen und Konsumenten 
wünschen, und diese wollen keine gentechnisch veränder­
ten Organismen, weil sie darin keinen Mehrwert sehen. Die 
Chance unserer Bauern und Bäuerinnen heisst GVO-freie 
Schweiz. Das ist das Verkaufsargument, insbesondere für 
unsere Exporte. 
Die Forderung der Initiative ist sehr moderat. Persönlich 
ginge ich weiter. Sie kann beim Festigen des Begriffspaares 
«Schweizer Landwirtschaft» und «GVO-frel» im Ausland 
aber doch sehr hilfreich sein - mit der Marktöffnung gegen­
über der EU bald auch ganz für Käse und für verarbeitete 
Landwirtschaftsprodukte: Da bietet sich eine grosse 
Chance. Im Zeitraum des Moratoriums wird es mögllch, die­
ses Begriffspaar «Schweizer Landwirtschaft» und «gentech­
frei» als Verkaufsargument zu verankern. Das ist ccqualite 
sulsse„1 Es geht hier also weder um Angst, Herr Hochreute­
ner - ich habe keine Angst vor dieser Forschung; dazu habe 
ich auch zu viel Biologie studiert -, es geht auch nicht um 
die Frage «Biolandbau oder Nicht-Biolandbau», Herr Rand­
egger. Mir geht es einzig um die Zukunft unserer Landwirt­
schaft, ob sie nun biologisch produziert oder «nur» den 
Ökologischen Leistungsnachweis (ÖLN) erbringt. Alle Land-
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wirtschaftsverbände, nicht nur die Biolandbau-Verbände, un­
terstützen die Initiative - Herr Hassler hat es gesagt -, auch 
in Kenntnis davon, dass in unserer kleinräumig strukturierten 
Landwirtschaft keine Koexistenz möglich ist. 
Herr Randegger Ist mit seinen R0ck.weisungsanträgen sehr 
inkonsequent. zum Ersten brauchte er zwei Anläufe, bis er 
das Richtige formuliert hatte, zum Zweiten wettert er hier 
drin fOnf Minuten lang gegen Moratorien, verlangt aber sel­
ber eines. Diese Inkonsequenz können wir nicht dadurch un­
terstützen, dass wir seinem Antrag auf Rückweisung zu­
stimmen. Stimmen Sie für die Initiative! 
Ein Wort noch zu Frau Egerszegi: Ich bin durchaus der An­
sicht, dass in der Schweiz landwirtschaftlich geforscht wer­
den soll - aber dann bitte in eine zukunftsweisende Rich­
tung: Unser Land soll ein Bioland werden und nicht eines, 
das über gentechnisch veränderte Organismen etwas pro­
duziert, das dann niemand essen will. 

Beck Serge (RL, VD): Je tiens tout d'abord a decllner mes 
lnterets. Je suls encore un peu agrlculteur, un agrlculteur qul 
a deJa demande, II y a huit ou dix ans, a son meunier de bien 
voulolr Jul certlfler que les melanges fourragers qu'll lul four­
nissait etaient exempts d'OGM. Je refuse d'utiliser sur mon 
domaine de tels produits, tant parce que j'estime que le recul 
dans le temps n'est pas suffisant pour Juger d'eventuels 
effets nefastes sur la sante humaine, que parce que je re­
fuse - ce qui devralt etre le cas de tout agriculteur «geneti­
quement non modifle» - d'utiliser des semences dont je ne 
pourral pas, pour des raisons technlques ou legales, utillser 
les graines pour reensemencer. Je refuse 1a dependance a 
l'egard de groupes agroallmentaires multlnatlonaux. Je re­
fuse l'appauvrlssement de la biodiverslte par la generallsa­
tion a grande echelle d'especes genetlquement modiflees. 
A partir de cette sltuation, Je refuse egalement de transfor­
mer mes doutes en peurs - ou plre, en angoisses - me rap­
pelant que la plupart des progres technologiques ont suscite 
des apprehensions qui allaient parfols Jusqu'a l'hysterie:­
souvenez-vous du passage des premiers tralns a vapeur 
dans les tunnelsl II nous appartient, II appartlent a chacun 
de nos concltoyens de choislr librement s'II veut utlllser en 
tant que cultivateur ou consommateur des produits geneti­
quement modffles. 
La vraie batallle democratlque n'est pas !a oll les auteurs de 
!'initiative l'ont placee. Elle est dans l'lnstauration de l'infor­
mation, de la transperence sur les modes de production. Re­
connaissons que dans ce domaine, comme dans le domaine 
general du contröle des denrees alimentaires, la Confedera­
tion est falble; et malgre les rappels de la Commtssion de 
gestlon, eile ne falt pas les efforts necessaires dans ce do­
maine. Et ce n'est sans doute pas le prlncipe du «Cassis de 
Dijon„ qui va ameliorer les choses. 
La vraie question que nous avons a nous poser n'est pas de 
savoir quelle agriculture, mais quelle alimentation nous vou­
lons. Nos concitoyens attendent de l'Etat 1a possibillte 
d'exercer leur liberte et leur responsabillte et non pas la 
prescrlption d'un menu uniforme administre et legallse. U ap­
partient au citoyen d'assumer au quotidian, dans ses habltu­
des de consommateur ou de producteur - et, dans ce sens­
la, le probleme de la cohabltation dolt etre regle -, ses res­
ponsabllites, et de demontrer au quotidien son acceptation 
ou son refus de produits genetlquement modlfles. Esperons 
qu'il saura le faire, qu'il aura davantage de coherence que 
dans la problematique des poules pondeuses au soll 
C'est 1a que Je ne peux pas comprendre les milieux agrlcoles 
qui soutlennent cette initiative. Le texte qui nous est soumls 
n'interdit pas l'importation de prodults alimentalres avec des 
matleres premieres genetlquement modfflees et, tous tant 
que nous sommes dans cette salle, nous consommons prati­
quement quotldiennement des produits allmentaires Impor­
tes de l'etranger, contenant a plus ou moins haute dose des 
lntrants genetiquement modlfies. 
Alors, que l'on ne cesse de nous repeter que notre agricul­
ture n'est pas assez concurrentlelle - ce que par allleurs je 
conteste; nous demanderlons nous-memes, agriculteurs, 
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des entraves legislatives lnterdlsant l'emploi de plantes ge­
netlquement modiflees, alors que nos concurrents en use­
ralent a loisir? 
t:agriculture a mison de ne pas vouloir utillser des OGM. 
C'est le choix d'un label de quallte qu'elle veut offrir aux con­
sommateurs. Elle a tort de vouloir demander l'interdictlon le­
gale pour cinq ans de ces modes de productlon, dans la 
mesure Oll elle ne peut determiner a ravance la senslbilite 
des consommateurs au creneau «qualite naturelle» qu'elle a 
ralson de vouloir defendre. Comme dans le domaine des 
poules pondeuses au sol, l'agrlculture s'exposeralt a l'inco­
herence des citoyens consommateurs et se priverait de 
marge d'adaptation. Monsieur Hämmerle, Madame Savary, 
ce n'est pas dans les reunions politiques que l'on volt si le 
consommateur rejette ou accepte les produits genetique­
ment modifles, c'est dans les commerces, devant les rayons 
qul proposent les produits alimentairesl 
D'autres ont developpe les consequences economlques de 
!'initiative, en partlculier sur la recherche et donc la place 
economlque. J'aimerais pour ma part soullgner les affirma­
tions hysteriques de certains opposants aux plants geneti­
quement modlfies, qui affirment, par exemple pour le mais, 
que la cohabltatlon n'est pas posslble sans separation de 
plusieurs centalnes de metres, volre de plusieurs kllometres: 
les dernleres recherches dans le cadre de l'Unlon euro­
peenne ont etabll cette distance a une trentaine de metres. 
Et II n'y a pas la de surprise, sinon pourquoi les producteurs 
de semences de mais s'acharneraient-ils a alterner tous les 
4 ou 5 metres des lignees de mais dlfferents pour assurer la 
fertllisation des plantes? 
Je crols que, par rapport aux progres technologiques, por­
teurs de rlsques et de chances, il n'y a pas lieu d'avoir une 
attltude fermee obscumntiste. Devrlons-nous declarer un 
moratoire sur Internet dans notre pays Jusqu'a ce que la pro­
liferation des vlrus informatlques et les dangers croissants 
qu'ils representent pour notre societe soient maitrises? Tout 
le monde reconnaitralt que ce n'est pas serieux. 
Je vous invlte donc a avoir une attltude ouverte et prudente, 
pragmatique, favorlsant la liberte et la responsablllte des 
partenalres, et donc a soutenlr la propositlon de renvol Ran­
degger. 

Gyr-Stelner Josy (S, SZ): Die Initiative verlangt eine Über­
gangsbestimmung zu Artikel 120 der Bundesverfassung. Für 
fünf .lahre wird eine gentechnikfrele schweizerische Land­
wirtschaft gefordert. Das Gentechnikgesetz ist neu, und 
noch fehlen zahlreiche Verordnungen, die das Gesetz über­
haupt anwendbar machen. Wie kann überhaupt sicherge­
stellt werden, dass Gene aus Gen-Nutzpflanzen nicht In die 
Natur gelangen und langfristig das komplexe System Um­
welt aus dem Gleichgewicht bringen? Wo sind die ethischen 
Grenzen bei Veränderungen von Lebewesen? 
Bel Tieren stellt sich die Frage nach Grenzen am schärfsten. 
Das Moratorium schafft die Zeit für eine sorgfältige Beant­
wortung dieser Fragen. In unserem kleinräumlgen Umfeld Ist 
ein Nebeneinander von Gentech-Landwlrtschaft und gen­
techfreler Landwirtschaft kaum möglich. Die Felder von bio­
logisch und Integriert produzierenden Bauern könnten durch 
Pollenflug von gentechnisch veränderten Pflanzen verunrei­
nigt werden. Die Natur lässt sich durch Agro-Gentechnlk 
nach heutigem Wissensstand nicht verbessern, sie bringt sie 
höchstens noch mehr durcheinander. Auch für die einheimi­
sche Flora und Fauna könnten sich einschneidende Auswir­
kungen ergeben. Deshalb ist aus der Sicht des Naturschut­
zes ein Moratorium ein wichtiges Anliegen. 
Auch sind die langfristigen Auswirkungen gentechnisch ver­
änderter Lebensmittel beim Menschen keineswegs geklärt. 
Das überrascht nicht, denn Wissenschaft und Forschung 
brauchen deutlich mehr Zelt, um die Unbedenklichkeit von 
Gentech-Lebensmltteln zuverlässig abzuklären. Beispiels­
weise wird heute ein grosses Defizit an aussagekräftigen 
Fütterungsversuchen an Tieren festgestellt, sodass nam­
hafte Institutionen wie FAO und WHO empfehlen, bei Konsu­
mentinnen und Konsumenten von Gentech-Lebensmltteln 
eine Überwachung durchzuführen. 
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Die Schweizer Landwirtschaft ist einem immer härter wer­
denden Konkurrenzkampf ausgesetzt. Der Käsemarkt Ist ge­
öffnet, mit den Bilateralen II geht die Öffnung weiter, und mit 
der nächsten WTO-Runde wird unsere Landwirtschaft ei­
nem noch raueren Wettbewerb ausgesetzt. In dieser Zeit 
braucht unsere Landwirtschaft nicht nur politische und finan­
zielle Unterstützung, sondern wir müssen alles dafür tun, da­
mit sie sich gut positionieren kann. 
Man will in der Schweiz eine naturnahe Landwirtschaft. Die 
Natürlichkeit ist gleichzeitig die entscheidende Wettbewerbs­
chance der Schweizer Landwirtschaft. Damit die Landwirt­
schaft im veränderten politischen Umfeld bestehen kann, ist 
sie auf eine qualitativ hochstehende Produktion angewiesen. 
Die Bäuerinnen und Bauern in unserem Land sollen das 
produzieren, was der Markt will. Was wir sicher und wirklich 
nicht kaufen wollen, sind Gentech-Lebensmittel. Dass es 
heute viele Bauern gibt, die genau das produzieren, was die 
Konsumentinnen wollen, finde ich positiv. Das zeugt von ih­
rem Sachverstand. Die Schweizer Landwirtschaft weiss, 
dass sie immer teurer sein wird als die ausländische Konkur­
renz und dass sie deshalb besser sein muss. Besser sein 
heisst hier eben, naturnaher zu produzieren. Damit wir in 
fünf Jahren hier in diesem Saal vielleicht nicht mehr Ober ein 
Moratorium debattieren müssen, Ist die Forschung weiterhin 
erlaubt. In diesen fünf Jahren soll nach Problemlösungen 
gesucht werden, die von der Bevölkerung akzeptiert werden. 
Ich bitte Sie: Unterstützen Sie diese lnitlativel Wir können 
doch unsere Landwirtschaft nicht Jahr für Jahr mit Millionen 
Franken stützen, um ihr dann, wenn es darum geht, dass sie 
sich in einem raueren Umfeld positionieren kann, die Grund­
lage am Markt zu entziehen. Die Gentechfrei-lnltiative will 
das verhindern. 

Leu Josef (C, LU): Ich lege meine Interessen offen: Ich bin 
Inhaber eines Landwirtschaftsbetriebes mit ökologischem 
Leistungsnachweis. Ich bin zudem ehrenamtliches Mitglied 
des Stiftungsrates von Gen Suisse, einer Organisation, die 
sich im Bereich der LHe Sciences für den Forschungsplatz 
Schweiz einsetzt. Schon 1998, als es um die Genschutz­
Initiative ging, habe ich mich für strenge Kontrollen, aber ge­
gen Verbote engagiert. Volk und Stände haben damals mit 
einer Zweidrittelmehrheit Verbote In der Gentechnik abge­
lehnt. Konsequenterweise engagiere ich mich auch hier und 
heute gegen den erneuten Versuch, dem Forschungs- und 
Wirtschaftsplatz zu schaden, unsere Landwirtschaft zu be­
vormunden und die Innovation zu behindern. 
Mittlerweile haben wir eines der strengsten Gentechnikge­
setze der Welt, ein Gentechnikgesetz, das die Befürchtun­
gen der Bevölkerung ernst nimmt, das die sichere und 
verantwortungsvolle Anwendung von gentechnisch verän­
derten Pflanzen in der Schweiz sowie die Wahlfreiheit für 
den Konsumenten und den Produzenten gewährleistet. In 
unserem Gentechnikgesetz haben wir die im Zusammen­
hang mit der vorliegenden Initiative entscheidende Regel, 
wonach gentechnisch veränderte Organismen mit ihren 
Stoffwechsel- und Abfallprodukten die gentechnlkfreie Pro­
duktion nicht beeinträchtigen dürfen, bereits verankert. Da­
mit ist das Anliegen der Initianten erfüllt. 
Trotzdem soll nun Ober das restriktiv ausgelegte und von 
grosser Vorsicht geprägte Gentechnikgesetz noch ein fünf 
Jahre dauerndes Moratorium gestülpt werden. Was soll 
das? Die Forschung sei ja erlaubt, sagen die Befürworter. 
Wieso wurde dann so militant gegen die Freisetzungsversu­
che der ETH vorgegangen? Oder wieso musste das Institut 
von Professor Jean-Plerre Metraux In Freiburg mit einem 
Freilandversuch mit schort- und fäuleresistenten Kartoffel­
sorten nach Frankreich ausweichen? Golden Rice, der an 
der ETH Zürich notabene ohne Pharma- oder Agromultis 
entwickelt wurde und einen erhöhten Anteil von Provitamin A 
in den Körnern enthält, Ist ein Beispiel für die qualitative Ver­
besserung einer Nutzpflanze. Diese Entwicklung und erfolg­
reiche Umsetzung von Golden Rice war speziell für die arme 
Bevölkerung in den Entwicklungsländern gedacht. Diese 
ETH-Entwicklung ist weltweit das meistbeachtete und füh-

rende Beispiel für Schweizer Spitzengentechnologie, die 
sich die Verbesserung von Nahrungs- und Futterpflanzen 
zum Ziel gesetzt hat. Mit diesem hohen Ansehen hat die 
Schweizer Pflanzenforschung neben nationalen Finanzen zu 
einem guten Teil finanzielle Forschungsmittel aus der EU 
zurückgewonnen, an welche die Schweiz Beiträge leistet. 
Mit oder ohne Moratorium wird die moderne Biotechnologie 
in der Landwirtschaft weiterentwickelt, allenfalls eben nicht 
in der Schweiz. Denn wer investiert schon Geld und MOhe in 
Forschungen, deren Anwendungen verboten sind? 
Die Initiative verspricht den Konsumenten Lebensmittel aus 
einer gentechnlkfreien Landwirtschaft. Tatsache Ist aber, 
dass die Einfuhr von Produkten aus gentechnisch veränder­
ten Pflanzen in der Schweiz nach wie vor erlaubt, aber auch 
notwendig ist, und zwar sowohl als Nahrungs- wie auch als 
Futtermittel. Die Initiative propagiert die gentechfreie Land­
wirtschaft als wirtschaftliche Chance für die Schweiz. Ich 
frage Sie: Hat es etwas mit Chance zu tun, wenn man neue 
Erkenntnisse, neue Technologien nicht nutzen darf? Hat es 
etwas mit Chance oder gar Fortschritt zu tun, wenn man mit 
der Gleichung «Gen-Feod gleich Gift» die Wissenschaft 
aushebelt und sich einem pseudoreligiösen Fundamentalis­
mus unterordnen sollte? Ich wehre mich dagegen, dass bei 
uns, im Unterschied zum Ausland, der Anbau von gentech­
nisch veränderten Nutzpflanzen, zum Beispiel neuer schäd­
lings- und krankhe)tsresistenter Sorten, verboten wird. Mit 
der modernen Biotechnologie erhalten die Landwirte Alter­
nativen zum chemischen Pflanzenschutz. 
Die moderne Biotechnologie ermöglicht und beschleunigt 
die Züchtung neuer und besser geeigneter Pflanzen. Wir 
sind weltweit Im Interesse einer ökologischen und ressour­
censchonenden Produktion, besonders auch mit Blick auf 
die ständig wachsende Erdbevölkerung, darauf angewiesen. 
Offenbar wächst das Bewusstsein dafür. Wie sonst wäre es 
zu erklären, dass weltweit die Anwendung von gentechnisch 
veränderten Pflanzen zunimmt? Bereits Ober acht Millionen 
Landwirte in 17 Ländern nutzen diese neue Technologie und 
profitieren von ihren wirtschaftlichen Vorteilen. Ein Drittel 
des Anbaus von gentechnisch veränderten Pflanzen erfolgt 
zurzeit in den Entwicklungsländern, mit steigender Tendenz. 
Abschliessend noch eine Bemerkung zur Frage der Koexis­
tenz: Ich halte es diesbezüglich mit dem lmmunologen Pro­
fessor Beda Stadler von der Universität Bern. Er sagte kürz­
lich in einem Interview: «Manchmal habe ich das Gefühl, die 
Pollen hätten erst dank der Gentechnik fliegen gelernt.» Es 
ist eine Tatsache, dass bei Selbstbestäubern wie etwa bei 
Weizen der Pollenflug kaum ein Problem ist. Jeder Bauer 
weiss, dass die Breite einer Pflugschar reicht, um dem Aus­
kreuzen vorzubeugen. Bei anderen importierten Pflanzen 
wie dem Mais sind die Pollen derart gross, dass der Pollen­
flug fast zu vernachlässigen ist. Dies hat auch eine noch 
unveröffentlichte Studie der ETH bestätigt. Schon ab 20 Me­
tern Abstand gab es beim Mais kaum noch Auskreuzungen. 
In einem 400 Meter entfernten Feld gab es lediglich noch 
eine Auskreuzungsrate von 0,006 Prozent. 
Auch für den Botaniker Professor Klaus Ammann von der 
Universität Bern steht fest, dass Koexistenz in der Schweiz 
möglich Ist, wenn man das will und die Grenzwerte nicht zu 
tief ansetzt. Nulltoleranz sei unrealistisch, da der Trend der 
Gentechpflanzen nach oben zeige. Erst im September 2004 
gab die EU 17 Gentech-Maissorten zum Ausbau frei. Somit 
ist für Ammann klar, dass die Schweiz langfristig nicht auf 
Gentechnik in der Landwirtschaft wird verzichten können. 
Persönlich schliesse ich mich dieser Ansicht an. Wir haben 
bezüglich Koexistenz wissenschaftlich erhärtete und interna­
tional abgestützte Erkenntnisse. Das Gentechnikgesetz legt 
zudem die Grundlage für wissenschaftlich definierte Schran­
ken fest. 
Darum bin ich persönlich gegen diese Initiative und aus 
Gründen der Konsequenz und der Klarheit auch gegen den 
ROckweisungsantrag Randegger. 

Kunz Josef (V, LU): Kollege Leu, Sie stellen in Bezug auf 
Ernährungssicherheit die Gentechnik in den Vordergrund. 
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Können Sie sich als Landwirt vorstellen, dass dies für die 
Landwirtschaft - weltweit gesehen - nicht das Problem ist? 
Die Landwirte erzielen weltweit keine kostendeckenden 
Preise, und das ruiniert doch die Landwirtschaft. Wieso kön­
nen Sie als Landwirt nun in Bezug auf Ernährungssicherheit 
die Gentechnik in den Vordergrund stellen? 

Leu Josef (C, LU): Ich kann ihnen nachweisen, Kollege 
Kunz, dass die Bauern in verschiedenen Entwicklungslän­
dern mit den neuen statt mit den konventionellen Sorten 
wirtschaftliche Vorteile haben. Das kann ich Ihnen anhand 
einer Studie beweisen. 

Wäfler Markus (E, ZH): Ich gebe hier lediglich meine per­
sönliche Meinung wieder. Noch eine Bemerkung zu meinen 
Interessenbindungen: Ich bin beruflich in der Herbizid-Ent­
wicklungsabteilung der Firma Syngenta tätig. 
Ich beantrage Ihnen, die Minderheit Rutschmann zu unter­
stützen und diese Initiative aus den nachstehenden Grün­
den abzulehnen oder eventuell dem Rückweisungsantrag 
Randegger zuzustimmen. Moratorien tragen kaum zu 
brauchbaren Problemlösungen bei. Moratorien sind ein 
Weg, um sich vor Entscheiden und der Übernahme der da­
mit verbundenen Verantwortung zu drücken respektive sie 
auf andere abzuschieben. 
im Bereich der Gentechnik hat in unserem Land in den letz­
ten ungefähr fünfzehn Jahren eine absolut notwendige öf­
fentliche Debatte über die damit verbundenen Fragen 
betreffend Ethik, Nutzen, Gefahren und Risiken für Men­
schen, Natur und Umwelt stattgefunden. Dies nicht zuletzt 
dank den entsprechenden Volksinitiativen, wie z. B. der da­
maligen Beobachter-Initiative oder der Gen-Schutz-initiative, 
sowie auch dank diversen parlamentarischen Vorstössen. 
Ais Resultat dieser notwendigen demokratischen Auseinan­
dersetzung in diesem Bereich haben wir heute Artikel 120 
der Bundesverfassung und - es wurde bereits erwähnt - ein 
strenges Gentechnikgesetz. Bei sachgemässem Vollzug 
dieser gesetzlichen Bestimmungen ist ein verantwortungs­
bewusster Umgang mit dieser Technologie möglich. 
Auch bei der Gentechnik Ist es wie bei anderen von uns 
Menschen genutzten Technologien: Das eigentliche Risiko 
ist nicht die Technologie an sich, sondern der Mensch, der 
sie nutzt und anwendet, also wir selbst. Wenn Machtstreben 
und/oder reine Profitgier statt des Willens zu verantwor­
tungsbewusster Problemlösung in der Anwendung irgend­
welcher Technologien im Vordergrund stehen, werden die 
Auswirkungen entsprechend sein. 
Persönlich bin ich überzeugt, dass gentechnische Verfahren 
in der landwirtschaftlichen Produktion durchaus sinnvolle 
Problemlösungen bieten können. Dabei denke ich nicht nur 
an die heute im Vordergrund stehenden herbizidresistenten 
Kulturen oder an die sogenannten ST-Kulturen - diese 
Bäume werden nach meinem Dafürhalten nicht in den Him­
mel wachsen. Aber die Gentechnik ermöglicht in der Land­
wirtschaft z. B. für die Bekämpfung von Krankheiten und 
Schädlingen neue Alternativen - dies ebenso im Bereich 
von Pflanzen, welche z. B. wichtige Nährstoffe, Vitamine 
oder erwünschte medizinisch nutzbare Wirkstoffe produzie­
ren können. Von diversen Vorrednern wurden Beispiele er­
wähnt. 
Es ist meiner Ansicht nach kurzsichtig, aus der Perspektive 
des Vollgefressenen - entschuldigen Sie bitte diesen Aus­
druck, aber er Ist zutreffend - solche Möglichkeiten und Al­
ternativen einfach über Bord zu schmeissen, ohne bessere 
Optionen aufzeigen zu können, dies insbesondere ange­
sichts der internationalen Ernährungssituation. 
Wichtig ist nach meiner Ansicht, dass wir in unserem Land 
die Wahlfreiheit des Konsumenten, aber auch des Landwirts 
zwischen GVO-Produkten und GVO-frefen Produkten durch­
setzen. Ich lehne diesbezüglich ein Diktat von beiden Selten 
ab. 
Ich bin aufgrund von Praxiserfahrungen in der herkömmli­
chen Pflanzenzüchtung der Ansicht, dass diese beiden 
Wege möglich sind. Das Gentechnikgesetz ermöglicht dies 
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unter anderem in den Artikeln 16 und 17; notwendig ist dazu 
natürlich die Schaffung der entsprechenden vertikalen Ket­
tenreproduktion, und zwar von der Saatgutproduktion bis 
zum Endprodukt. 
Die Gentechnik-Moratoriums-initiative ist unklar. Obwohl sie 
als Ziel die Erhaltung einer gentechnfkfreien Schweizer 
Landwirtschaft formuliert, lässt sie in ihren Bestimmungen 
den Import und die Verarbeitung von mit gentechnischen 
Pflanzen hergestellten Futter- und Nahrungsmitteln zu bzw. 
verbietet sie nicht. Ebenso ist sie bei der Nutzung von gen­
technisch hergestellten veterinärmedizinischen Produkten 
unklar. Diese Gentechnik-Moratoriums-Initiative ist in der 
Praxis nicht durchführbar, weil wir in der Schweiz mit unse­
ren kleinen Kulturflächen bei der Produktion von Saat- und 
Pflanzgut nicht autark sind. Wir sind bei den meisten Kultu­
ren von der Saatgutproduktlon im Ausland und somit vom 
verfügbaren Sortenspektrum abhängig. 
Aus meiner Sicht ist diese initiative auch unglaubwürdig. Die 
Gentechnik als wissenschaftliche und technische Methode 
ist an und für sich auch bei den Initianten akzeptiert. Auch 
die Initianten nehmen die Erkenntnisse und Anwendungen 
der Gentechnik in den Bereichen Medizin und technische 
Anwendungen gerne in Anspruch, lehnen sie aber In der 
Landwirtschaft ab. Ich halte dies für wenig glaubwürdig. 
Das geltende Gentechnikgesetz definiert bei den Begriffsde­
finitionen in Artikel 5 Absatz 2 die GMO wie folgt: «Gentech­
nisch veränderte Organismen sind Organismen, deren 
genetisches Material so verändert worden ist, wie dies unter 
natürlichen Bedingungen durch Kreuzen oder natürliche Re­
kombination nicht vorkommt.» Wenn wir im Gentechnikge­
setz GMO so definieren - und ich würde sagen, dass diese 
Definition sachlich richtig ist -, dann ist die Gentechnik-Mo­
ratoriums-Initiative um Jahrzehnte zu spät und unnötig, denn 
seit Jahrzehnten verwenden wir in der schweizerischen 
Landwirtschaft zum Beispiel in Kleegrasfuttermischungen 
sogenannte tetraploide Klee- und Raygrassorten, bei wel­
chen mit Hilfe von Kolchizin der Chromosomensatz von di­
ploid auf tetraploid verdoppelt wurde. Auch auf Biobetrieben 
fressen also «Biokühe» seit Jahrzehnten tetraploide Grasmi­
schungen, also laut der Definition des Gentechnikgesetzes 
GMO-Futter. Sie geben damit gesunde Biomilch. Wir bauen 
seit Jahrzehnten Maishybriden an, auch nutzen wir die neue 
Getreideart Triticale. Beides gibt es in der Natur nicht. 
sachlich ist die vorliegende Gentechnik-Moratoriums-initia­
tive kaum haltbar. Ich bitte Sie deshalb, sie zur Ablehnung 
zu empfehlen oder eventualiter dem Rückweisungsantrag 
Randegger zuzustimmen. Noch besser: Ich empfehle den 
Initianten, sie zurückzuziehen. Sie schonen damit durch Ver­
meidung einer unnötigen Abstimmung Ressourcen in der 
Verwaltung. 

Darbellay Christophe (C, VS): D'abord, je declarerai mes 
liens d'interets: je ne defends ici aucun interet direct; je suis 
president du forum «Biotechnologie et alimentation», une 
missfon pour laquelle je ne tauche pas un franc; de mäme, je 
ne sufs lie, nf directement ni indfrectement, a aucune entre­
prlse nationale ou multinationale active dans ce secteur. Ce 
que je defends, c'est la liberte de choix, c'est fa declaration, 
c'est un discours objectif sur les risques, evidemment, mais 
egalement sur les chances de ces nouvelles technologies et 
surtout, contre la forme d'obscurantisme a laquelle nous as­
sistons depuis maintenant bientöt trols heures. 
II y a des refrains que ce Parlament alme chanter. La ques­
tion du genie genetique en fait partie, a n'en pas douter, 
puisque c'est pratiquement la quatrleme fois qu'on se pro­
nonce sur cet objet. A la ffn des annees 1990 tout d'abord, le 
peuple suisse a refuse, dans sa tres large majorfte, une ini­
tiative quf visait a interdire dans tous les secteurs le genie 
genetique (initiative pour la protection genetique). Le Parla­
ment a discute du genie genetique dans le cadre du projet 
Gen-lex, ou les tenants d'un moratoire ont perdu - tres net­
tement au Conseil des Etats, un peu moins nettement au 
Conseil national -, mais ils ont perdu. lls sont revenus a la 
charge dans le cadre de la revision de la loi sur l'agriculture; 
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ils ont encore perdu. Et nous asslstons aujourd'hul au qua­
trieme essal, avec cette initiative populaire qul vise un mora­
toire de cinq ans. 
Un moratolre n'est jamais une solution. Et surtout, celle qui 
nous est proposee aujourd'hui est issue d'une amance, deja 
chancelante, de forces contraires. C'est dire si ce moratoire 
est une promesse qul ne pourra pas 6tre tenue parce qu'il 
nous donneralt l'illuslon d'une Suisse exempte d'OGM; mais 
c'est un mirage, parce qua dlre que cette Sulsse serait sans 
OGM est un abus de langage, pulsqu'on accepte deja que 
des produits qul possedent molns de 0,9 pour cent d'OGM 
solent declares sans OGM. Et nous ne disons pas que nous 
consommons tous, pratiquement Joumellement, en voyage 
ou en Sulsse, des produits lssus, directement ou indirecte­
ment, du genle genetique. 
C'est aussi un signal negatlf pour la recherche. Mllme si elle 
n'est pas concernee dlrectement par le texte de !'initiative, II 
faudrait 6tre stupide pour investir des mlllions, voire des mll­
liards dans une technique dont on sait pertinemment qu'elle 
ne serait jamais acceptee si nous decidlons d'un moratoire. 
C'est aussl une contreverite parce que la dlstinction, en 
agronomie, entre la recherche fondamentale et la recherche 
appllquee est purement rhetorique, car cette dlfference est 
tres dffficlle a etablir: au bout d'un moment, II faut tout de 
mllme faire l'essai en plein champ. 
Puls, 1a reallte est la suivante: l'essal du ble de l'Ecole poly­
technique federale de Zurich, 9 metres carres en pleln 
champ - l'espace d'une toute petite chambre d'enfant -, a 
ete rendu tres dlfficlle par des annees de procedures, des 
commissions d'experts, des expertises qul avaient declde de 
cet essai; mals Je vous rappelte qu'il a fallu derouler des me­
tres de fil de fer barbele, de barrieres, pour que les gens qui 
terrorlsent aujourd'hul las chercheurs les lalssent effectuer 
leur trevall. C'est cela la realite, et les personnes qui etalent 
a l'epoque contre cet essai sont aujourd'hul aussi impli­
quees dans la defense de ce moratoire. C'est donc dlre que 
sl le llen entre l'lnitlative et la recherche n'est pas aussi evi­
dent a demontrer, II est en taut cas existant. 
Cette declslon isolerait un peu plus la Sulsse, pulsque 
l'Union europeenne a renonce a ce moratolre, II y a deja 
deux ans, sur conseil des commlsslons de 1a science et du 
consell de la medeclne. C'est aussl quelque chose, et la on 
devra attendre l'attltude de !'Organisation mondiale du com­
merce (OMC) pour savoir si cecl est accepte sur le plan du 
commerce mondlal. II est vral qu'il n'y a pas aujourd'hul de 
plantes mlracles dans ces fameuses plantes de premlere 
generatlon, mals nous avons de facto deja auJourd'hui avec 
Gen-lex, une des lois les plus severes du monde, des limltes 
claires qui font que Gen-lex est deja de facto un moratolre de 
cinq a sept ans - puisque c'est Ja duree d'une procedure 
d'homologatlon d'un produit genetlquement modlfie. II n'y a 
pas, aujourd'hul, la fameuse pomme de terre dont parle par­
fois notre collegue Jean Fattebert, cette pomme de terre qui 
feralt maigrtr. II n'y a pas encore la pomme reslstante de 
l'Ecole polytechnique tederale de ZUrich qui permettrait 
d'eviter douze traltements antlparasltalres avec des produits 
chlmiques. II n'y a pas encore aujourd'hui de plantes, par 
exemple un ble, qui perrnettralent de fixer l'azote qui est en 
abondance dans l'atmosphere que nous respirons. II n'y a 
pas encore de plantes tres convaincantes pour recultlver un 
desert. Mals nous ne pouvons pas nous prtver du progres, 
des progres de la sclence. Accepter l'lnltiatlve, mllme si elle 
est sympathlque, serait une erreur. 
Je vous enjolns de soutenir la propositlon de renvoi Randeg­
ger qul donnera le temps d'etudler la questlon de la coexis­
tence qui donnera au Conseil federal la possibllite de 
cons~lider nos connaissances dans ce domaine et aussi 
d'attendre la position de l'OMC. 
Confondre la Constitutlon avec l'annuaire telephonique se­
rait inscrire pour cinq ans un moratolre dans ta lol, et Je 
pense que se prlver, notamment sur le plan scientlflque, de 
ces technologies dans les universltes et dans les ecoles po­
lytechniques federales, ce seralt un peu comme sl on deci­
dait de gagner la course Paris-Roubaix avec un velo mili· 
taire. 

Föhn Peter (V, SZ): Diese Volksinitiative «für Lebensmittel 
aus gentechnikfreier Landwirtschaft» kann wegweisend 
sein, und zwar nicht nur für unsere Landwirtschaft oder für 
unsere Chemieindustrie. Sie kann besonders wegweisend 
für den Konsumenten Im Inland, insbesondere aber auch für 
den Konsumenten im Ausland sein. Die Behandlung der In­
itiative, das Pro und Contra, darf auf keinen Fall ein Gegen­
einander von Wirtschaft und Landwirtschaft sein. Es muss 
ein Nebeneinander geben. Es wird ein Nebeneinander von 
Wirtschaft, das heisst Chemie, und Landwirtschaft geben! 
Die Schweiz het sich schon oft von anderen Staaten abge­
hoben. Die Schweiz hat schon oft viele und gute Produkte 
und Dienstleistungen hervorgebracht, auch in der For­
schung. Schweizer Produkte haben weltweit einen guten 
Namen. Dieser gute Name genügt heute nicht mehr. Wir 
müssen uns irgendwie absetzen, wir müssen uns Immer und 
Immer wieder absetzen: absetzen vom weltweiten Standard, 
absetzen vom weltweiten Durchschnitt. Das heisst nichts an­
deres, als dass wir auch im Nahrungsmittelbereich ein spe­
zielles Label schaffen müssen. Spezielle Labels können wir 
nur schaffen, indem wir uns von allen anderen Produkten auf 
dem Markt klar absetzen. Wir könnten uns unter anderem 
absetzen, wenn die Schweiz weltweit verkünden könnte, 
dass von uns nur GVO-frele Nahrungsmittel im Verkauf und 
nur gentechfreie Schweizer Produkte auf dem Ladentisch 
und In speziellen Regalen vorzufinden seien. Ich bin zutiefst 
davon überzeugt, dass die Schweizer Landwirtschaft nur mit 
speziellen Produkten, mit Nischenprodukten, überleben 
kann, denn besonders in unseren Berg- und Randgebieten 
wird einzig die kleinstrukturterte Landwirtschaft überlebens­
fähig sein. Bei uns wird im Verhältnis nur sehr wenig produ­
ziert. Es muss, global betrachtet, eigentllch sehr wenig 
abgesetzt werden. 
Wenn wir unseren Lebensstandard halten wollen, heben un­
sere Produkte auch einen entsprechenden und speziellen 
Preis. Rare, gute, spezielle und einzigartige Produkte dürfen 
auch etwas kosten. Ja, diese Nischenprodukte, welche sich 
von anderen Produkten abheben, müssen mehr kosten. Un­
sere Landwirtschaft wie auch die allgemeine Schweizer 
Wirtschaft und Industrie haben mit Ihrer Kostenstruktur keine 
Chance, auf dem Weltmarkt zu überleben, wenn wir ui:is an­
passen und das Gleiche produzieren und machen wie der 
Rest der Welt. Entweder passen wir uns allseits, auch wohl­
standsmässig, an - d. h. gleicher Lohn, gleich schlechte 
Sozialleistungen, gleicher Lebensstandard usw. -, oder wir 
heben uns irgendwie ab. Das können wir nur mit einem spe­
ziellen Label, mit einzigartigen Produkten, tun. Denn wenn 
ich In meiner Möbelproduktion genau gleiche, vergleichbare 
oder nur ähnllche Produkte wie die anderen Europäer oder 
die Asiaten herstellen würde, hätte ich keine Chance zu 
überleben. Auch ich muss mich irgendwie absetzen: mit 
Design, Qualität und prompter Bedienung. So darf es auch 
mehr kosten, ansonsten müsste Ich einige Dutzend Arbeits­
plätze «zurückfahren». 
Geben wir der Landwirtschaft diese Chance, denn sie ist ge­
willt, einen besonderen Effort zu leisten. Die Bauern sind ge­
willt, ein «Swiss Label» zu erarbeiten. Geben wir unseren 
Nahrungsmittelproduzenten, was die Konsumenten In der 
Schweiz verlangen und was eine besondere Schicht welt­
weit auch zu bezahlen bereit ist. Mit GVO-freien Produkten 
könnte sich die Schweizer Landwirtschaft abheben und 
eben ein spezielles Label schaffen. Unsere Chemie kann 
genau gleich welterforschen, der Forschungsplatz Schweiz 
wird keinesfalls gefährdet. Es gibt ein Nebeneinander. Letzt­
endlich wäre es ein Wln-win-Spiel, denn das vorgeschla­
gene Moratorium gilt nicht auf immer und ewig; man kann 
damit erste und wichtige Erfahrungen sammeln. 

Zlsyadls Josef (-, VD): L.:initlative a un enorme avantage, 
celui de mettre 1a prlorite sur le principe de precaution. II faut 
reconnaitre que nos connaissances scientlfiques sont lacu­
naires. Les effets de la genetique sur l'environnement don­
nent lieu a des controverses extr~mement contradictoires. 
Des lors, II ne peut y avoir d'autre attitude, pour les politiques 
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que nous sommes, qui representons les citoyens, que d'ln­
trodulre un moratoire afln d'evlter des Interventions Irreversi­
bles sur la nature et une contaminatlon insldieuse par des 
transgenes. Notre devolr, c'est de touJours tenir compte du 
principe de precautlon environnemental. De plus, dans le 
cas present, la majorlte de la population ne veut pas con­
sommer d'OGM et refuse le genie genetlque dans l'agricul­
ture. Eh bien, certalns, ici, devraient se rejouir de cette 
alliance et de ce partenarlat entre consommateurs et pay­
sannerie dans la crise actuelle. Ce sont des gages d'avenlr 
et de renouveau. Mais decidement, il y a toujours des gens 
qui veulent jouer aux apprentis sorclers ä. Ja soJde de quel­
que multinationale des «genodollars». Pourtant, Je mouve­
ment est prometteur: an Europa et dans le rnonde entfer, ce 
sont des dizafnes de regions qui, les unes apres les autres, 
se declarent «hors OGM» et qui revendiquent le drolt de se 
proteger de la contamination transgenJque. Ce sont ces re­
gions qui preserveront Je mieux ä. l'avenir une agriculture de 
proxlmite, un artlsanat de qualite, un tourlsme durable et une 
biodiverstte qul enrichit notre quallte de vfe. Tant qu'il n'y 
aura pas de legfslation solide, avec des sanctions contre les 
responsables de la pollution genetlque, il n'y aura aucune 
raison de sortlr d'un moratolre de precautlon. 
Mals «A gauche toutel» n'est pas seulement favorable a 
cette initiative en vertu du princlpe de precaution; II y a aussi, 
et peut-Atre surtout, la questlon democratique. Les OGM 
sont une dlctature nalssante dont las visees ne sont pas 
seulement le partage du marche, mals l'hegemonle totale, ä. 
terme, du marche. 
Quelques exemples de ca type sont an voie de realisatlon, et 
de manlere totalltalre: le contrat propose par Monsanto aux 
agricuHeurs deslreux d'utillser des semences transgeniques 
exlge qu'ils abandonnent la pratique seculalre de conserva­
tlon de leurs semences d'une annee sur l'autre. Une fois Je 
contrat slgne, les paysans doivent accepter la surveillance 
de Monsanto; ceux qul ne renouvellent pas le contrat peu­
vent se volr accuses de viol de brevet sl quelques-unes des 
semences de l'annee precedente germent dans un champ 
reconvertl a l'agriculture traditionnelle. Monsanto a lntente 
90 proces fondes sur des allegations de violatlon de contrats 
et de brevets, et les amendes payees par les agrlculteurs 
amerlcains a Monsanto s'elevent a ca Jour a 15 millions de 
dollars. 
En Irak, les Etats-Unis veulent bouleverser l'agriculture tradi­
tionnelle seculalre. lls ont impose une nouvelle loi qui s'ap­
pelle !'ordre 81 , qul obllge les lraklens a cultiver des se­
mences provenant des multinationales. Treize laureats du 
Prix Nobel altematif ont proteste contre cet ordre 81 qul con­
traint les paysans a n'utiliser que des semences develop­
pees lndustriellement, genetiquement manipulees, et dont 
les drolts de proprlete sont retenus par les entreprises multi­
nationales. Aujourd'hul, 97 pour cent des paysans iraklens 
reutilisent gratultement leurs semences; on volt tout ce que 
cela va changer avec l'occupation americalne. 
Tout cecl a un nom: cela s'appelle racket dellbere des multi­
nationales des «genodollars». Ce qul est experlmente dans 
certains pays du tiers monde est destlne a se generaliser, et 
peut-Atre qu'un Jour - ce n'est pas du rävel - on obtiendra 
qua toute consommatlon de produits sans OGM solt decla­
ree nefaste pour la santel 
Cette dlctature, II faut pouvoir l'arrAter a temps par une resis­
tance populalre. Nous vous invltons a accepter !'initiative, qul 
n'est pas seulement sympathique, comme l'ont dlt certains, 
mais qul est surtout necessaire dans 1a pertode actuelle. 

Gadlent Brlgltta M. (:J, GR): Vor drei Jahren haben wir be­
reits eingehend Ober die Problematik diskutiert, und grund­
sätzlich hat sich an der Situation nichts geändert. Ein 
Moratorium wäre ein negatives Signal, würde zu Verunsi­
cherung führen und hätte so auch schwerwiegende Folgen 
für die Zukunft der Wissenschaft in unserem Land. 
Natürlich nimmt die Initiative die Forschungsprojekte vom 
Moratorium aus, aber es ist klar, dass schon der Grundsatz 
als solcher zweifellos zu gewichtigen indirekten Auswirkun-
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gen für den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort 
Schweiz führen würde. Welche Forscher und Studierenden 
würden noch die Schweiz als Tätigkeitsgebiet wählen? Die 
Forschung wäre also sehr stark betroffen, und dies gerade 
im Bereich einer Zukunftstechnologie, in einem Gebiet mit 
besonders hohem Innovationspotenzial. 
Ein Moratorium suggeriert sodann, dass von gentechnisch 
erzeugten Lebensmitteln besonders grosse Gefahren aus­
gehen, ja, dass diese besonders risikobehaftet sind. Dies ist 
Jedoch nach heutigen Erkenntnissen in keiner Art und Weise 
der Fall. Vielmehr birgt Jedes neue Nahrungsmittel eben 
auch gewisse Risiken ry,it Bezug auf allfällige Unverträglich­
kalten oder Allergien. Uber die strengen Anforderungen der 
Gen-Lex hinauszugehen besteht deshalb keine Notwendig­
keit. 
Im Rahmen der Gen-Lex haben die Räte beschlossen, kein 
Moratorium, also kein Verbot, vorzusehen, dafür strenge Be­
dingungen und Verfahren vorzuschreiben, wie dies im gan­
zen Wissenschaftsbereich in unserem Land bewährte Praxis 
ist. Diese Regelungen nehmen die Befürchtungen der Be­
völkerung ernst und haben auch zur Folge, dass In den 
nächsten Jahren In der Schweiz ohnehin kaum mit einer 
kommerziellen Nutzung zu rechnen ist, sodass das Morato­
rium faktisch nicht nur überflüssig, sondern auch wirkungs­
los Ist. Aber ich möchte dies noch einmal ausdrücklich 
festhalten: Ein solches Moratorium würde ein fatales Signal 
aussenden und so die Möglichkeiten der Schweiz belasten, 
ihre Kompetenzen schwächen und für uns zukunftsträchtige 
Technologien mit einem grossen Potenzial gefährden, und 
das In einem Bereich, in dem die Schweiz heute zu den füh­
renden Nationen zählt. Die Volksinitiative ist deshalb ganz 
klar abzulehnen. 
Nichtsdestotrotz hat sich die Situation im Vergleich zu vor 
drei Jahren geändert, indem wir nämlich In der Koexistenz­
frage weitergekommen sind. Einerseits gibt es entspre­
chende EU-Programme, anderseits haben Studien ergeben, 
dass ein Nebeneinander von gentechnisch veränderten und 
konventionellen Kulturpflanzen in der Landwirtschaft aus 
wissenschaftlicher Sicht grundsätzlich möglich Ist, dass die 
vorgegebenen Grenzwerte dabei eingehalten werden kön­
nen. Es braucht dafür eine entsprechende Koordination be­
treffend die Fruchtfolgeplanung oder die lsolatlonsabstände, 
und es braucht ganz generell sicher einen guten Informati­
onsaustausch zwischen Nachbarn. Es braucht diesbezüg­
lich auch noch weitere Forschung und Vertiefung, aber es 
macht sicher Sinn, dass man ein solches Nebeneinander in 
der Produktion möglich macht und so eben auch die ver­
schiedenen Optionen für die Zukunft und auch die Chancen 
von GVO-Produktion offen hält. 
Wenn Immer gesagt wird, unsere Konsumentinnen und Kon­
sumenten wollten keine GVO-Produkte: Mit der umfassen­
den Deklaration können sich die Konsumentinnen und Kon­
sumenten Ja eben gerade informieren und haben dann die 
freie Wahl, welche Produkte sie kaufen wollen. 
Ich unterstütze deshalb den Antrag Randegger und bean­
trage Ihnen, dies ebenfalls zu tun. 

Rlklln Kathy (C, ZH): Gentechnikfreie Landwirtschaft für 
fünf Jahre: Die Voten, die ich hier gehört habe, haben zum 
Teil getönt, als ob es um ein absolutes, immerwährendes 
Gentechnikverbot ginge. Das ist bei dieser Initiative über­
haupt nicht der Fall. Die Regelung gilt fünf Jahre, und wie es 
nachher weitergehen soll, steht noch In den Sternen, bzw. 
wir werden uns sicher wieder mit dem Thema beschäftigen 
müssen. 
Ich möchte Sie daran erinnern, dass wir zusammen ein sehr 
strenges Gen-Lex-Gesetz ausgearbeitet haben. Ich habe 
mich persönlich auch aktiv dafür eingesetzt Wir haben in Ar­
tikel 12 klar geregelt, wer für die lnverkehrbringung zustän• 
dig ist. Es ist der Bundesrat bzw. das Bundesamt, und sie 
haben es In der Hand, allenfalls sehr strenge Regeln zu er­
lassen. 
Wir haben In Artikel 6 Absatz 3 klare, sehr strenge Bedin­
gungen gestellt. Sie sind wahrscheinlich so streng, dass in 
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unserer kleinen Schweiz eine Koexistenz, auch aus wissen­
schaftlichen Gründen, kaum möglich sein wird. Bleiben wir 
doch bei diesem Gesetz. 
Ich möchte eigentlich den Weg suchen, eine Lösung zu 
finden, ohne dass es zu einer Volksabstimmung kommen 
muss - zu einer Volksabstimmung über ein Moratorium, das 
nur fünf Jahre gelten soll, das uns alle viel Energie und Zelt 
kosten wird, das auch für den Bund sehr hohe finanzielle 
Aufwendungen bedeutet und das schlussendlich auch für 
die Konsumentinnen und Konsumenten nicht die Lösung 
bringt. die sie unbedingt haben möchten. 
Ich möchte Sie bitten, dem Rückweisungsantrag Randegger 
zuzustimmen und so mitzuhelfen, eine Lösung zu finden, da­
mit auch die Initianten - ich habe gehört, dass einige Initian­
ten gar nicht so unglücklich wären, wenn sie ihre Initiative 
zurückziehen könnten - die Möglichkeit haben, die Initiative 
zurückzuziehen. 

Müller Walter (RL, SG): Wir wollen gentechfreien Food -
das hat heute Morgen Kollegin Genner in den Saal gerufen. 
Das wäre schön für uns Bauern, das wäre wirklich wunder­
bar. Leider ist der «politische Konsument» und derjenige 
Konsument, der am Verkaufspunkt oder, so schön Neu­
deutsch gesagt, am «point of sell» den Verkaufsentscheid 
fällt, eben nicht der Gleiche; das ist nicht das Gleiche. Ob­
wohl ich der lnlHative und damit den Initianten sehr viel Sym­
pathie entgegenbringe, lehne ich die Initiative entschieden 
ab. Die gleichen Kreise, die sich heute sehr landwirtschaft­
lichfreundlich geben, fordern auch an vorderster Stelle im­
mer mehr Liberalisierung an der Grenze. Damit wird auch 
die Möglichkeit für immer mehr Importe von gentechnisch 
veränderten Nahrungsmitteln eröffnet. 
Für die Landwirtschaft ist es absolut selbstverständlich, dass 
die Produktion auf die Bedürfnisse der Konsumenten ausge­
richtet ist. Das gilt aber in erster Linie für diejenigen Konsu­
menten, die tatsächlich unsere Produkte kaufen, und nicht 
für den politisch verordneten oder reglementierten Konsu­
menten. Wir können und dürfen nicht an der Grenze liberali­
sieren und im eigenen Land dauernd mehr reglementieren. 
Die Wahlfreiheit darf nicht nur für die Konsumenten gelten, 
die Wahffreiheit muss auch für die Produzenten gelten, da­
mit sie auf die Bedürfnisse und die freie Wahl der Konsu­
menten reagieren können. Da Ich der Landwirtschaft die 
Möglichkeit erhalten will, auf die Bedürfnisse des Marktes zu 
reagieren, unterstütze Ich den Rückweisungsantrag Rand­
egger. 
Im Interesse des Marktes müssen gentechnisch veränderte 
und nicht veränderte Produkte zugelassen sein. Ich kenn mir 
durchaus auch vorstellen, dass sich ganze Regionen zu 
gentechnikfreien Zonen erklären und sich damit Im Marktei­
nen Vorteil verschaffen wollen, einen Vorteil, der nicht vom 
Gesetzgeber verordnet wird und der bewirkt, dass das Pro­
dukt auch entsprechend positiv vermarktet werden kann. Sie 
kennen die Diskussionen: Was gesetzlich verlangt wird, darf 
am Markt nicht speziell als VOrteil angepriesen werden. 
Weitere Gründe sprechen für die Ablehnung der Initiative. 
Sie ist nach meiner Meinung und Einschätzung nicht ehrlich: 
Die Initianten wollen eigentlich kein Moratorium von fünf Jah­
ren, Ihnen geht es vielmehr um ein dauerndes Verbot. Ein 
fünf Jahre dauerndes Moratorium in die Verfassung zu 
schreiben, ist verfassungsrechtlich bedenklich und grenzt 
schon an einen Missbrauch der Verfassung. 
Aber auch ganz reale Gründe sprechen für mich als Gemü­
seproduzenten gegen die Initiative. Wir beziehen das meiste 
Saatgut aus dem Ausland und sind damit auch bezüglich der 
Entwicklung im Saatgutbereich vom Ausland abhängig. Als 
Beispiel erwähne ich, dass für uns die Züchtung von mehl­
tauresistenten Sorten Im Anbau von Spinat entscheidend ist. 
Sollte der Fall eintreten, dass neue, genetisch veränderte 
Sorten auf den Markt kämen und wir sie nicht einsetzen 
dürften, so wäre der Anbau in der Schweiz gefährdet oder 
mit dem Nachteil des vermehrten Einsatzes von Pflanzen­
schutzmitteln behaftet. Ob das für die einheimische Produk­
tion am Markt noch als Vorteil angepriesen werden könnte, 
überlasse ich Ihrem Urteil. 

Das Signal, das wir für den Wirtschaftsstandort Schweiz mit 
einem Moratorium in der Verfassung aussenden würden, 
ginge weit über die Bedeutung eines fünf Jahre dauernden 
Moratoriums hinaus. Aufstrebende Wirtschaftsstandorte set­
zen konsequent auf die neue Technologie, und die For­
schung geht dorthin, wo sie die notwendigen Freiräume 
findet und nicht mit zukünftigen Unsicherheiten und Ein­
schränkungen rechnen muss. 
Sie müssen wissen und entscheiden, ob Sie den eigentli­
chen Rohstoff der Schweiz - Bildung und Forschung - wei­
ter vermehren oder in immer weiteren Bereichen ins Ausland 
verlagern wollen. Damit wandern natürlich auch Arbeits­
plätze ab. Wahlfreiheit für den Konsumenten - das Ist für 
mich sehr wichtig - bedingt auch Wahffreiheit für die Produ­
zenten. 

Pfister Theophil (V, SG): Unser Land hat sich im Bereich 
der gentechnisch veränderten Pflanzen in den fetzten zehn 
Jahren einen guten Ruf erworben. Das bekannteste Beispiel 
schweizerischer Forschung Ist der Golden Rice, der be­
kanntlich schwere Mangelerscheinungen bei einseitiger Er­
nährung mit Reis für Millionen von Menschen verhindern 
kann. 
Mit dem Gentechnik-Moratorium setzen wir unsere Stellung 
in Forschung und Entwicklung wie auch künftige Arbeits• 
plätze und Wertschöpfungen aufs Spiel. Kollegin Gadient 
hat auf diese Zusammenhänge eindrücklich hingewiesen. 
Es geht In dieser Initiative nicht um die Landwirtschaft. Hier 
geht es grundsätzlich um die Entwicklung dieser Technik 
und damit Immer auch um die Forschung. Die Landwirte 
sind frei, wie sie Ihre Zukunft gestalten wollen. Koexistenz 
wie auch Reglonallslerung sind möglich. Unser Land steht 
heute nicht schlecht da. Wir liegen in der Gentechnikfor­
schung etwa an fOnfter Stelle aller Forschungsnationen. Es 
ist eine ZUkunftstechnik, die weit über den grünen Bereich 
hinaus Ihre Ausstrahlung hat. Über 90 Forschungsprojekte 
sind heute Im Gang. Die Gentechnologie ist ein wichtiges 
Werkzeug, um die Funktionen von Genen und regulatorl­
schen Mechanismen Im Pflanzenbau und natürlich auch in 
anderen Bereichen zu erforschen. Der Wettbewerb um die 
Früchte dieser Technik läuft. Wer Moratorien aufstellt, kenn 
aber nicht erwarten, dass dieser Wettbewerb stlllsteht, er hat 
danach nur schlechtere Karten oder gar keine mehr. 
Für die Beurteilung der Gentechnik müssen wir uns fragen, 
wo wir In zehn Jahren stehen werden. Ich meine, in zehn 
Jahren sind die grundlegenden Patente erstellt und erteilt, 
nicht auf den Genen, sondern auf den Verfahren. In zehn 
Jahren sind neue Produkte erhältlich, die auch dort Ernten 
ermöglichen, wo dies heute nicht der Fall Ist, z.B. wegen 
salzhaltigen Böden oder wegen salzhaltigem Wasser. Es 
gibt Produkte, die resistent sind gegen Schädlinge, auch ge­
gen Viren, die heute riesige Verluste verursachen. Wir strei­
ten nicht mehr um diese Technik, sondern wir nutzen sie im 
Rahmen der Gesetzgebung. Keine Technik Ist ganz ohne Ri­
siko. Die Forschung und der Einsatz haben darum immer in 
klar geregelten Schritten zu erfolgen, dafür haben wir das 
neue Gentechnikgesetz. Wir haben heute die Frage zu be­
antworten, ob wir diese Technik selber mit entwickeln wollen 
oder ob wir dieses interessante Gebiet anderen überlassen 
wollen und mit der Zahlung von Lizenzgebühren zufrieden 
sind. 
Wir haben ein strenges Gentechnikgesetz gemacht, und wir 
haben das Moratorium immer abgelehnt. Das Gentechnik­
gesetz enthält restriktive Bewilligungsverfahren, Kontrollen, 
Einschränkungen und Absicherungen. Ein Moratorium führt 
zu einer teilweisen Aussetzung dieses Gesetzes und zu ei­
ner untragbaren Verzögerung. Wer glaubt, dass sich hier in 
fünf oder zehn Jahren noch gute Einstiegsmöglichkeiten er­
geben, macht sich Illusionen. Wenn wir heute nicht einstei­
gen wollen, nicht den Mut dazu haben, dann sind wir 
morgen nicht klüger, wir sind dann einfach zu spät dran. Ich 
möchte dies vorab der jungen Generation sagen. Jede 
Generation braucht anspruchsvolle Aufgaben- und Betäti­
gungsfelder mit Wertschöpfung, Felder, wo wir an der Spitze 
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sind und wo es sich lohnt zu investieren. Die Alternative Ist 
der Abstieg, die Erfolglosigkeit. Wir haben es in der Hand, 
wohin die Reise geht. 
Bedenken wir auch, dass wir uns im Rat intensiv mit dem 
Gentechnikgesetz und dessen engen Schranken befasst ha­
ben. Von uns darf man klare Aussagen erwarten. Wir dürfen 
sagen, was wir wissen, belsplelsweise, dass wir keine Nutz­
tiere verändern, dass eine freie Wahl für die Bürger besteht, 
dass keine wilde Freisetzung erfolgt. Darum tragen wir auch 
eine entsprechend grosse Verantwortung, auch für ver­
passte Chancen. Eine verzagte Schweiz - mutlos und un­
entschlossen - ist keine schöne Perspektive. Moratorien 
sind nichts anderes als Ausdruck von Unentschlossenheit 
und Verzagtheit. Wer den Erfolg will, muss sich dafür einset­
zen und kann dann auch die Ernte einfahren. 
Wir sollten die Verzagtheit beenden und keine Behinderun­
gen In die Verfassung einfügen. 
Die Initiative Ist zur Ablehnung zu empfehlen. 

Binder Max (V, ZH): Ich könnte jetzt auch sagen, ich legte 
meine Interessen offen, und erklären, ich sei kein Gentech­
Turbo. Auf unserem Landwirtschaftsbetrieb produzieren wir 
nach den Richtlinien der Integrierten Produktion auf der Ba­
sis des ökologischen Leistungsnachweises. Das ist eine von 
den Konsumentinnen und Konsumenten durchwegs ge­
wünschte Produktionsart. 
Wir haben viel über das Pro und das Contra zur Initiative 
und auch zur Gentechnik ganz generell gehört. Wir haben 
viel über die Qualität der Landwirtschaft und Ihrer Produkte 
gehört. Wir haben von Frau Fässler gehört, dass es hier und 
heute um die Zukunft der Schweizer Landwirtschaft gehe. 
Ich kann dem eigentlich nicht allzu viel abgewinnen. Heute 
wird nicht entschieden, ob es in Zukunft eine Schweizer 
Landwirtschaft geben wird oder nicht. Wir haben auch ge­
hört, was die Bauern produzieren sollen, was die Konsu• 
menten wünschen und kaufen wollen. Wir sind diesbezüg­
lich mit Ihnen einverstanden. Nur eines möchte ich Ihnen zu 
bedenken geben; Herr Kollege Müller Walter hat es vorhin 
bereits besagt: Der Konsument und die Konsumentin, die 
am Abstimmungssonntag Ihre Stimme abgeben, sind am 
Montagmorgen vor dem Ladengestell nicht mehr der gleiche 
Konsument und die gleiche Konsumentin. Das haben wir un­
tersucht, das trifft zu. 
Sie haben weiter gesagt, wir sollten besser sein - auch da­
mit sind wir einverstanden; wir behaupten ja auch, bereits 
besser zu sein -, wir müssten uns abheben. Wir haben in 
der Schweiz Labels und Produktionsformen, die sich vom 
Üblichen abheben. Wir haben aber festgestellt, dass sie Ir­
gendwann einmal im Überfluss vorhanden sind und die Kon• 
sumenten nicht mehr bereit sind, diese Produkte zu kaufen, 
zumindest nicht In dieser Menge. Von anderer Seite und an 
anderer Stelle hören wir dann wieder ganz anderes, nämlich 
dass wir zu teuer seien; die Produzentenprelse seien zu 
hoch. Wir hören, dass wir die Kosten senken müssten, 
gleichzeitig werden aber Auflagen gemacht, die die Kosten 
steigern. Und gleichzeitig öffnet man auch die Märkte, und 
wir werden in den freien Wettbewerb entlassen. Dagegen 
habe Ich aber eigentlich grundsätzlich auch nichts. 
Dann hören wir noch, dass die Bauern wissen, dass wir In 
der Schweiz Immer teurer sein werden. Wir werden Immer 
teurer sein. Eigentlich wollen wir das nicht, wir wollen eigent­
lich günstiger werden. Wir wollen irgendwann einmal im 
Wettbewerb bestehen können. 
Nun stellt sich für mich die Frage, ob eine solche Initiative für 
ein Moratorium eine Chance oder eine Gefahr sei. Ist es tat­
sächlich eine Chance, wenn Verbote ausgesprochen wer­
den? Sind Verbote Chancen für die Zukunft? Sind Verbote 
Chancen für eine Entwicklung? Sind Verbote Chancen für 
eine Junge Generation? Verbote bedeuten für mich Still­
stand. Ein Moratorium ist ein Instrument, um sich nicht ent­
scheiden zu müssen. So wird auf dieses Moratorium mit 
Sicherheit ein zweites folgen. Immerhin kann man sagen, es 
sei zuerst ein zehn Jahre dauerndes Moratorium vorgese­
hen gewesen. Man hat dann die Unterstützung landwirt-
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schaftlicher Kreise mit der Halbierung dieser Zehnjahresfrist 
erkauft. Wer aber dem Traum der gentechfreien Schweiz 
nachhängt, der kann nicht mit einem fünf Jahre dauernden 
Moratorium zufrieden sein. 
Dafür habe Ich auch ein gewisses Verständnis. Wer eine 
gentechnlkfrele Schweiz will, der kann das nicht befristet 
machen, sondern der will sie für immer so haben. Dann wird 
ganz sicher Innert dieser fünf Jahre eine zweite Initiative fol­
gen, die dann ein längeres Moratorium fordern wird, damit 
man sich immer noch nicht entscheiden muss, und irgend­
wann wird dann die Initiative für ein dauerndes Verbot -
nicht mehr für ein Moratorium, sondern für ein Verbot - fol­
gen. Gegen die eigene Überzeugung zu kämpfen, das ist, 
wie wenn Sie gegen laufende Windmühlen ankämpfen woll­
ten. Nur meine ich: Die Initianten müssten hier eigentlich 
ehrlich sein. Diese Initiative ist für mich also die Nummer 
eins in einer Folge weiterer solcher Begehren. Sie ist der Be­
ginn eines endgültigen Verbotes. auch wenn dieses heute 
als befristet deklariert wird. 
Wenn die Schweizer Bauern keine GVO-Produktion wollen, 
dann tun sie das nicht. Wenn die Schweizer Konsumentin­
nen und Konsumenten erklären, sie kauften solche Produkte 
nicht, dann wäre ein Bauer ja ejgentlich dumm, wenn er das 
produzieren würde. Die Schweizer Bauern haben eigentlich 
erklärt, sie wollten im Moment keine GVO-Produktion betrei­
ben, aber lassen Sie ihnen doch die Freiheit, lassen Sie ih­
nen die unternehmerische Freiheit zu entscheiden! Und wir 
lassen Ihnen als Konsumentinnen und Konsumenten bei 
diesen Produkten letztlich die freie Entscheidung zu wählen, 
ob Sie das eine oder das andere kaufen wollen. Das Gesetz, 
das wir gemacht haben, ist sehr streng. Es ist so streng, 
dass In diesen fünf Jahren vermutlich gar keine kommerzi­
elle Freisetzung erfolgen kann. Aufgrund der Erkenntnisse in 
dieser Zelt In Bezug auf die Koexistenz zeigt sich, dass ein 
vernünftiges Nebeneinander möglich sein kann, wie dies In 
anderen europäischen Staaten auch angestrebt wird. 
Im Sinne weiterer Abklärungen in Bezug auf diese Ko­
existenz scheint es mir deshalb sinnvoll, heute dem Antrag 
Randegger zuzustimmen, auch wenn ich Ihnen gestehe, 
dass Ich mich eigentlich heute entscheiden möchte. Im 
Sinne des Friedens bin Ich heute aber für den Antrag Rand­
egger. 

Delss Joseph, conseiller federal: Le moratolre, c'est comme 
les oellleres: cela permet de ne pas voir ce qui se passe 
autour de soi. Ceci dit, les autorites federales sont conscien­
tes de la necesslte de reglementer l'utilisation du genie ge­
netique dans le domaine non humain. II y a dix ans deja, 
alles ont concretise l'article constltutionnel a ce sujet, en in­
serant des disposltlons preventives dans ia loi sur les den­
rees alimentalres, la loi sur la protectlon de renvironnement 
et la lol sur les epidemles. Neanmoins, le Conseil federal 
s'est toujours prononce contre un moratoire, tant lors de la 
dlscussion de la loi sur le genie genetique (LGG) que iors de 
celle sur l'agriculture et dans le message concernant 1a pre­
sente initiative. 
Les moratoires ne resolvent pas les problemes, lls les re­
poussent De plus, II ne faut pas oublier qu"une procedure 
d'autorisation dure plusieurs annees, puisqu'elle comprend 
plusleurs perlodes de vegetation. Une procedure d'autorisa­
tlon pourralt donc durer davantage que le moratoire lui­
mäme. En adoptant la loi sur le genie genetlque II y a deux 
ans, vous avez edicte une loi globale pour proteger l'lltre hu­
main, les animaux et l'environnement. Cette loi prend aussi 
en compte la dlversite biologique et la fertlllte du sol, l'lnte­
grlte des organismes vivants, le libre cholx des consomma­
teurs, et vise a empächer la fraude sur les produits. Elle suit 
le princlpe de precaution: les dangers et les attelntes lies 
aux organlsmes genetiquement modifies doivent lltre limltes 
le plus töt possible par l'intarvention de l'Etat. 
Avec la loi sur le genie genetique, le Parlament a instaure un 
Instrument efflcace qui, de l'avis du Conseil federal, satisfalt 
largement aux revendications des auteurs de !'initiative. Mon 
premier message est donc de dire que nous disposons dejä 



04.054 Conseil national JS 14juin 2005 

de ce qu'il raut. Lisez avec mol l'artlcle 6 alinea 3 LGG: «La 
mise en circulation d'organismes genetiquement modlfies 
destines a Mre utilises dans l'environnement n'est autorisee 
que si ces organismes ne contiennent pas de genes intro­
duits par genie genetique qui induisent une resistance aux 
antibiotlques utilises en medecine hurriaine et veterinalre et 
si des essals en milieu confine et des dissemlnations experi­
mentales ont etabli que ces organismes» - suivent six condl­
tions qui doivent Atre remplies, je ne vous las cite pas toutes, 
sauf la lettre e: «ne se propagent pas ni ne propagent leurs 
proprietes de maniare indesirable.» Et a l'artlcle 7 LGG, II 
est question de la protection d'une production exempte d'or­
ganlsmes genetiquement modifies ainsi que du libre cholx 
des consommateurs. 
Pour vous prouver que nous disposons deja de ce qu'il faut, 
j'ajoute ceci. Nous avons mis en consultation dans l'admlnis­
tration l'ordonnance qui concerne justement cette question 
de l'utilisation en milieu ouvert des plantes genetiquement 
modiflees, et qui tralte de la question de la separation des 
cultures. 
Les besolns de l'agriculture sont largement pris en conslde­
ratlon. Plusleurs l'ont soullgne: la question que nous abor­
dons aujourd'hul est celle de l'agrlculture, mals pas seule­
ment celle de l'agriculture. Las modifications d'ordonnances 
qui decoulent de la lol sur le genle genetique sont en vlgueur 
et assurent qua les allments pour animaux et les denrees 
alimentalres genetiquement modifies sont clairement decla­
res comme tels et que le flux de ces prodults est separe de 
celui des prodults fabriques selon des methodes tradition­
nelles. 
Le Conseil federal, comme je l'al dit, reglementera egale• 
ment la coexistence des cultures traditionnelles et des cultu­
res d'organlsmes genetlquement modifles avant de dellvrer 
toute autorisation. II conviendra notamment de reglementer 
les distances a respecter entre les cultures tradltlonnelles et 
les cultures d'organlsmes genetlquement modifies. Differen­
tes etudes ont ete menees sur le sujet, et j'ai mandate mes 
servlces afin qu'ils preparent un projet de disposition d'appli­
cation de la loi sur le genle genetique qui fixe les conditlons­
cadres a respecter en matlere de coexistence. 
En ce qul concerne l'importation et la mise en circulatlon de 
plantes genetiquement modlflees au sens de l'inltlatlve, la loi 
prevolt une procedure d'autorisation comportant des tests 
effectues en plusieurs etapes definles. Cette procedure 
oblige les autorites federales a analyser a fond tous les ris• 
ques connus et a ne dellvrer une autorisation que sl la secu­
rite de l'ätre humain, des animaux et de l'envlronnement est 
garantle a tous les niveaux. Jusqu'a present d'ailleurs, 
aucune demande n'a ete deposee pour la culture de plantes 
genetlquement modlflees, plus exactement pour utiliser des 
semences genetlquement modttlees a des flns agrk:oles, fo­
restieres ou hortlcoles. 
L:lnltlative elle-m6me n'est pas parfaite: alle ne contient pas 
d'lnterdictlon explicite des importations et de la mise en cir­
culation des aliments pour animaux. Le libelle du texte de 
l'inltlative, et les declarations des lnltlants, d'allleurs, l'attes­
tent. Or le titre de !'initiative - «für Lebensmittel aus gentech­
nikfreier Landwirtschaft» - suscite d'autres attentes. II peut 
presque ätre qualifie de trompeur, puisque !'Initiative n'lnter­
dlt pas non plus l'importatlon et la mise en circulatlon de 
denrees alimentaires genetiquement modifiees. 
Le Conseil federal est conscient qua l'utilisatlon d'allments 
pour anlmaux et de denrees allmentaires issus de plantes 
genetiquement modifiees susclte des reactlons critlques 
chez nombre d'agrlculteurs et de consommateurs. Cepen­
dant, la modlficatlon constitutionnelle proposee et le mora• 
tolre qu'elle contient ne sont pas necessalres pour repondre 
aux exlgences de ceux-ci et n'interdiraient pas l'utillsation 
d'aliments pour animaux et de denrees allmentalres geneti­
quement modifles an Sulsse. 
Avec ses dispositions sur la separatlon des fiux de prodults 
et la garantie de 1a liberte de cholx du consommateur, la loi 
sur le genle genetique repond deja aux preoccupations des 
mllieux agricoles critiques a l'egard du genie genetique. II 
n'est pas exclu qua l'utilisation du genie genetique dans 

l'agrlculture puisse acquerir plus d'importance a l'avenir: 
qu'en savons-nous? 
!.:Union europeenne, par exemple, a leve son moratoire de 
fait et elabore un ensemble de reglementations qui, comme 
1a loi sur le genie genetlque, se fondent sur le prlncipe de 
precaution et visent a assurer une agriculture durable. En 
Suisse, comme on le sait, le Parlament a jusqu'a maintenant 
rejete les propositions de moratoire lors des deliberations 
concernant la lol sur le genle genetique et lors de la derniere 
revlslon de la lol sur l'agriculture. 
Le Conseil federal rejette !'initiative populaire pour clnq rai­
sons au moins. 
1. Canalyse de l'histoire nous montre qu'il est errone de ban­
nir certaines technologies. II est preferable d'analyser soi­
gneusement les risques qui y sont lies et de fixer las timites 
necessaires pour les maitriser. Tel a ete le röle de la lol sur 
te genle genetlque. 
2. La productlon de denrees alimentaires et d'autres pro• 
duits agricoles en recourant a des animaux genetiquement 
modifies est d'ores et deja lnterdite, et pas seulement pour 
clnq ans. 
3. Une procedure d'autorisatlon pour las plantes genetique­
ment modlfiees s'etendralt sur plusieurs annees, probable­
ment aussl longtemps que durerait le moratoire. En l'occur­
rence, !'Initiative resteralt de facto lettre morte. 
4. II est important qua les consommatrices et les consom­
mateurs aient la liberte de choix entre les denrees alimen­
talres produltes selon les methodes traditionnetles et las 
denrees genetiquement modifiees. La loi sur le genie gene­
tlque garantlt cette liberte de choix, avec la declaration obli­
gatolre des prodults contenant des organismes genetique­
ment modifies et avec le label «produit sans recours au 
genie genetique». La coexistence de la production traditlon­
nelle de plantes a cöte de la production de plantes geneti­
quement modifiees sera reglementee avant qu'une autorisa­
tion ne soit accordee. 
5. En cas d'acceptation de !'Initiative, la Suisse perdrait sans 
aucun doute son attralt dans le monde en tant qua site de 
recherche. Elle emettralt un signat defavorable ä la science, 
ca qul pourrait inciter des chercheurs a emigrer, privant ainsi 
la Suisse de leur savoir, alors m6me que leurs recherches et 
donc leurs essais de disseminatlon ne seraient pas directe­
ment touches par le moratolre. 
Noch einige Worte zum Antrag Randegger auf Rückweisung 
an den Bundesrat und zum Gegenvorschlag: Die Rückwei­
sung ist nicht notwendig, wenn es um die Sicherstellung der 
Koexistenz von Kulturen mit GVO und solchen ohne GVO 
geht, denn das Ist in den Artikeln 6 und 7 des Gentechnlkge• 
setzes, die ich soeben vorgelesen habe, bereits geregelt. Es 
handelt sich um eine der sechs zu erfüllenden Bedingungen 
für die Erteilung einer Bewilligung zum Inverkehrbringen von 
GVO. Der Bundesrat weiss um die Bedeutung dieser Bedin­
gung und wird dazu eine Verordnung erlassen, bevor er auf 
ein allfälliges Gesuch eintritt; diese Verordnung ist In Arbeit. 
Bel der Prüfung eines Gesuchs geht es in erster Linie um die 
Evaluation der Ergebnisse der Vorversuche im geschlosse­
nen System und der Freisetzungsversuche. Erst wenn hier 
die erforderlichen Angaben über die Koexistenz vorliegen, 
kann Ober die Bewilligung und Ober die konkreten Koexis­
tenzbedingungen entschieden werden. 
Der Bundesrat erachtet zusätzliche Regelungen über die 
Koexistenz auf Gesetzesstufe als nicht nötig und empfiehlt 
Ihnen deshalb auch den Rückweisungsantrag abzulehnen. 
Wir können wohl alle verstehen, dass durch den technischen 
und den wissenschaftlichen Fortschritt Verunsicherung ent­
stehen kann; die Geschichte beweist das zur Genüge. Im 
Jahre 1835 zum Beispiel hat das bayerische Ärztekollegium 
gegen die erste deutsche Eisenbahn geschrieben, die ra• 
sche Bewegung werde bei den Passagieren das Delirium fu­
rlosum hervorrufen. Oder, etwas näher bei uns: Am 5. März 
1911 hatte die Bündner Bevölkerung Ober das Fahren mit ei­
nem Automobil auf dem Kantonsgebiet abzustimmen, und 
sie lehnte die Benutzung dieser neuartigen Technik per 
Mehrheitsentscheid ab. Sie sehen es aber auch anhand 
dessen, was daraus entstanden ist: Verbote und Moratorien 
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sind keine Lösungen. Im gegebenen Fall schaden sie dem 
Forschungs- und Werkplatz Schweiz und somit auch der 
Landwirtschaft. Ist es nicht die Aufgabe der Politik, des Par­
lamentes, des Bundesrates, den Weg zu zeigen und die Ver­
unsicherung zu beheben und nicht noch zu vergrössern? 
Der Bundesrat beantragt nicht das Abenteuer. Wir haben ein 
Gentechnikgesetz, das streng und umfassend ausgestaltet 
ist. Aber wissenschaftliche Abschottung geziemt einem 
Land, welches die wissensbasierte Gesellschaft aufbauen 
will, sicher nicht. 
Ich bitte Sie deshalb, sowohl das Moratorium als auch den 
Rückweisungsantrag abzulehnen. 

Zlsyadls Josef (-, VD): Monsieur le conseiller federal, je 
vous entends parler de coexistence des cultures - une es­
pece de conflance aveugle. 
Mais quand on voit les derlves actuelles sur le plan mondial, 
que pense le Conseil federal a propos de la dictature qui se 
met en place avec la mise sous racket des paysans ameri­
cains ou de cette forme de dlctature larvee qui se met en 
place avec les semences en Irak? Ne voyez-vous pas les 
derives possibles de cette fay0n de faire? 

Delss Joseph, conselller federal: Nous disposons d'une loi 
sur le genie genetlque qul est sufflsamment severe pour evi­
ter de tels abus chez nous. Ceci dlt, j'al ete frappe par le 
nombre de fois qua les orateurs, ce matin, ont rendu attentif 
ä. l'exigulte du territolre suisse par rapport ä. la question de la 
dlsseminatlon, sans Jamals parler de la proximlte de nos 
pays voislns par rapport a un si petit pays et de la difflculte 
de toute fa1ton de pouvoir faire face seuls a ces dangers de 
dissemlnation. 
C'est pourquoi je pense que votre langage, qul met en cause 
aussi des totalltarlsmes - vous l'avez dit dans votre Interven­
tion tout a l'heure -, n'est pas un motif, ä. mon avis, de recou­
rir au moratolre, mals bien au contralre doit nous lnciter a 
nous annoncer presents dans ce debat. Et comment voulez­
vous etre presents sl vous n'avez pas les connaissances 
fondamentales a ce sujet? 

Graf Maya (G, BL): Immer wieder werden wir lnltlanten und 
lnitiantinnen mit dem Vorwurf der Forschungsfeindlichkeit 
oder Technologiefeindlichkeit konfrontiert. 
Kritik an einer neuen Technologie Ist immer angebracht. Bei 
dieser Technologie handelt es sich um eine Technologie, die 
nicht rOckholbar ist, wenn sie einmal In der Umwelt verbreitet 
Ist. Das ist eine neue Art von Technologie, und sie bedroht 
die Artenvielfalt und die vielfältigen Arten der Produktion. 
Sind Sie nicht auch der Meinung, dass wir für die Zukunft 
unserer Schweiz, aber auch angesichts der vielen Probleme, 
die wir auf der Erde haben, auf die Vielfalt der Forschung, 
auf die Vielfalt der Lösungen und auf die Vlelfalt gerade 
auch von landwirtschaftlichen Lösungsansätzen zählen 
müssen? Sind Sie nicht auch der Meinung, dass die Kritik an 
dieser Technologie den Umstand betrffft, dass sie nicht rOck­
holbar ist und sie die Artenvielfalt sowie die Vielfalt der Pro­
duktionsweisen anderer Systeme bedroht? 

Delss Joseph, Bundesrat Frau Graf, aus genau 9iesem 
Grund haben wir ein sehr strenges Gentechnikgesetz erlas­
sen. Artikel 6 Absatz 3 zeigt, dass eine Weiterentwicklung in 
der Landwirtschaft bei uns sehr eng definierten Bedingun­
gen genügen muss. Deshalb bin Ich davon überzeugt, dass 
wir In der Schweiz die notwendigen Instrumente haben, um 
dieser Gefahr der Nichtrü<;_kholbarkeit zu begegnen. Aber 
Sie wissen besser als Ich: Uber die NichtrOckholbarkelt die­
ser neuen modernen Technologie wird nicht die Schweiz 
entscheiden. Die Dinge gehen weltweit voran, und wir kön­
nen vielleicht weltweit einen Einfluss ausüben, nicht indem 
wir uns Scheuklappen anlegen, was ein Moratorium Immer 
bedeutet, sondern Indem wir auf diesem Gebiet Kenntnisse 
haben. Deshalb dürfen wir die Wissenschaft bei uns nicht 
bremsen, sondern müssen sie vorantreiben. 
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Wldmer Hans (S, LU), für die Kommission: Es wurde mir 
verschiedentlich gesagt: Sprich dann kurz! Ich werde mich 
der Kürze beflelssigen, aber es gibt doch einige Punkte, die 
im Namen der Mehrheit der Kommission korrigiert werden 
müssen. 
Zunächst wurde der Vorwurf erhoben, die Initiative sei wis­
senschaftsfeindllch; dieses Argument sticht nicht. Die Initia­
tive betrifft in keiner Weise die Wissenschaft, sie äussert sich 
nicht einmal zu den Freisetzungsversuchen. Man sagt, sie 
behindere psychologisch die Entwicklung der biotechnischen 
Forschung, man könne in der Schweiz nicht erforschen, was 
man in !fer Schweiz nicht anwenden könne. Solch problema­
tische Äusserungen sind nicht überzeugend. Wir entwickeln 
in der Schweiz vieles, was nicht in der Schweiz zur Anwen­
dung kommt. Das reicht von Satellitenbestandteilen bis zu 
Arzneimitteln gegen Tropenkrankheiten. Kann man in der 
Schweiz kein GVO-Pestizid gegen die Tsetsefliege entwi­
ckeln, weil man es in der Schweiz nicht einsetzen kann, da es 
hier keine solchen Fllegen gibt? Mit einer solchen Argumen­
tation erhöhen Sie nur die Chancen dieser Initiative. 
Ein weiterer Punkt betrifit die Koexistenz: Das Gentechnikge­
setz, dieses gute Gesetz, braucht bezüglich Koexistenz keine 
Ergänzung; es braucht eine Umsetzung auf der Verordnungs­
ebene. Da gibt es ja keinen Gegenvorschlag; das ist nicht so 
vorgesehen, das Ist auch gut so. Deswegen sind wir von der 
Kommissionsmehrheit ganz klar fOr die Ablehnung des Rück­
weisungsantrages Randegger. Das Problem der Koexistenz 
ist das Problem der Verhinderung von unerwünschten Weiter­
verbreitungen von GVO. Das Ist das Problem der Koexistenz; 
das war auch das Hauptthema bei den Beratungen des Ge­
setzes. Es wurde sehr grOndlich diskutiert. 
Ich habe noch etwas Ulkiges aus dem Ständerat gehört; es 
sei dort nämlich der Fall eines Flugpassagiers diskutiert wor­
den, der Im Flugzeug GVO-Mais gegessen habe, erst in Klo­
ten auf die Toilette gegangen sei und wegen einer Ver­
dauungsstörung unzerstörte DNA freigesetzt habe. Mehr Ins 
Detail kann und will ich nicht gehen. Die Koexistenz betrffft 
die Thematik des Verhinderns der Ausbreitung von GVO. 
Jetzt aber zu einem Thema, bei dem ich persönlich sehren­
gagiert bin: Der Initiative den Vorwurf zu machen, sie sei un­
ehrlich, das geht wirklich zu weit. Haben Sie ruhig noch zwei 
Minuten Geduld, das muss Ich etwas ausfOhrenl Die Initia­
tive ist deswegen als unehrlich bezeichnet worden, weil sie 
nicht Lebensmittel garantiere, welche im Sinne des Lebens­
mittelgesetzes gentechfrei seien. 
Es ist schon etwas seltsam, dass selbst Juristen davon aus­
gehen, dass sich die Verfassung nach den Gesetzen zu rich­
ten habe. Hier geht es um eine Initiative für eine Bestim­
mung auf Verfassungsebene. Im vorliegenden Fall müssen 
die beiden Definitionen nicht einmal miteinander Oberein­
stimmen. Die Initiative macht genau Jene Einschränkungen, 
welche zum Schutz der gentechnikfreien Produktion nötig 
sind. Kein Bauer kann gentechnikfrei produzieren, wenn 
GVO vom Feld seines Nachbarn auf sein Feld verfrachtet 
werden. Das will die Initiative verhindern. Der einzelne 
Bauer kann das nicht verhindern, weil es nicht auf seinem 
Feld, sondern auf demjenigen des Nachbarn geschieht. 
Deshalb wirbt sie zu Recht, ehrlich und ohne Taktik mit dem 
Titel «für Lebensmittel aus gentechnikfreler Landwirtschaft». 
Nach der Annahme der Initiative kann aber nicht Jeder Bauer 
in der Schweiz sagen, er habe gentechnlkfreie Produkte. Da­
für muss er dann noch auf einige andere GVO-Hilfsstoffe ver­
zichten. Das kann er dann frelwflllg tun. Dazu braucht er 
keine Bestimmung in der Verfassung oder Im Gesetz. Der I ni­
tlativtext beschränkt sich auf jene Bestimmungen, welche auf 
der Ebene der Verfassung nötig sind, um Lebensmittel aus 
gentechnlkfreier Landwirtschaft zu ermöglichen. Da sehe ich 
keine Differenz zwischen dem Titel und dem Inhalt und damit 
auch keine Unehrlichkeit; vergessen Sie das. Das finde ich 
das Unfairste, was in dieser Debatte gesagt worden ist. 

Freyslnger Oskar (V, VS), pour la commission: Bon, apres 
ce debat fleuve qui a dure toute la matinee, Je ne vals pas 
faire tres long. Je reprendrai peut-etre Juste quelques petlts 
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elements qui m'ont trappe dans la dlscusslon. Notamment, 
on a eu une perle de Madame Brunschwig Graf, qul a dlt 
qu'«attendre n'est jamais une solution durable». Je la trouve 
tres belle, puisque l'attente s'inscrlt dans la duree et que 1a 
duree donne le temps pour qu'on trouve une solution. Nous 
en concluons donc que l'attente peut, doit ätre, et est une 
solution durable! 
Le moratoire, finalement, ne permet que de faire ce que 
Monsieur Randegger exlge, c'est-a-dlre se donner le temps, 
justement, de volr si Ja cohabitation entre les cultures fonc­
tionne et de mesurer quelles sont les implications futures 
pour une technologie qul est Irreversible, comme cela a ete 
dlt. Simplement, on va le faire dans clnq ans au lleu de le 
faire en deux ans. Deux ans semblent un peu courts, quand 
m~me, pour arrlver a des resultats qui soient flables. Lors­
que Monsieur Randegger parle de la diverslte que l'on ob­
tiendrait gräce aux OGM en se basant sur la dlversite 
culturelle et polltique en Sulsse, alors qu'on sait que les 
OGM representent quand mäme un appauvrlssement gene­
tique, Je trouve cela un peu fort de cctabac 'transgenique'•I 
Quant a la comparaison qu'a falte Monsieur le conselller fe­
deral Deiss avec la volture, alors la, je crols que c'est quand 
mäme un peu bancal! Parce que la volture, cela falt courlr un 
risque individuel - on risque de se casser la flgure, mais plus 
ou moins lndlvlduellement -, alors qu'avec les OGM, nous 
sommes quand mäme tace a un risque collectif dont nous ne 
connalssons pas tous les aboutissants. 
Finalement, j'adresse une petite remarque a notre collegue 
Jean Fattebert, avec sa patate: la patate transgenique, je la 
trouve un peu banale; ce que j'aurais attendu comme reus­
site a ce niveau-la, c'est qu'il nous sorte de la terre las pom­
mes frites chaudes et saleesl Cela, i;'auralt ete une transge­
nese reussie. Car, Monsieur Fattebert, a force de jouer a 
l'apprenti sorcier, vous allez finir par ressembler a votre pa­
tate et ouvrir les yeux lorsqu'il sera trop tard et que las carot­
tes seront cuitesl (t.:orateur montre une carotte) 

Eintreten ist obligatorisch 
t:entree en matiere est acquise de p/ein drolt 

La presldente (Meyer Therese, presidente): Nous votons 
sur la proposltion Individuelle de renvoi Randegger. La pro­
position de renvoi de la mlnorlte Randegger a ete retiree. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomlnatlf: BeHage - Annexe 04.054/2205) 
Für den Antrag Randegger .... 83 Stimmen 

Dagegen "J;J;;e"s.1./IL /vo,r /J 'R. fo 
Bundesbeschluss Ober die Volkslnltlatlve «fürtbens• 
mittel aus gentechnlkfreler Landwirtschaft» 
Arrite federal concernant l'lnltlattve populalre «pour 
des allments prodults sans manlpulattons genetlques» 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antnilg der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commissfon 
Adherer a la decision du Consell des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art.2 
Antrag der Mehrheit 
.•.• die Initiative anzunehmen. 

Antrag der Minderheit 
(Rutschmann, Brunschwig Graf, Fattebert, Gadient, Häberli­
Koller, lneichen, Noser, Randegger, Sadls, Wobmann) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.2 
Proposition de Ja majorlte 
.... d'accepter !'initiative. 

Proposition de 1a mlnorite 
(Rutschmann, Brunschwig Graf, Fattebert, Gadlent, Häberli­
Koller, lneichen, Noser, Randegger, Sadis, Wobmann) 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Abstimmung - Vote 
(nameotlich - nominatif: Beilage - Annexe 04.054/2206) 
Für den Antrag der Minderheit ...• 91 Stimmen 

Für""" A,bag der MehrheJ:iZ:S;u / rtWr ff L fJ 
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Für Lebensmlttel 
aus gentechnlkfreler Landwirtschaft. 
Volksinltlatlve 
Pour des allments produits 
sans manipulations genetiques. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 18.08.04 (BBI 2004 4937) 
Message du Consell f6deral 18.08.04 (FF 2004 4629) 

01.465 

Stllndemt/Consell des Etats 15.03.05 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 14.06.05 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 
Nationalral/Consell national 14.06.05 (Fortsetzung - Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 17.06.05 {Schlussabstimmung-Vota final) 
Nationalral/Conseil national 17.06.05 (Schlussabstimmung - Vota final) 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «für Lebens­
mittel aus gentechnlkfreler Landwirtschaft» 
Arrite f6deral concemant l'lnltlaUve populalre «pour 
des allments prodults sans manlpulatlons genetlques» 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 35 Stimmen 
Dagegen .... 10 Stimmen 
(0 Enthaltungen) 
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04.054 

Für Lebensmittel 
aus gentechnikfreier Landwirtschaft. 
Volksinitiative 
Pour des aliments produits 
sans manipulations genetiques. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 1aOB.04 (BBI 2004 4937) 
Message du Conseil federal 18.08.04 (FF 2004 4529) 
StänderatfConseD des Etats 15.03.05 (Erstrat - Premier Conseil) 
NatlonalratfCollsell national 14.06.05 (Zweitrat - Deuxll!me Consell) 
Natlonalrat!Consell nattonal 14.06.05 (Fortsetzung - Suite) 
StänderatfConseD des Etats 17.06.05 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 17.06.05 (Schlussabsttmmung-Vote flnaQ 
Text des Erlasses (BBI 2005 4039} 
Texte de recte legfslatlf (FF 2005 3823} 

33 

Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «fQr Lebens­
mittel aus gentechnlkfreler Landwirtschaft» 
Arrete federal concemant !'Initiative populalre «pour 
des allments prodults sans manlpulatlons genetlques» 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage Annexe 04.054/2259) 
Für Annahme des Entwurfes .... 92 Stimmen 

Dagegen .... 92 StlmmenJi.e~ Svf,l,, /voJr i)/)Q.,/., l/2 
Mit Stichentscheid der Präsidentin r--, 
wird der Entwurf angenommen 
Avec la voix preponderante de la presidente 
le profet est adopte 
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~ NATIONALRAT 
~ r Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Für Lebensmittel aus gentechruldreler Landwirtscha~ Volksinitiative 

Pour des aliments produlls sans manlpulalions glln6tiques. Initiative populailll 

Gegenstand / ObJet du vote: 

Proposition de renvoi Randegger 

Abstimmung vom/ Vote du: 14.06.2005 12:37:24 

Abate + R TI .Fluri + R so 
Aeschbacher = E 2H :Föhn = V sz 
Allemann = S BE Frevsincer = V VS 
Amherd = C VS Fr6sch = G BE 
Amslulz + V BE Fiialislaller + V AG 
Baader CasDar + V BL Gadlenl + V GR 
Bader Elvilll = C SO Gallade = s 2H 
Banaa = s so Garbani = S NE 
Barlhassat = C GE Ganner = G 2H 

RA!exander + V TG 
= - 2H 

Beck + R VD 

Germanier • R VS 
Glezendanner • V AG 
Glasson + R FR 

Berberat = S NE Glur + V AG 
Bezzola + R GR GoD = s 2H 
Bi!l!ler + V SG Graf Mava = G BL 
Biffl\Allt!a Atlilio . V Tl Graf-1.llscher Edith = S TG 
Binder + V 2H Gross Andreas = s 2H 
Borer . V SO Guisan + R VD 
Bortoluzzi + V 2H Günter = s BE 
Bruderer = S AG Gulzwiller + R 2H 
Brun + C LU :Gvr = s sz 
Brunner T onl + V SG iGvsln Hans Rudolf + R BL 
Brunsdlwla Graf + R GE •G-Remo = s BS 
Büchler = C SG Häberli + C TG 
Buanon + V VD •HaMM = s 2H 
Bühimann = G LU •Haßer + V BE 
Bührer ♦ R SH Hämmerla = S GR 
Burkhalter + R NE Hassler = V GR 
Calhomas = C GR HMAmchweiler + R 2H 
.Cavalli = s Tl Helm Bea = s so 
Chevrler • C VS Hass Bernhard = - BE 
Christen + R VD 
Daauet = S BE 
Derl>ellav + C vs ~ 

= C BE 
= S AG 
= G SG 

DeBuman : C FR Huber . R UR 
Donze = E BE Hubmann = s 2H 
Dormond BMUefin = S VD 
Dunant + V BS 
Dupraz + R GE • = - VD 

= C AG 
+ V SG 

Eaers:zem-Obrist + R AG HutterMarkus . R 2H 
EnnlV + R GE .lmfekl . C 0W 
EnaelllAmer + R NW :lnelchen + R LU 
Fasel = G FR Janlak " s BL 
Fässler-Osterwalder = S SG Jermann + C Bl 
Fatleberl = V VD Joder + V BE 
Favre + R VD John..Calame = G NE 
FehrHans . V 2H Julzel = s FR 
Fehr Hans-Jiim = S SH Kaufmann + V 2H 
Fehr JllCllUefine = s 2H Keller Robert + V 2H 
FehrMario = s 2H KienerNellen = s BE 

Fraktion / Grouoo / Gruooo C G R s 
Ja/oui/sl 9 0 33 0 
nein / non / no 16 14 0 51 
enth. 1 absl I ast. 0 0 2 0 
entsch. Art. 57 41 excuse art. 57 4 1 scusato Art. 57 4 0 0 0 0 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vme / non ha votato 2 0 5 1 
Vakant I vacant J vacante 0 0 0 0 

Bedeutung Ja / Signlflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Signif!cation de non: 

E 
1 
4 
0 
0 
0 
0 

Kleiner + R AR Rossini = s vs 
Kohler = C JU Rolh-Bemasconi = s GE 
!Kunz " V LU Ruev + R VD 
Lana = G ZG Rutschmann + V 2H 
Laubacher + V LU Sadis + R Tl 
Leu =CLU SaM = s VD 
Leuenberaer Geneve = G GE -IV = s VD 

~cmr~:: !Schenk + V BE 

Leuthard + C AG 
Levrat = S FR 
Loanfe = C Ai 
Luslenbamar + C LU 
Markwalder Bär + R BE 
Marti Werner = S GL 
MMV KäUn = S 2H 
Mathvs + V AG 
Maurer + V 2H 
Maurv Pesnuier = S GE 
Meier-Schatz = C SG 
M = G VD 
,Messmer + R TG 

~ #CFR 
+ V BL 

MÖllleft • V 2H 
Müller Geri = G AG 
~ + R AG 
~ + R SG 
MüUer-Hemml = S 2H 
Müri +VLU 
Nordmann = S VD 
Noser + R 2H 
Oehrii + V BE 
Paoan + V GE 
Parmefin + V VD 

~ : ; Jl 
~Gerhard 
~TheoDhil 
Randeaoer 
Rechstalner Paul 
Rechslelner-Basel 
Recordon 
Rennwald 
Rey 

Rlklln 
Rime 
Robbienl 

V - Tot. 
40 0 83 

+ C ZG 
+ V SG 
+ R BS 
= S SG 
= S BS 
= G VD 
= S JU 
= s vs 
+ V GE 
+ C 2H 
+ V FR 
= C Tl 

+ ja/oui/si 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast. 

!Schenker 
,Scherer Marcel 
Sthlbli 
Schlüer 
Schmied Waller 
Schneider 
Schwalltfer 
Sieal'lsl 
Simoneschi-Corlesi 
Sommaruga Carlo 
Soohler 
Stahl 
Stamm Luzi 
Sleiner 
Slöckii 
Studer Helner 
StumD 
Teuscher 
Thanei 
Theiler 
Tnnonez 
Vanek 
Vaudroz Rene 
Vei1lon 
Vermot-Mancold 
VIScher 
Vollmer 
Waber Christian 
Wifler 
Walker Felix 
Walter t1811l11Öra 
!Wandlluh 
Wasserfallen 
Wehrll 
Wei!lelt 
Wevenalh 
Wldmer 
Wobmann 
WvssUrsula 
Zeofl 
l'l!!.VAnis 
z,mnJaer 

% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 

= s BS 
+ V ZG 
+ V 2H 
+ V 2H 
+ V BE 
+ R BE 
• V sz . V AG 
= C Tl 
= s GE 
• V TG 
+ V 2H 
* V AG 
+ R so 
= s BE 
= E AG 
= s AG 
= G BE . s 2H . R LU 
+ R BE 
= - GE 
0 R VD 
= V VD 
= s BE 
= G 2H 
= s BE 
= E BE 
+ E 2H 
= C SG 
+ V TG 
+ V BE 
+ R BE 
= C sz 
+ R SG 
• V BE 
= s LU 
+ V so 
= s BE 
+ C 2H 
= . VD 
+ V 2H 

6 5 96 
0 0 2 excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 

0 0 
10 0 
0 0 

0 
18 
0 

• hat nicht teilgenommen / n·a pas vota / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le president ne prend pas part aux votes 
v Vakant/ Vacant / Vacante 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
21.06.2005 21 :39:01 /3 ldentlf.: 47.8 / 14.06.2005 12:37:24 
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~ NATIONALRAT 

7 r Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Bundesbesdlluss über die Volkslnillallve "für lebensmlt!el aus gentechnikfreier Landwirtschaft' 

Arrßli! federal conoemant rinitiative populaire "pour des afiments produits sans manipulations genetiques' 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art. 2 

Abstimmung vom / Vote du: 14.06.2005 12:38:55 

Abate = R Tl Ruri = R so Kleiner = R AR Rosslnl + s vs 
Aeschbacher + E ZH Föhn + V sz Kahler + C JU Roth-Bemasoonl + S GE 
Allemann + s BE Freys1m:1er + V vs Kunz + V LU Ruav = R VO 
Amhetd + C vs Frosch + G BE Lana + G ZG Rufsehmann = V ZH 
Amslutz = V BE Füa11StRIter = V AG Laubacher = V LU Sadis = R Tl 

: V BL Gadient = V GR Leu ::: C LU i Salvl + s vo 
~r + C so Gallade + S ZH Leuetllll!m9r Ganeve + G GE: Savarv + s vo 

+ s so! Garbani + s NE Le = R ZH Schenk = V BE 
Barthassal + C GE Gannar + G ZH rhoizer + s BL Schenker + S BS 
Baumann Alexander = V TG Garmanier . R VS Leutherd = C AG Scherer Maro:el = V ZG 
Bäumle + . ZH 1 Glezendanner . V AG Levrat + s FR Schibli = V ZH 
Back = R VO: Glasson = R FR Loenfe = C Al Schlüer = V ZH 
Berberat + s NE Glur = V AG Lusten=er = C LU Schmied Walter " V BE 
Bezzola = R GR GoO + S ZH Markwalder Bär = R BE Schneider = R BE 

~>a 
= V SG . V Tl 
= V ZH 

GrafMava + G BL 
Graf•l.l1scher Edith + S TG 
Grass Andreas + S ZH 

MartiWemer + s GL 
Ma!tYKäfin + s ZH 
Mathvs = V AG 

Sdlwander . V SZ 
Siennst . V AG 
Simoneschl-Cortesl + C Tl 

Barer • V so Guisan = R VO Maurer = V ZH Sommaruaa Carlo + S GE 
Bortoluzzi = V ZH Günter + s BE MaurV PaSQuler + s GE Spuhler . V TG 
Bruderer + s AG GulzWiOer = R ZH Meier-Schatz + C SG Stahl = V ZH 
Brun = C LU .,;vr + s sz. Menetrev-5avarv + G VO Stamm Luzi . V AG 
Brunner T onl = V SG f.lw!n Hans Rudolf = R BL: Massmer = R TG Stelner = R SO 
Brunscnwm Graf = R GE GvsinRemo + S BS ! MeYer Therese # C FR Stöckli + S BE 
Büchler + C SG 
Bunnnn = V VO 
Bühlmann + G LU 

Häberll = C TG 
Haerino + s ZH 
HaOer = V BE 

Mieseh = V BL 

~ 
. V ZH 
+ GAG 

Studer Heiner + E AG 
Srumo + S AG 
Teuscher + G BE 

Bühler . R SH Hämmerie + S GR MüOer Plulioo = RAG Thenel . S ZH 
Burkhalter = R NE Hassler + V GR Müller Walter = R SG TheDer • R LU 
Calhomas : C GR HaaelschweOer = R ZH MüDer-Hamml + s ZH Trioonez = R BE 
Cavalli + s Tl Heim Bea + s so Müri = V LU Vanek + - GE 
Chevrier . C VS Hass Bernhe!d + . BE Nordmann + S VD Vaudroz Rene 0 R vo 
Christen = R VO Hochreutener = C BE Noser = R ZH VeiDon + V vo 
DaQUet + S BE Hofmann Urs + S AG Oehrll = V BE Vermot-Maooold + S BE 
Dameuav = C VS Hollenstein + G SG Paaan = V GE Vlscher + G ZH 
DeBuman = C FR Huber . R UR Pannelin = V VO VoDmer + S BE 
Donze + E BE Hubmann + S ZH Pedrina + s Tl : Weber Chrlslian + E BE 
Dormond B6auelln + s VD Huwenin + - vo Petn = R Tl ! Wäller = E ZH 
Dunant = V BS HumbelNäf = C AG Perrin = V NE Walker Felix = C SG 
Dulll'IIZ = R GE Hutter Jasmin = V SG Pfister Garhard = C ZG Walter Haru.nm + V TG 
,Eoerszeai-Obrist = RAG Hutler Marlws • R ZH Pfister TheoPhD = V SG Wandlluh = V BE 
Eaow = R GE lmfeld . C OW Randeoner = R BS Wasserfallen = R BE 
Enaa1namer = R NW ineh:hen = R LU RechstelnerPaul + S SG Wehrll = C SZ 
Fasel + G FR Janlak + s BL Rechstelner-Basel + s BS WA1M1t = R SG 
Fässler-Osterwalder + s SG Jermann = C BL Recordon 
Fattebert = V VO Joder = V BE Rennwald 
Favre = R VO John-Calame + G NE 1(911 

FehrHans . V ZH Jutzet + s FR Revmond 
Fehr Hans-Jüro: + s SH Kaufmann = V ZH Rildln 
FehrJam1,...,.. + S ZH Keller Robert = V ZH Rime 
FehrMario + S ZH KienerNellen + S BE Robblani 

Fraktion / Groupe / Gnmoo C G R s E V . Tot. 
Ja I oui/ si 8 14 0 51 4 6 5 88 
nein I non / no 16 0 34 0 1 40 0 91 
enth. t aDSt. 1 ast. 1 0 1 0 0 0 0 2 
entsch. 1-\1\. 57 4 t excuse art. 57 4 t scusato An. 51 4 0 0 0 0 0 0 0 0 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote I non ha volato 2 0 5 1 0 10 0 18 
Vakant, vacant / Vacante 0 0 0 0 0 0 0 0 

Bedeutung Ja I Slgnlflcation de oui: Proposition de la majorite 
Bedeutung Nein/ Slgnlflcatlon de non: Proposition de la mlnorlte Rutschmann 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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+ G VO We"""Alll . V BE 
+ s JU Wldmer + S LU 
+ s vs Wobmann = V SO 
= V GE WvssUrsula + s BE 
0 C ZH Zaoff ::: C ZH 
= V FR """"'dls + . vo 
+ C Ti Zuooiaer = V ZH 

+ ja/ oul/ sl 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast. 
% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 

excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le presldent ne prend pas part aux votes 
v Vakant/ Vacant / Vacante 

Conseil national, Systeme de vote electronique 

Ref.: (Erfassung) Nr: 2206 
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~ NATIONALRAT 
~ r Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Bundesbesdlluss über die Volksinitiative 'für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft" 

Am'!,16 16deral conoomant rlnltiatlve populaira "pour des aliments produits sans manipulations genätiques" 

Gegenstand / ObJet du vote: 

Volefinal 

Abstimmung vom/ Vota du: 17.06.2005 10:02:14 

Abate + R Tl Flur! + R SO Kleiner + R AR Rossini = s vs 
Aeschbacher = E ZH iföhn • V SZ .Kahler = C JU Rolh-Bemasconi = s GE 
:Allemann = s BE Fl'lMliMer = V VS Kunz = V LU Ruev + R VD 
1Amherd = C vs Fl'OSCll = G BE Lang = G ZG Rutschmann + V 2H 
Amstulz + V BE Füollstaller + V AG Laubecher + V LU Sadis + R Tl 

+ V BL Gad!ent + V GR Leu + C LU Salvi = s VD Far vira = C SO Gallade = s 2H : LeuenDeraer Geneve = G GE sawirv = s VD 
a = s so Garbanl 

Barlhassat = C GE Gemer 
Baumann Alexander + V TG Germanier 
Bäuml& = . 2H Gl&zendamer 
Back + R VD Glassan 
Berberat = S NE Gfur 
Bezzola + R GR GoD 

11~ + V SG 
= V 11 
+ V 2H 

GrafMava 

~Edilh reas 
BOlllr • V SO Gu!san 
Bortoluzzi + V 2H Günter 
Bruderar = S AG Gutzwlller 
Brun = C LU Gvr 

Brunner Toni + V SG c.wm Hans Rudolf 
' Graf + R GE GvslnRemo 

Büchl&r = C SG Häbedi 
Buanon + V VD Haminr, 
Bühlmann = G LU Haller 
Bührar + R SH Hämmer!& 
Bur1d1aller + R NE !Hassler 
Calhomas a C GR ,. iler 
Cavalli = s 11 Heim Bea 
Chevrier = C VS Hess Bernhard 
Christen + R VD Hochraulener 
Daauet = S BE Ho1mannUrs 
Darbellay + C vs Hoßensleln 
DaBuman + C FR Huber 
Donze = E BE Hubmann 
Dormond BAm•efin = S VD HUOUenin 
Dunant = V BS HumbelNäf 

ft; 
+ R GE 
+ R AG . R GE 
+ R NW 

Huller Jasmin 
Hutter Markus 
lmfeld 
lneichen 

Fasel = G FR Janiak 
Fässler-Osterwalder = S SG Jermann 
Fattebert + V VD Joder 
Favre + R VD John.Calame 
Fahr Hans + V ZH Ju1zet 
FehrHans-Jüm = S SH Kaufmann 
Fehr JaellUellne = s 2H KeOer Robert 
FehrMario = s 2H KlenerNellsn 

Fraktion / Grouoe / Gruppo 
Ja/oul/si 
nein / non / no 
enth. t aost. t ast. 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. ::,r 4 I scusata Art. 57 4 
hat nicht teilgenommen / n ont pas vote f non na votato 
!Vakant/ Vacant / Vacante 

Bedeutung Ja / Significaüon de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnlflcation de non: 

Nationalrat, Elektronisches Abstlmmungssystem 
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= S NE Leuteneaaer l"lllllPO + R 2H Schenk + V BE 
= G 2H Leubmeaaer Oberholzar = s BL Schenker = s BS 
+ R VS Leuthard 
+ V AG :Levrat 
+ R FR Loeofe 
+ V AG L1llmm11Amer 

= s 2H Markwalder Bär 
= G BL Mart!Wemer 
= S TG MartvKäBn 
= S ZH Malhvs 

+ R VD Maurar 
= s BE Maury PaSQuiar 
+ R 2H Meler-5chatz 
= s sz Man6trev-Savarv 
+ R BL Massmer 
= S BS Mevar Therese 
+ C TG Mlesch 
= S ZH •Möraell 
+ V BE MüllerGed 
= S GR Müller PhifiDD 
= V GR Mllller Waller 
+ R ZH Müller-Hemm! 
= s so Müri 
+ . BE Nordmann 
+ C BE Noser 
= s AG Oehrii 
= G SG :Paaan 
+ R UR Parme6n 
= S ZH Pedrina 

= . VD Palff 
+ C AG Perdn 
+ V SG Pfister Gerhard 
+ R ZH Pfister Theaohil . C 0W Randeacer 
+ R LU Rechslelner Paul 
= s BL Rechslelner-Basel 
+ C BL Recordon 
+ V BE Rennwald 
= G NE Rav 
= S FR RAllffland 
+ V 2H Rildin 
+ V ZH Rirne 
= S BE Robblani 

C G R s E V - Tot 
12 0 38 0 1 41 1 93 
10 14 0 51 4 9 4 92 
3 0 0 0 0 1 0 4 
0 0 1 0 0 0 0 1 
3 0 1 1 0 5 0 10 
0 0 0 0 0 0 0 0 

ldenlif.: 47.8 / 17.06.200510:02:14 

+ C AG Scharar Marcel + V ZG 
= S FR SchlbU + V 2H . C Al Schlüer + V 2H . C LU Schmied Waller + V BE 
+ R BE Schneider + R BE 
= S GL Schwander 0 V sz 
= s 2H SIMrl"t = V AG . V AG Simoneschi-Cortesl = C Tl 
+ V 2H Sommaruaa Cailo = S GE 
= S GE Souhler . V TG 
= C SG Stahl + V 2H 
= G VD Stamm Luzi + V AG 
+ R TG Steiner + R SO 
+ C FR Stöckli = S BE 
+ V BL Studer Heiner = E AG 
+ V 2H StumD = S AG 
= GAG Teuscher = G BE 
+ R AG Thanal . s 2H 
+ R SG Theiler + R LU 
= s 2H Tr1nnnez. + R BE 
= V LU Vanek = . GE 
= S VD Vaudroz Rene + R VD 
+ R 2H Veiion = V VD 
+ V BE V81!!10l•Ml!llllold = S BE 
+ V GE V!Scher = G 2H 
+ V VD •Vollmer = S BE 
= s Tl !Waber Christian = E BE 
+ R Tl Wäfler + E ZH 
+ V NE 
+ C ZG 
+ V SG ~ 

+ C SG 
= V TG 
+ V BE 

% R BS WllllS8lfallen + R BE 
= S SG Wehdi o C sz 
= S BS Weklelt + R SG 
= G VD Wevenelh + V BE 
:;:: S JU Wldmer = s LU 
= s vs Webmann + V SO 
+ V GE wvssUrsula = s BE 
0 C 2H Zeofl + C 2H . V FR T1"""t!iS = . VD 
= C Tl lU!lDiallr + V 2H 

+ Ja/oul/si 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast 
% entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 

excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le president ne prend pas part aux votes 
v Vakant / Vacant / Vacante 

Conseil national. Systeme de vote etectronique 

Ref.: (Erfassung) Nr. 2259 



Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «für Lebensmittel 
aus gentechnikfreier Landwirtschaft» 

vom 17. Juni 2005 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestiltzt auf Artikel 139 Absatz 3 der Bundesverfassung1, 

nach Prüfung der am 18. September 20032 eingereichten Volksinitiative 
«für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 18. August 20043, 

beschliesst: 

Art.1 
1 Die Volksinitiative «für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft» vom 
18. September 2003 ist gültig und wird Volk und Ständen zur Abstimmung unter­
breitet. 
2 Die Volksinitiative lautet: 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 2 (neu) 

2. Übergangsbestimmung zu Art. 120 (Gentechnologie im Ausserhumanbereich) 

Die schweizerische Landwirtschaft bleibt für die Dauer von fünf Jahren nach 
Annahme dieser Verfassungsbestimmung gentechnikfrei. Insbesondere dürfen weder 
eingeführt noch in Verkehr gebracht werden: 

a. gentechnisch veränderte vermehrungsfähige Pflanzen, Pflanzenteile und 
Saatgut, welche für die landwirtschaftliche, gartenbauliche oder forstwirt­
schaftliche Anwendung in der Umwelt bestimmt sind; 

b. gentechnisch veränderte Tiere, welche für die Produktion von Lebensmitteln 
und anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen bestimmt sind. 

1 SR 101 
2 BBl 2003 6903 
3 BBl 2004 4937 

2005-1572 4039 



Volksinitiative «filr Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft». BB 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 1 7. Juni 2005 

Der Präsident: Bruno Frick 
Der Sekretär: Christoph Lanz 
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Nationalrat, 17. Juni 2005 

Die Präsidentin: Therese Meyer 
Der Protokollführer: Christophe Thomann 



Arrete f ederal 
concernant }'initiative populaire «Pour des aliments 
produits sans manipulations genetiques» 

du 17 juin 2005 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu l'art. 139, al. 3, de la ConstitutionI, 
vu !'initiative populaire «Pour des aliments produits sans manipulations genetiques», 
deposee le 18 septembre 20032, 
vu le message du Conseil federal du 18 aoilt 20043, 

arrete: 

Art.1 
1 L'initiative populaire du 18 septembre 2003 «Pour des aliments produits sans 
manipulations genetiques» est valable et sera soumise au vote du peuple et des 
cantons. 

2 L'initiative populaire a la teneur suivante: 

Les dispositions transitoires de la Constitution sont modifiees comme suit: 

Art. 197, eh. 2 (nouveau) 

2. Disposition transitoire ad art. 120 (Genie genetique dans le domaine non humain) 

L'agriculture suisse n'utilise pas d'organismes genetiquement modifies durant les 
eing ans qui suivent l'adoption de la presente disposition constitutionnelle. Ne 
pourront en particulier etre importes ni mis en circulation: 

a. les plantes, les parties de plantes et les semences genetiquement modifiees 
qui peuvent se reproduire et sont destinees a etre utilisees dans l' environ­
nement a des fins agricoles, horticoles ou forestieres; 

b. les animaux genetiquement modifies destines a la production d' aliments et 
d'autres produits agricoles. 

1 RS 101 
2 FF 2003 6327 
3 FF 2004 4629 

2005-1572 3823 



Initiative populaire <<pour des aliments produits sans manipulations genetiques». AF 

Art. 2 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil des Etats, 17 juin 2005 

Le president: Bruno Frick 
Le secretaire: Christoph Lanz 

3824 

Conseil national, 17 juin 2005 

La presidente: Therese Meyer 
Le secretaire: Christophe Thomann 



Decreto f ederale 
concernente l'iniziativa popolare «per alin1enti 
prodotti senza manipolazioni genetiche» 

del 1 7 giugno 2005 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

visto l'articolo 139 capoverso 3 della Costituzione federalel; 
esaminata l'iniziativa popolare «per alimenti prodotti senza manipolazioni 
genetiche» depositata il 18 settembre 20032; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 18 agosto 20043, 

decreta: 

Art.1 
1 L'iniziativa popolare del 18 settembre 2003 «per alimenti prodotti senza manipo­
lazioni genetiche» e valida ed e sottoposta al voto del Popolo e dei Cantoni. 

2 L'iniziativa ha il tenore seguente: 

Le disposizioni transitorie della Costituzione federale sono modificate come segue: 

Art. 197 n. 2 (nuovo) 

2. Disposizione transitoria dell 'art. 120 (Ingegneria genetica in ambito non umano) 

Nei cinque anni seguenti l'accettazione della presente disposizione costituzionale 
l'agricoltura svizzera non utilizza organismi geneticamente modificati. Non possono 
in particolare essere importati ne messi in circolazione: 

a. le piante, le parti di piante e le sementi geneticamente modificate ehe posso­
no riprodursi e sono destinate a essere utilizzate nell 'ambiente per fini agri­
coli, orticoli o forestali; 

b. gli animali geneticamente modificati destinati alla produzione di alimenti e 
altri prodotti agricoli. 

RS 101 
2 FF 2003 6017 
3 FF 2004 4365 

2005-1572 3637 



Iniziativa popolare «per alimenti prodotti senza manipolazioni genetiche». DF 

Art. 2 

L' Assemblea federale raccomanda al Popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa. 

Consiglio degli Stati, 17 giugno 2005 

II presidente: Bruno Frick 
II segretario: Christoph Lanz 
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Consiglio nazionale, 17 giugno 2005 

La presidente: Therese Meyer 
II segretario: Christophe Thomann 




